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l!mmentar 

Ausbildungsverbünde können 
die duale Ausbildung in 
den ostdeutschen Ländern stärken 

Hermann Schmidt 

Während die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen von 1993 auf 

1994 nahezu konstant geblieben ist, hat sich das Angebot im 

gleichen Zeitraum um rund fünf Prozent verringert. Die Tat­

sache, daß der Rückgang des Ausbildungsplatzangebots in den 

westlichen Bundesländern mit über neun Prozent deutlich über 

dem Durchschnitt liegt, kann leicht zu dem Fehlschluß führen, 

in der Entwicklung der beruflichen Bildung im Osten stünde al­

les zum Besten. Bei genauerer Betrachtung wird jedoch 

deutlich, daß in diesen Bundesländern wenigstens jeder 

fünfte Ausbildungsplatz in staatlich geförderten außerbe­

trieblichen Bildungsstätten angeboten und jeder zweite mit 

öffentlichen Mitteln gefördert wird. Dies ist bedenklich, da die 

Stärke des dualen Systems in der Zusammenarbeit und Er­

gänzung beider Lernorte, Betrieb und Berufsschule, gesehen 

wird. Zugleich besagen diese Daten auch, daß die duale 

Berufsausbildung in den östlichen Bundesländern noch nicht 

ausreichend verankert ist und insbesondere die Ausbil­

dungsbeteiligung der Betriebe noch erheblich gesteigert 

werden muß. 

Das Modell des Ausbildungsverbunds 

Durch Ausbildungsverbünde, d. h. durch verschiedene Formen 

der organisatorischen Zusammenarbeit und gegenseitigen 

Hilfe insbesondere spezialisierter Betriebe in der Ausbildung, 

können zusätzliche und qualitativ hochwertige Ausbildungs­

plätze geschaffen werden . in den westlichen Bundesländern 

haben sich seit Anfang der achtziger Jahre verschiedene 

Modelle des Ausbildungsverbunds erfolgreich entwickelt: 

- Bei der sog. "Auftragsausbildung"überträgt ein Betrieb, der 

mit den Auszubildenden Ausbildungsverträge abschließt, 

einzelne Ausbildungsabschnitte gegen Bezahlung an andere 

Betriebe oder Bildungseinrichtungen . 

- ln der Form des "Ausbildungskonsortiums" arbeiten 

mehrere Betriebe zusammen. Jeder Betrieb stellt Auszu­

bildende ein, schl ießt mit ihnen Ausbildungsverträge ab und 

übernimmt bzw. überträgt bestimmte Ausbildungsab­

schnitte an andere am Konsortium beteiligte Betriebe. 

- ln dem Modell "Leitbetrieb mit Partnerbetrieben " schließt 

ein Leitbetrieb die Verträge mit den Auszubildenden ab. Die 

Abschnitte, für die er die Ausbildung nicht einlösen kann, 

werden von den Partnerbetrieben auf der Grundlage ge­

troffener Vereinbarungen (i. d. R. also nicht gegen Bezah­

lung) übernommen. 

- Zu einer eigenständigen Organisationsform schließen sich 

Betriebe im "Ausbildungsverein" oder in der "Ausbil­

dungs-GmbH" zusammen, die ihrerseits die Verträge mit den 

Auszubildenden abschließt und die Ausbildung organi­

siert. 

Die Vorzüge des Ausbildungsverbunds 

Durch Ausbildungsverbünde kann besonders in wirtschafts­

strukturell geschwächten Regionen das Ausbildungsplatzan­

gebot quantitativ und qualitativ dadurch verbessert und der 

Fachkräftebedarf langfristig gesichert werden, daß auch die 

Betriebe, die eine ganze Ausbildung nicht organisieren können, 

in die Ausbildung einbezogen werden . Ausbildungsverbünde 

sind auch geeignet, den Know-how-Transfer, die Einführung 

neuer Technologien und die gemeinsame Nutzung bestimmter 

Ressourcen zu erleichtern. 

Für bisher nicht ausbildende Betriebe wird der Einstieg in die 

Ausbildung erleichtert, da einzelne Ausbildungsabschnitte auf 

mehrere Betriebe verteilt werden. Klein- und Mittelbetriebe, 

denen es an Ausbildungserfahrungen oder finanziellen Mitteln 

fehlt, werden entlastet durch die Verteilung der organisato­

rischen und finanziellen Belastungen auf mehrere Partner. Sie 

können zusätzlich zur zwischenbetrieblichen Kooperation in 

der Ausbildung Möglichkeiten der Personal- und Organisati­

onsentwicklung, der Verknüpfung von Aus- und Weiterbildung, 

insbesondere auch der arbeits- und berufspädagogischen 
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Weiterbildung des Ausbildungspersonals gemeinsam und 

damit kostengünstiger nutzen als bisher. Solche betriebs­

übergreifenden Erfahrungen bieten eine tragfähige Grundlage 

für eine generell intensivere Zusammenarbeit der Betriebe. 

Für Auszubildende wird durch die Ausbildung im Verbund eine 

Situation geschaffen, in der sie durch den Wechsel der Lernorte 

und des Bildungspersonals verschiedenartige Lehrmethoden, 

Arbeitsorganisationen und Tätigkeitsfelder erfahren. Sie ge­

währleistet die in zahlreichen neuen Ausbildungsordnungen 

geforderte breite berufliche Grundbildung, erhöht die Flexi­

bilität der Auszubildenden im beruflichen Handeln und fördert 

die Fähigkeit zum Denken in überbetrieblichen Systemen. Der 

wichtigste von allen Vorteilen des Verbundes ist jedoch die 

größere Chance für einen erfolgreichen Übergang der Aus­

gebildeten in Beschäftigung . 

Die Voraussetzungen des Ausbildungsverbunds 

Die Möglichkeit, in Zusammenarbeit mit anderen Betrieben 

gemeinsam auszubilden, ist vom Gesetzgeber in§ 22 Absatz 2 

des Berufsbildungsgesetzes ausdrücklich vorgesehen. Diese 

Regelung eröffnet Ausbildungsbetrieben, die die erforderlichen 

Kenntnisse und Fertigkeiten nicht im vollen Umfang vermitteln 

können, die Möglichkeit trotzdem auszubilden, wenn dieser 

Mangel durch Ausbildungsmaßnahmen außerhalb des Be-
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triebesbehoben wird . Die Voraussetzungen, die hierfür von be­

trieblicher Seite erfüllt werden müssen, sind vergleichsweise 

einfach einzulösen: Der Betrieb muß hinsichtlich der Ar­

beitsabläufe ein hinreichendes Spektrum berufstypischer Tä­

tigkeiten aufweisen, und im Betrieb muß eine nach der 

Ausbildereignungsverordnung (AEVO) geeignete Ausbil­

dungsperson vorhanden sein . 

Welcher Betrieb sich letztlich für die Ausbildung im Verbund 

entscheidet und welche Form des Ausbildungsverbunds sich als 

die geeignetste erweist, muß von Fall zu Fall geprüft und 

entschieden werden. Es gibt zahlreiche Klein- und Mittelbe­

triebe in den östlichen Bundesländern, die in der Lage sind, 

wichtige Teile der Ausbildung zu übernehmen. Sie alle müssen 

in ihren Anstrengungen, die gegenwärtige Ausbildungssi­

tuation in den östlichen Ländern zu stabilisieren, unterstützt 

werden . 

Übrigens: Ich handle hier kein theoretisches Thema ab. Das 

BIBB organisiert seit 15 Jahren in Berlin mit 21 Bundes- und Lan­

desbehörden einen Ausbildungsverbund für Verwaltungs­

fachangestellte, den Hunderte von Jugendlichen erfolgreich 

durchlaufen und abgeschlossen haben. 



Fehbeiträge 

Peter-Werner Kloas 

Dr. rer. pol. , Diplomvolks­
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., Qualifikationsstrukturen 

und Berufsbildungsstati­

stik" im Bundesinstitut für 

Berufsbildung, Berlin 

Qualifizierung in Beschäftigung 
neue Ansätze zur beruflichen 
Integration von Problemgruppen 
des Arbeitsmarktes 

Die Probleme von Personen ohne ab­

geschlossene Berufsausbildung sind 

vorgezeichnet: Unter den Arbeitslo­

sensind sie überrepräsentiert, soweit 

sie einer Arbeit nachgehen, sind ihre 

Beschäftigungsverhältnisse beson­

ders gefährdet. Die Zukunft ist dü­

ster, weil sich der Bedarf der Wirt­

schaft an Einfachqualifikationen in 

den nächsten fünfzehn Jahren hal­

biert. 

Wie soll darauf reagiert werden? Im 

präventiven Sinne muß nach wie vor 

alles getan werden, die berufliche 

Orientierung und Ausbildung von 

Schulabgängern zu verbessern. Eben­

so wichtig ist aber eine ergänzende 

"Reparaturstrategie", die gangbare 

Wege aufzeigt, wie "Ungelernte" 1 

einen verwertbaren Ausbildungsab­

schluß nachholen können. Mit der 

Einlösbarkeit dieser "zweiten Chan­

ce" setzt sich der folgende Beitrag 

auseinander. 

Problemgruppen 
des Arbeitsmarktes 

In Deutschland hat sich in den vergangeneu 

fünfzehn Jahren ein - auch international -

geschätztes System der Berufsorientierung 

und -ausbildung von benachteiligten Ju­

gendlichen entwickelt. Trotz eines breiten 

Spektrums an ausbildungsvorbereitenden 

Maßnahmen, ausbildungsbegleitenden Hilfen 

und überbetrieblichen Einrichtungen mit 

sozialpädagogischem Ausbildungsangebot 

bleiben aber immer noch über zehn Prozent 

eines Altersjahrgangs ohne anerkannte Be­

rufsqualiftkation. 

Die Probleme der Ungelernten sind nicht nur 

am hohen Arbeitslosenanteil und an den 

besonderen Beschäftigungsrisiken dieser 

Gruppe ablesbar. Besorgniserregend ist vor 

allem die Dauerhaftigkeit dieser prekären 

Situation: Obwohl die Nachfrage nach gut 

ausgebildeten Fachkräften - hauptsächlich 

bedingt durch Umschichtungen innerhalb der 

Belegschaften - weiter steigt, können Un­

gelernte mehrheitlich nicht von der Nach­

frageentwicklung profitieren, weil sie nicht 

über den ,,Führerschein für das Beschäfti­

gungssystem" verfügen und auch durch 

Weiterbildung nicht erreichen werden. 

Schätzungen des Bundesinstituts für Be­

rufsbildung gehen davon aus, daß in der 

Bundesrepublik Deutschland allein in der 

Altersgruppe der 20- bis 29jährigen derzeit 

rund 1,6 Mio. Personen weder einen aner­

kannten Berufsabschluß erworben haben 

noch sich in Ausbildung befinden. 

Die Gründe der Ausbildungslosigkeit lassen 
sich vor allem vier Ursachenkomplexen zu­

ordnen: 

• Fehlende Ausbildungsplätze verschärfen 

die Auswahlkriterien der Betriebe: Frauen, 

Ausländer, Leistungsschwache, "sozial auf­

fällige" Jugendliche und Behinderte haben 

das Nachsehen. 

• Ein Teil der Schulabgänger zieht es zu­

nächst vor, zu "jobben", anstatt eine Aus­

bildung zu beginnen. Viele dieser Jugend-
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liehen sind hinsichtlich der Berufswahl 

orientierungslos. Ausbildung gehört (noch) 

nicht zu ihrer Lebensplanung. Ihre Ausbil­

dungsmotivation ist auch deshalb gering, weil 

viele des Lernens in herkömmlichen (schu­

lischen) Formen überdrüssig sind und sich 

aufgrund unzureichender schulischer Lei­

stungen in der Konkurrenz um Ausbil­

dungsplätze wenig zutrauen. 

• Wenn der Schritt in die Ausbildung gelingt 

(rund ein Viertel der Ungelernten begann eine 

Ausbildung), fehlt es oft an begleitenden 

Hilfen, an Stütz- und Förderunterriebt und an 

sozialpädagogischer Betreuung, z. B. bei 

persönlichen Notlagen, wenn Lernschwie­

rigkeiten auftreten oder wenn Konflikte zu 

bewältigen sind. Ersatzlose Ausbildungsab­

bruche sind die Folge. 

• Speziell für die neuen Bundesländer ist zu 

berücksichtigen, daß in der ehemaligen DDR 

bildungsmäßig und sozial benachteiligte 

Jugendliche in "Teilberufen" ausgebildet 

wurden, die nach heutigem Standard nicht 

anerkannt und auf dem Arbeitsmarkt nicht 

verwertbar sind. Die Situation dieser Teil­

facharbeiter ist ähnlich mißlich wie die von 

Jugendlichen ohne jede Berufsqualifikation. 

Ungelernte sind in erhöhtem Maß von be­

ruflicher Perspektivlosigkeit, sozialem Ab­

stieg und gesellschaftlicher Ausgrenzung 

bedroht: In den alten Bundesländern sind nur 

zwei Drittel der jüngeren Ungelernten er­

werbstätig. Die Beschäftigungsverhältnisse 

sind unsicher. Gelegenheitsarbeit und Leih­

arbeit sind häufig. In den neuen Bundes­

ländern ist die berufliche und soziale Situation 

dieses Personenkreises noch ungünstiger. 

Lediglich die Hälfte ist berufstätig. Öffentlich 

geförderte Beschäftigungsverhältnisse sind 

hier bereits eingerechnet. 2 

Die Zahl der Arbeitsplätze für Ungelernte ist 

in den letzten Jahren erheblich zurückge­

gangen. Experten sagen bis zum Jahr 2010 

den weiteren Abbau von nahezu drei Mil­

lionen Ungelernten-Arbeitsplätzen voraus. 

"Dies entspricht einem Wegfall von rund 50 

Prozent aller Arbeitsplätze für Personen ohne 

formalen Berufsabschluß."3 

Die Fakten und die prognostizierte Ent­

wicklung machen deutlich, wie wichtig es ist, 

diesen Personenkreis in stabile Erwerbstä­

tigkeit zu vermitteln, und - quasi als unab­

dingbare Voraussetzung dafür - ihm das 

Nachholen eines verwertbaren Berufsab­

schlusses zu ermöglichen. 

Mit welchen Qualifizierungsstrategien kann 

denjenigen, die ohne Ausbildung geblieben 

sind, geholfen werden? Welche Qualifizie­

rungswege sind erfolgversprechend, wenn das 

System der Orientierung, Vorbereitung und 

Ausbildung von Jugendlichen versagt hat, 

weil entweder Schulabgänger nicht erreicht 

oder weil begonnene Ausbildungsverhältnisse 

ersatzlos abgebrochen wurden? Was ist zu tun, 

wenn diese Jugendlichen im Erwachsenen­

alter als Problemgruppen des Arbeitsmarktes, 

als Langzeitarbeitslose und soziale Außen­

seitergruppen wieder auftauchen? 

Herkömmliche Wege 
zur Nachqualifizierung 
scheiden aus 

Angesichts der im Bildungssystem bisherigen 

Wege der Nachqualifizierung wird schnell 

klar: Wer als Jugendlicher den Einstieg in eine 

Ausbildung verpaßt hat, steht als Erwachsener 

vor verschlossenen Türen. 

Die jugendtypische Form der Erstausbildung 
scheidet für den Personenkreis aufgrund des 

Alters und der Lebenssituation als Mög­

lichkeit zur Nachqualifizierung aus. Weder 

reicht die Ausbildungsvergütung zur Exi­

stenzsicherung noch entsprechen die Lern­

formen den Anforderungen Erwachsener. 

Der Weg über die traditionelle Umschulung 
kommt nur für wenige in Betracht, da viele 

weder die formalen Zugangsvoraussetzungen 
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erfüllen noch in der Lage sind, in dem ge­

genüber der normalen Berufsausbildung stark 

verkürzten Zeitrahmen einer Umschulung die 

Lernanforderungen eines vollständigen Be­

rufsbildes zu bewältigen. 4 Für die Teilgruppe 

der Erwerbstätigen unter den Ungelernten ist 

Umschulung sowieso keine Perspektive: Wer 

in einem Beschäftigungsverhältnis steht, wird 

kaum kündigen, um über den Umweg der 

Arbeitslosigkeit sich den Weg in eine Um­

schulung zu bahnen. Darüber hinaus liegt das 

dann zu zahlende Unterhaltsgeld deutlich 

unter dem derzeitigen Verdienst, so daß eine 

Qualifizierung auch unter finanziellen Ge­

sichtspunkten nicht attraktiv ist - ganz zu 

schweigen von der Frage, ob nach abge­

schlossener Umschulung der Einstieg in eine 

adäquate Erwerbstätigkeit glücken wird. 

Auch der alternative Weg, über die Exter­
nenregelung - nach sechsjähriger einschlä­

giger Berufstätigkeit (Regelfall bei dreijäh­

rigen Ausbildungsberufen) mit anschließen­

der Kammerprüfung - zu einem anerkannten 

Abschluß zu kommen, ist für viele nicht 

gangbar. Diesen Weg gehen überwiegend 

Menschen, die hoch motiviert sind, und die 

sich die fachtheoretischen Anforderungen in 

Abend- und Wochenendkursen aneignen 

können. 5 Die meisten jungen Erwachsenen 

ohne Berufsausbildung sind jedoch lernun­

gewohnt und können aufgrund ihrer Bio­

graphie und ihrer Lebensumstände ein so 

anspruchsvolles Ziel unter erschwerten Be­

dingungen nicht über einen längeren Zeitraum 

hinweg verfolgen. 

Die traditionellen Instrumentarien der 

Nachqualifizierung können die Problem­

gruppen des Arbeitsmarktes nur begrenzt oder 

gar nicht erreichen, weil 

• der zeitliche Rahmen der Qualifizierung zu 

eng und unflexibel ist 

• die Didaktik und Methodik für lernunge­

wohnte Personen zu verschult sind 

• die finanzielle Absicherung unzureichend 

ist und Qualifizierungsfortschritte nicht mit 

einer besseren Entlohnung verbunden sind 



• die häufig vorhandenen Vorqualifikationen 

(die z. B. im Rahmen einer abgebrochenen 

Ausbildung, einer Arbeitsbeschaffungsmaß­

nahme oder einer regulären Beschäftigung 

erworben wurden) nicht betriebs-/trägerüber­

greifend zertifiziert und nicht so anerkannt 

werden, daß sie für aufbauende Qualifizie­

rungsmaßnahmen anrechenbar sind 

• keine Hilfestellungen geboten werden bei 

der Bewältigung sozialer Probleme, die bei 

der Zielgruppe überproportional auftreten 

(Schulden, Wohnungsprobleme, Suchtge­

fahrdung etc.). 

Demgegenüber müssen Möglichkeiten zum 

Nachholen der Berufsausbildung geschaffen 

werden, die den individuell unterschiedlichen 

Lebenslagen, Berufsverläufen und Qualifi­

zierungsvoraussetzungen der Zielgruppe an­

gepaßt sind. Die Koppelung von Erwerbs­

tätigkeit mit Qualifizierung, die curricular 

und organisatorisch mit dem Arbeitsprozeß 

abgestimmt ist und den Arbeitsplatz als 

Lernfeld nutzt, bietet für Erwachsene ohne 

Berufsausbildung eine Chance, den Berufs­

abschluß nachzuholen. 

Pädagogische Perspektiven 
der Kombination 
von Beschäftigung und 
Qualifizierung 

Ein kurzer Blick auf die zurückliegende 

Entwicklung hilft, den veränderten Stellen­

wert arbeitsprozeßlichen Lemens zu verste­

hen, sowohl generell als auch unter der 

speziellen Zielsetzung der Integration be­

nachteiligter Gruppen. 

Die Erkenntnis, daß Arbeit qualifiziert und als 

tragendes Element des beruflichen Lemens 

eingesetzt werden kann, ist mindestens 

ebenso alt wie das System der Berufsaus­

bildung in den deutschsprachigen Ländern. 

Trotzdem ist diese für die berufliche Bildung 

charakteristische Form der Qualifizierung 

immer wieder Veränderungen unterworfen. 

Sie lassen sich ablesen an der unterschied­

lichen Bedeutung, die der Qualifizierung über 

Arbeit in der Bildungspolitik und -praxis 

zugewiesen wird: In den Anfängen der sy­

stematischen Berufsausbildung stand diese 

Qualifizierungsform eindeutig im Vorder­

grund. ,,Lernen durch Tun" war zentrales 

Element der klassischen "Beistellehre". 

Mit der fortschreitenden Systematisierung 

und Pädagogisierung des beruflichen Lemens 

rückten dann intentionale Lehr-Lern-Prozesse 

in den Vordergrund. Vor allem in der Industrie 

wurde ausdrücklich die Strategie verfolgt, 

berufliches Lernen zu systematisieren, es 

nach pädagogischen Prinzipien auszurichten 

und "schulische" Lernformen auch in den 

Betrieben und in überbetrieblichen Ausbil­

dungsstätten zu installieren. Die pädagogi­

sche Forschung und Entwicklung wandte sich 

im erhöhten Maße dem Lernen außerhalb von 

Arbeit zu. Für die schulischen Lernformen 

wurden in den letzten Jahrzehnten gezielt 

Konzepte, Materialien und Hilfen erarbeitet. 

Die Arbeit selbst wurde zunehmend weniger 

als ein zu aktivierendes Lernpotential an­

gesehen. Die Abkoppelung beruflicher Bil­

dung von der Arbeitswelt - ihre gesonderte 

Organisation - erschien vielen als einzig 

vernünftige, die Qualität und Effektivität der 

Lernprozesse sichemde Alternative. In der 

Arbeitsmarktpolitik entsprach die vonein­

ander unabhängige Entwicklung von Be­

schäftigungsförderungsprogrammen emer­

seits und von Qualifizierungsprogrammen 

andererseits der gleichen Logik. Personen­

gruppen, denen schulisches Lernen schwer 

fällt, wurden durch diese Entwicklungen im 

Beschäftigungssystem, in der Forschung und 

in der Arbeitsmarktpolitik benachteiligt und 

tendenziell aus Lernprozessen verdrängt. 

Inzwischen ändert sich die Situation: Der 

Arbeitsplatz rückt wieder ins Blickfeld, 

"Lernen in der Arbeit" wird von der Päd­

agogik und der Berufsbildungspraxis wie­

derentdeckt - auf einer Ebene, die nicht mit 

der einfachen "Beistellehre" vergleichbar ist. 

Aufgrund der Neuorientierung in der beruf­

lichen Bildung, neben fachspezifischem 

Wissen und Können eine fundierte berufliche 

Handlungsfähigkeit zu vermitteln, wird zu­

nehmend nach Methoden und Konzepten 

gesucht, um die arbeitsweltliche Realität in 

der Aus- und Weiterbildung durch lemhaltige 

Produktionsaufgaben, Fertigungseinheiten 

etc. einzubinden. Auch Kostenerwägungen 

führen zum Umdenken, weil das Lernen im 

Arbeitsprozeß - gemessen am Lerneffekt -

inzwischen vielen Verantwortlichen kosten­

günstiger erscheint als davon abgekoppelte 

Lernprozesse in Kursen oder Lehrwerkstät­
ten.6 

Eine stärkere Gewichtung des Lemens im 

Arbeitsprozeß läßt sich nicht nur aus den 

veränderten Qualifikationsanforderungen des 

Beschäftigungssystems ableiten, sondern 

auch aus der zunehmenden ,,Politikfähigkeit" 

der Forderung, benachteiligte Jugendliche 

und Erwachsene (sogenannte lernungewohnte 

Personengruppen) nicht mehr von Berufs­

bildungsprozessen auszuschließen. Arbeits­

bezogenes Lernen ist für diese Personen­

gruppe eine Alternative, weil es ihren 

Lernvoraussetzungen entgegenkommt. 

Differenzierte und flexible 
Wege zum Berufsabschluß 
eröffnen 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung setzt 

sich für eine Stärkung der beruflichen Qua­

lifizierung in den Beschäftigungsförderungs­

programmen des Bundes und der Länder ein, 

weil die Verbindung von Beschäftigung und 

Qualifizierung Perspektiven für diejenigen 

Gruppen auf dem Arbeitsmarkt eröffnet, die 

durch herkömmliche - von Beschäftigung 

losgelöste oder nur ziellos dazuaddierte -

Qualifizierungsmaßnahmen nicht erreicht 

werden. "Stärkung" bedeutet hier vor allem 

zweierlei: Die Nutzung des Lernfeldes 
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"Arbeitsplatz" und die Ausrichtung der 

Qualifizierung auf anerkannte, verwertbare 

Berufsabschlüsse. 

Jeder zweite junge Erwachsene ohne Be­

rufsabschluß ist an einer nachträglichen 

Ausbildung interessiert. Jeder vierte bis fünfte 

Befragte denkt ernsthaft über die Aufnahme 

einer abschlußbezogenen Qualifizierung 

binnen Jahresfrist nach. 7 Legt man den 

eingangs genannten Anteil Ungelernter im 

Alter von 20 bis 29 Jahren zugrunde, so 

könnten in Deutschland allein in dieser Al­

tersgruppe rund 320 000 Personen für eine 

abschlußbezogene Nachqualifizierung ge­

wonnen werden. Dies allerdings nur, wenn die 

Qualifizierung nicht losgelöst von Erwerbs­

arbeit erfolgt, sondern organisatorisch und 

curricular mit einem Beschäftigungsver­

hältnis im ersten oder im zweiten Arbeits­

markt verzahnt wird. 

Die Koppelung mit Beschäftigung kann z. B. 

erfolgen, indern8 

• (noch) erwerbstätige Ungelernte im Rah­

men ihres Beschäftigungsverhältnisses mit 

ergänzenden betrieblichen und außerbe­

trieblichen Qualifizierungsangeboten be­

rufsbegleitend nachqualifiziert werden (Be­

schäftigungssicherung durch Betriebs- oder 

Tarifvereinbarungen unter dem strategischen 

Ziel "Qualifizieren statt entlassen") 

• arbeitslose Ungelernte durch Lohnkasten­

zuschüsse nach dem Bundessozialhilfegesetz 

in Betriebe des ersten Arbeitsmarktes ver­

mittelt werden, wo sie über Berufspraxis 

und berufsbegleitende Qualifizierungsange­

bote Abschlüsse erwerben können (Beispiele: 

Programm 304 in Mecklenburg-Vorpommern 

und Programm 501/301 in Berlin) 

• für arbeitslose Ungelernte mit Anspruch 

auf Lohnersatzleistungen durch pauschali­

sierte Lohnkostenzuschüsse zur Arbeitsför­

derung vergleichbare Nachqualifizierungs­

Arbeitsplätze im "gemeinnützigen" Bereich 

eingerichtet werden, z. B. im öffentlichen 

Dienst, bei Trägern der Umweltsanierung, der 

sozialen Dienste, der Jugendhilfe, des Brei-

Abbildung 1: Bildungspolitische Strategien zur Verringerung des Anteils von Un- und Angelernten 

Strategien 
in der 

beruflichen Bildung 

Präventiver Ansatz 

Berufsorientierung und 
Ausbildungsvorbereitung 

ausbildungsbegleitende Hilfen 
(abH) und Berufsausbildung 
in überbetrieblichen 
'Einrichtungen (BüE) nach 
§ 40c AFG 

Ausbildung nach A-Reha 
(behinderte Jugendliche) 

tensports, der Kulturarbeit und der Vorbe­

reitung denkmalpflegerischer Arbeiten (Bei­

spiel: Förderung nach § 249 h Arbeitsförde­

rungsgesetz, die speziell auf die neuen Bun­

desländer ausgerichtet ist) 

• Sonstige Beschäftigungsverhältnisse im 

zweiten Arbeitsmarkt mit begleitender 

Qualifizierung verbunden werden (in Be­

schäftigungsgesellschaften, in sozialen Be­

trieben, in gemeinnützigen Leiharbeitsfirmen 

u. a.) 

In besonderem Maße für berufliche Quali­

fizierung im Rahmen von Beschäftigung 

ansprechbar sind bestimmte Teilgruppen von 

Ungelernten, vor allem 

.. Reparaturansatzu 

Nachholen von anerkannten Berufsab­
schlüssen im Verbund mit Beschäftigung 

für Erwerbstätige 

Qualifizieren statt Entlassen 

für Arbeitssuchende 

Qualifizierung und Beschäftigung über LKZ im 
privatwirtschaftliehen Bereich (§ 19 BSHG u. a.) 

Qualifizierung und Beschäftigung über LKZ im 
,.gemeinnützigen" Bereich (§ 249 h AFG u. a.) 

Qualifizierung und Beschäftigung in sonstigen 
AB-Maßnahmen 

• Arbeitslose und 

• Personen, die bereits mit Berufsbildungs­

maßnahmen unterhalb des Niveaus aner­

kannter Ausbildungabschlüsse in Berührung 

kamen (z. B. früher an berufsvorbereitenden 

Maßnahmen teilgenommen hatten oder eine 

Ausbildung abbrachen). 

Rund drei Viertel der Ungelernten, die sich 

beruflich qualifizieren wollen, sind auf be­

stimmte Berufe festgelegt, haben klare Be­

rufswünsche. Mehr als ein Drittel wollen 

einen Berufsabschluß in dem Tätigkeitsbe­

reich erwerben, in dem sie bereits über 

Berufserfahrung verfügen. Angesichts der 
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geringen Erwerbsquote von jungen Er­

wachsenen ohne abgeschlossene Berufsaus­

bildung (zwei Drittel in West-/die Hälfte in 

Ostdeutschland), ist dieses Ergebnis beach­

tenswert. Ein relevanter Personenkreis verfügt 

offenbar über Voraussetzungen für eine be­

rufliche Qualifizierung, an die sich anknüpfen 

läßt. 

Der Programmentwurf 
"Arbeit und Berufsausbildung 
kombinieren" 

Aufbauend auf Untersuchungsergebnissen zur 

Zielgruppe der Ungelernten und auf Praxis­

erfahrungen - u. a. aus der früheren Mo­

dellversuchsreihe zur "beruflichen Qualifi­

zierung von Erwachsenen, die keine abge­

schlossene Berufsausbildung haben und ein 

besonderes Arbeitsmarktrisiko tragen"9 -

wurde 1992 von mehreren Berufsbildungs­

und Arbeitsmarktexperten ein Programm­

entwurf zur berufsbegleitenden Nachquali­

fizierung junger Erwachsener entwickelt. 10 

Mit ihm wurde versucht, den individuell 

unterschiedlichen Lebenslagen und Lern­

voraussetzungen der Zielgruppe gerecht zu 

werden und Qualifizierungshemmnisse zu 

überwinden. Konstitutiv für diesen Pro­

grammentwurf sind folgende Kriterien: 

• Hinführung zum anerkannten Ausbil­

dungsabschluß nach dem Berufsbildungs­

gesetz bzw. der Handwerksordnung (ggf. als 

Teil einer Förderkette, wenn der Berufsab­

schluß wegen eines zu kurzen Förderzeit­

raums der jeweiligen Maßnahme nicht in 

diesem erreicht werden kann) 

• organisatorische und curriculare Ver­

knüpfung von Qualifizierung im Arbeits­

prozeß und Lernen in Kursen (duale Be­

rufsbildung, Lernortvernetzung, Betrieb als 

adäquates Lernfeld); Entwicklung entspre­

chender Lerneinheiten 

• Zerlegung vorhandener Berufsbilder in 

zertifizierbare Module (zusammenhängende 

Qualifikationsbündel), um Vorqualifikationen 

differenziert aufgreifen und bei evtl. Ab­

brüchen bis dahin erworbene Qualifikationen 

festhalten zu können 

• Vergütungsniveau im tariflichen Rahmen, 

steigende Vergütung mit Zunahme der er­

worbenen Qualifikationen als Lernanreiz 

• Aufstellung eines individuellen Bil­

dungsplanes 

• kontinuierliche entwicklungsbegleitende 

Beratung und Hilfe bei sozialen Problemen 

wie Wohnungsnot, Verschuldung, Sucht etc. 

Gefordert wurde ein Bundesprogramm zur 

Nachqualifizierung von Problemgruppen des 

Arbeitsmarktes, ersatzweise Programme der 

Länder, die die bestehenden "Förderlücken" 

zwischen den Einzelmaßnahmen wie Fort­

bildung und Umschulung, Arbeitsbeschaf­

fungs- oder anderen Beschäftigungsmaß­

nahmen schließen könnten. 

Zwischenbilanz: Ein Schritt 
zurück - zwei Schritte vor 

Hinter dem Programmentwurf "Arbeit und 

Berufsausbildung kombinieren" steht die 

Idee, in Anlehnung an das Bundesprogramm 

zur Förderung der Berufsausbildung be­

nachteiligter Jugendlicher auch für Er­

wachsene, die ohne Berufsausbildung ge­

blieben sind, einen eigenen bundesweiten 

Abbildung 2: Nachholen von anerkannten Berufsabschlüssen im Verbund mit Beschäftigung 

Vermittlung 
anerkannter 
Berufsabschlüsse 

über Externenprüfung/ 
Urnschulungsprüfung/ 
Fortbildungsprüfung 
nach BBiG bzw. HwO 

I 
tarifliche Vergütung 

und Honorierung 
von Qualifizierungs­
fortschritten 

\ 
Hilfe bei 
sozialen Problemen 

Quelle: BIBB 

Vemetzung 
der Lernorte 

Lernen in Arbeit 
kombiniert rnit 
Lernen in Kursen 

Kriterien 
des 

Programm­
entwurfs 

modulare Gestaltung 
kompletter 
Berufsbilder 

und Modui-Zertifizierung 

individueller 
Bildungsplan 

und entwicklungs­
begleitende Beratung 

/ 
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Förderausatz zur berufsbegleitenden Nach­

qualifizierung installieren zu helfen. 

Diese Hoffnung auf einen originären Pro­

grammansatzhat sich bisher nicht erfüllt. Die 

Finanzierungsschwierigkeiten haben eher 

noch zugenommen, nicht zuletzt durch die 

drastischen Einschnitte im Arbeitsförde­

rungsgesetz und das Zurückfahren mancher 

Landesprogramme, die als ergänzende Fi­

nanzierung notwendig sind. 

Auf der anderen Seite haben der zunehmende 

Problemdruck auf dem Arbeitsmarkt, das 

deutlicher werdende Profil der Ungelern­

tengruppen und die konzeptionelle Ausein­

andersetzung mit neuen Formen der be­

rufsbegleitenden Nachqualifizierung - als 

organisatorische, zeitliche und curriculare 

Verknüpfung von Qualifizierung am Ar­

beitsplatz und Lernen außerhalb des Ar­

beitsprozesses - in den letzten zwei Jahren 

dazu geführt, daß bestimmte Projekte und 

Landesprogramme weiterentwickelt oder 

auch neu installiert wurden. 

Eine vom Bundesinstitut für Berufsbildung 

und dem Bundesministerium für Bildung und 

Wissenschaft im Mai 1993 in Schwerin 

gemeinsam durchgeführte Fachtagung zum 

Thema "Differenzierte Wege zum aner­

kannten Berufsabschluß" setzte sich in einer 

der drei Arbeitsgruppen ausführlich mit den 

berufsbegleitenden Ansätzen, Maßnahmen 

und Modellen der Nachqualifizierung aus­

einander. 11 Die Ergebnisse der Fachta­

gungsdiskussion und des Erfahrungsaus­

tauschs zwischen den beteiligten Maßnah­

meträgern, den Vertretern von Verbänden, 

Bundes- und Landesministerien sowie der 

Arbeitsverwaltung gingen in das Hand­

lungskonzept des Bundesministeriums für 

Bildung und Wissenschaft (jetzt BMBF) "für 

die Qualifizierung von Jugendlichen, die 

bisher ohne abgeschlossene Berufsausbil­

dung bleiben" ein. 12 Das Handlungskonzept 

wurde dem Hauptausschuß des Bundesin­

stituts für Berufsbildung vorgelegt und dort 

grundsätzlich begrüßt. Auch die von den 

Regierungschefs von Bund und Ländern nach 

dem bildungs- und forschungspolitischen 

Grundsatzgespräch beim Bundeskanzler 

eingesetzte Arbeitsgruppe "Berufliche Bil­

dung" hat sich in ihrem Maßnahmenkonzept 

zur Stärkung der beruflichen Bildung für 

eine Verringerung des Anteils Ungelernter 

ausgesprochen. Unter dem Gesichtspunkt der 

"nachträglichen Qualifizierung Jugendlicher 

und Erwachsener ohne Ausbildungsab­

schluß" werden Maßnahmen empfohlen, die 

sich am Programmentwurf zur berufsbeglei­

tenden Nachqualifizierung orientieren. 

Finanzierungsrahmen für 
Nachqualifizierung sichern 

Schon als Ergebnis der Schweriner Fachta­

gung wurde deutlich, daß der wesentliche 

Hemmfaktor, der einer zügigen und schnellen 

Umsetzung adressatengerechter Nachquali­

fizierungsmaßnahmen entgegensteht, in den 

restriktiven Finanzierungsbedingungen der 

Maßnahmen liegt: Alle Wege, die derzeit das 

Nachholen von Ausbildungsabschlüssen in 

Verknüpfung mit Beschäftigung erlauben, 

zeichnen sich durch diskontinuierliche und 

instabile Rahmenbedingungen aus. Die be­

teiligten Unternehmen, Beschäftigungsge­

sellschaften und Qualifizierungsträger müs­

sen ihre Finanzierung ausnahmslos durch ein 

kompliziertes Förderungsmix regeln. Je nach 

regionalen Besonderheiten werden hierzu 

Mittel aus Landesprogrammen und EU-Fonds 

verwendet, sofern eine Grundfmanzierung 

nach dem Arbeitsförderungsgesetz bereitge­

stellt wird. 

Die bestehenden ,,Förderlücken" zwischen 

den Einzelmaßnahmen müssen geschlossen 

werden. Insbesondere für Ungelernte als 

besondere Problemgruppe des Arbeitsmark­

tes ist es erforderlich, daß die bisherige 

Trennung von Beschäftigungs- und Qualifi­

zierungszielen in den Maßnahmen des 

Bundes und der Länder aufgehoben wird. Die 
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Bundesregierung sollte die Mittel der EU­

Fonds zur Strukturanpassung im Beschäf­

tigungssystem und auf dem Arbeitsmarkt 

gezielt für Maßnahmen der beruflichen 

Nachqualifizierung im Verbund mit Be­

schäftigung einsetzen. Solange ein solches 

Bundesprogramm noch auf sich warten läßt, 

ist es unumgänglich, daß - quasi als Zwi­

schenlösung - die Landesregierungen aktiv 

werden und die berufsbegleitende Nach­

qualifizierung von Ungelernten (und anderen 

Problemgruppen des Arbeitsmarktes) in den 

arbeitsmarktpolitischen Programmen der 

Länder aufnehmen. 

Entwicklungsarbeiten und 
Erfahrungsaustausch fördern 

Was die inhaltlichen und organisatorischen 

Anforderungen an eine nachgeholte Be­

rufsausbildung in Verknüpfung mit Er­

werbstätigkeit betrifft, sind weitere Ent­

wicklungsarbeiten erforderlich (Ausarbei­

tung von Curricula für die verschiedenen 

Lernorte, Entwicklung von Handlungsan­

weisungen für die Gestaltung von Arbeits­

aufgaben nach Lerngesichtspunkten, Her­

stellung von ausbildungsunterstützenden 

Medien, Erprobung von geeigneten Verfahren 

zur Zertifizierung der Lernfortschritte bzw. 

der erworbenen Qualifikationen etc.). Das 

Bundesinstitut für Berufsbildung setzt sich 

deshalb für entsprechende Modellversuche 

und einen organisierten Erfahrungsaustausch, 

die diesen Prozeß wesentlich beschleunigen 

können, ein. 

Ende 1994 wurde im Verlauf zu einem Reader 

des hiba-Verlags 13, in dem bisherige Erfah­

rungen mit der Umsetzung des Programm­

entwurfs anhand ausgewählter Beispiele und 

problemorientierter Artikel beschrieben sind, 

eine systematische Zusammenstellung der 

bestehenden und im konkreten Planungs­

stadium befmdlichen Kombinationsmodelle 

von Arbeit und Berufsausbildung (mit 



Adressen, Projektbeschreibungen, An­

sprechpartnem etc.) vom Bundesinstitut für 

Berufsbildung veröffentlicht. 14 Diese 

Synopse dokumentiert den heutigen Ent­

wicklungsstand berufsbegleitender Ansätze 

zur Nachqualifizierung. Sie soll den Infor­

mations- und Erfahrungsaustausch zwischen 

den beteiligten "Akteuren" und potentiellen 

"Projektemachem" (Betrieben, Beschäfti­

gungs- und Bildungsträgem, Kammern, Ar­

beitsämtern, Ministerien, kommunalen Be­

hörden u. a.) erleichtern. 

Eine erste Auswertung zeigt, daß von den 52 

dokumentierten berufsbegleitenden Nach­

qualifizierungsmaßnahmen rund drei Viertel 

auf die Vermittlung von in Deutschland 

bundesweit anerkannten Ausbildungsab­

schlüssen nach dem Berufsbildungsgesetz 

ausgerichtet sind. Die übrigen vermitteln 

Qualifikationen, die zwar auch über den 

einzelnen Betrieb/ Ausbildungsträger hinaus 

anerkannt sind, aber kein komplettes Be­

rufsbild abdecken, teilweise auch nicht 

bundesweit gelten. Es sind in der Regel 

Zertifikate, die von Verbänden der Arbeit­

geber, von Kammern oder von anderen Or­

ganisationen nach einer Leistungsüberprü­

fung zum Nachweis einzelner Qualifika­

tionsmodule vergeben werden und meist den 

Charakter von "Pässen" haben (z. B. 

Schweißerpaß, Elektronikpaß, EDV-Anwen­

derpaß). 

Die über 3 100 Teilnehmer und Teilnehme­

rinnen der in der Synopse erfaßten Nach­

qualifizierungsmaßnahmenarbeiten und qua­

lifizieren sich schwerpunktmäßig in den 

Berufsfeldern 

• Metalltechnik (17 Prozent) 

• Bau (15 Prozent) 

• Büro und Verwaltung (14 Prozent) 

• sowie Sozial-/ Altenpflege (13 Prozent). 

Anfang 1995 setzte die Förderung von zwei 

Modellversuchen zur berufsbegleitenden 

Nachqualifizierung von jungen Erwachsenen 

ein. Mit den Modellversuchen in Harnburg 

(Triade) und Berlin (BBJ Consult) sollen 

notwendige Entwicklungsarbeiten zur Nach­

qualifizierung in Büroberufen vorangetrieben 

und Transfermöglichkeiten entwickelt wer­

den. Weitere Modellversuche sind in Thü­

ringen und in Hessen geplant. 15 

I Nachqualifizierungs­
maßnahmen sind 
auf anerkannte 

Ausbildungsabschlüsse 
ausgerichtet 

In dem 1995 gestarteten Vorhaben "Be­

rufsbegleitende Nachqualifizierung von 

jungen Erwachsenen" (V 1.005) faßt das 

Bundesinstitut für Berufsbildung seine Ak­

tivitäten zur Umsetzung des Programment­

wurfs "Nachholen von Ausbildungsabschlüs­

sen im Rahmen von Beschäftigung" zu­

sammen. Ziel des Vorhabens ist - neben der 

fachlichen Betreuung von Modellversuchen 

und der Förderung des Erfahrungsaustauschs 

- darauf hinzuwirken, daß 

• im Arbeitsförderungsgesetz und in er­

gänzenden Länderprogrammen zur Be­

schäftigungsförderung die abschlußbezoge­

ne, berufsbegleitende Nachqualifizierung fest 

verankert wird 

• Betriebe mit hohem Ungelerntenanteil die 

Qualifizierung dieser Mitarbeitergruppe be­

sonders unterstützen (z. B. durch die Über­

tragung Iernhaitiger Produktions- und 

Dienstleistungsaufgaben, die Freistellung für 
ergänzende Qualifizierung, die Organisation 

von Praktika in anderen Betrieben, die ver­

gütungsmäßige Honorierung von Qualifi­

zierungsfortschritten). 

• bei Tarif- und Betriebsvereinbarungen zum 

Rationalisierungsschutz bzw. zur Sicherung 

von Arbeitsplätzen Regelungen zur ab­

schlußbezogenen Qualifizierung von Unge­

lernten aufgenommen werden. 

• bei öffentlich geförderten Beschäftigungs­

programmen (Lohnkostenzuschüsse, Arbeits­

beschaffungsmaßnahmen, Beschäftigungs­

gesellschaften, soziale Betriebe usw.) der 

Arbeitseinsatz der Teilnehmer stärker als 

bisher unter Lerngesichtspunkten erfolgt und 

Zeiten für ergänzende Qualifizierung ein­

geplant werden 

• berufsbegleitende Nachqualifizierungsmaß­

nahmen eindeutig auf anerkannte Berufsab­

schlüsse ausgerichtet werden und die Zerti­

fizierung (z. B. bei Abbruch) immer im Ver­

hältnis zu einem solchen Abschluß vorge­

nommen wird. 

• die Betriebe, Beschäftigungsgesellschaften 

und die Träger ergänzender Qualifizierungs­

maßnahmen durch regionale Beratungsin­

stitutionen beim Aufbau berufsbegleitender 

Nachqualifizierungsmaßnahmen unterstützt 

werden. 

Anmerkungen: 

1 Nachfolgend sind unter dieser Bezeichnung auch die 

Angelernten erfaßt. Die Begriffe "Ungelernte" und 

" Personen ohne Berufsausbildung" werden synonym 

verwendet. 
2 Davids, S.: Junge Erwachsene ohne anerkannte 

Berufsausbildung in den alten und neuen Bundes­

ländern. In: Deutsches Jugendinstitut (Hrsg.): Aus­

bildungfür alle- Prävention von Arbeitslosigkeit und 

Ausbildungsabbruch in der vorberuflichen Bildung. 

Tagungsdokumentation. DJI-Arbeitspapier 2-072, 

München 1992 
3 Tessaring, M.: Langfristige Tendenzen des Ar­

beitskräftebedarfs nach Tätigkeiten und Qualifika­

tionen in den alten Bundesländern bis zumfahre 2010. 

Eine erste Aktualisierung der /AB I Prognos-Projek­

tionen 1989!91. In: Mitteilungen aus der Arbeits­

markt- und Berufsforschung 27 (1994) Sonderdruck, 

S. 8 
4 Podeszfa, H.; Klähn, M.: Man tut sich schwer, bis 

man wieder im Tritt ist. Betriebliche Umschulung mit 

anerkanntem Abschluß. Bundesinstitut für Berufs­

bildung. Der Generalsekretär (Hrsg.)Berlin undBann 

1992 (Berichte zur beruflichen Bildung, H. 136) 
5 Hecker, U.: Lehrgänge zur Vorbereitung auf die 

Externenprüfung - Unterstützung beim nachträg­

lichen Erwerb des Berufsabschlusses. In: BWP 22 

(1993) 3, S. 32 
6 Dieser Umdenkungsprozeß wird auch durch viele 

BIBB-Arbeiten dokumentiert. Siehe z. B. Dehn-
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bostel, P; Holz, H.; Novak, H. : Lernenfür die Zukunft 
durch verstärktes Lernen am Arbeitsplatz. Bundes­
institut für Berufsbildung. Der Generalsekretär 
(Hrsg. ) Berlin und Bonn 1992 (Berichte zur beruf­
lichen Bildung, H. 149) 
7 Kloas, P.-W; Seile, B.: Lernvoraussetzungen von 
"Ungelernten" - Grundlagen für eine Nachqualifi­
zierung. In: Lernen heute - Fragenfür morgen. Reader 
zur Lernforschung in der Berufsbildung, Bundesin­
stitut für Berufsbildung. Der Generalsekretär (Hrsg.) 
Berlin und Bonn /994 (Berichte zur beruflichen 
Bildung, H. 168) 
8 Zu den einzelnen Praxisbeispielen (für das unter 3. 
genannte Koppe/ungsmodell existieren noch keine) 
siehe Kloas, P.-W; Seile, B.: Vom Ungelernten zur 
Fachkraft- Modelle zur Kombination von Arbeit und 
Berufsausbildung im Überblick. Bundesinstitut für 
Berufsbildung (Berichte zur beruflichen Bildung, 
H. 181) Bielefeld 1994 
9 Klähn, M.; Dinter, 1.: Umschulung von Langzeit­
arbeitslosen - Ergebnisse einer Model/versuchsreihe. 
Bundesinstitut für Berufsbildung. Der Generalsekretär 
(Hrsg.) Berlin und Bonn 1994 (Berichte aus Mo­
dellversuchen, H. 34) 
1° Fricke, P; Kloas ,P.-W; Matzdorf,R. ; Petzold,H.-J.: 
Arbeit und Berufsausbildung kombinieren - Ein 
Programmentwurf zur Ausbildung junger Erwachse­
ner. Materialien und Praxisberichte zur Ausbildung 
und Arbeit von Jugendlichen , Band 18, Lübeck 
1992 
11 Kloas , P-W; Davids, S.: Differenzierte Wege zum 
nachträglichen Erwerb eines anerkannten Berufs­
abschlusses - Überblick über die Beiträge und 
Diskussionsschwerpunkte der Arbeitsgruppe 1/l. In: 
Differenzierte Wege zum anerkannten Berufsabschluß 
- Dokumentation einer Fachtagung zur Berufsaus­
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Mit der Einführung des europäischen 

Binnenmarktes und der Erweiterung 

der Union haben sich neue Rah­

menbedingungen für das Zusam­
menleben herausgebildet. Vor dem 

Hintergrund der sich ändernden 

Anforderungen an Arbeit und Qua­
lifikation, geht es in diesem Beitrag 

darum, die Bildungschancen junger 

Menschen aus eingewanderten Fa­

milien näher zu betrachten. 

Welche Bevölkerungsgruppen gehö­

ren zu den Modernisierungsgewin­

nern bzw. -verlierern 1 und welche 

Chancen der beruflichen Qualifizie­
rung und der beruflichen - sowie 

sozialen - Integration erhalten Ju­

gendliche und junge Erwachsene, 

deren Eltern emigriert sind, und die 
zumindest einen Teil ihrer Kindheits­

und Jugendzeit in Deutschland oder 
in einem anderen europäischen Land 

verbracht haben. Die Analyse kon­

zentriert sich auf vier Länder mit 

einem bedeutenden Potential junger 

Menschen aus eingewanderten Fa­

milien: Frankreich, Großbritannien, 

die Niederlande und Deutschland. 

Ausgangslage 

Jugendliche aus Migrantenfamilien 
und die nationalen Politiken 

Einwanderung und nationale Einwande­

rungspolitiken in Westeuropa sind zugleich 
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von Differenz und Ähnlichkeit gekenn­

zeichnet. Gibt es beispielsweise bei Gründen 

und Motiven für Wanderung gewisse Über­

einstimmungen, so sind die nationalen Po­

litiken von einem jeweils sehr unterschied­

lichen Selbst- und Staatsverständnis ge­

prägt. 

I Einwanderung und 
Einwanderungspolitiken 

sind von 
Differenz und Ähnlichkeit 

gekennzeichnet 

Deutschland versteht sich in seiner offiziellen 

Politik noch immer als Nicht-Einwande­

rungsland, obwohl die ersten Arbeitsmi­

grantell bereits in den 50er Jahren von Un­

ternehmen in der Bundesrepublik angewor­

ben wurden. Das Einbürgerungsrecht orien­

tiert sich weitgehend am "ius sanguinis", d. h. 

an dem Prinzip der familiären Herkunft. 

Dadurch besitzen die meisten Arbeitsmi­

granten und ihre Kinder nicht die deutsche 

Staatsbürgerschaft Die Jugendlichen leben 

zum Teil seit ihrer Geburt als "Ausländer" in 

Deutschland und können auch als junge 

Erwachsene nicht ihre staatsbürgerlichen 

Rechte, wie beispielsweise das Wahlrecht, 

wahrnehmen. Insgesamt leben hier rund 6,5 

Millionen Menschen ausländischer Natio­

nalität (rund acht Prozent der gesamten 

Bevölkerung). 

Frankreich verstand sich seit Anfang des 

Jahrhunderts als Einwanderungsland. Es 

wurden, besonders nach dem zweiten Welt­

krieg, ausländische Arbeitskräfte angewor­

ben, und Menschen aus den ehemaligen 

Kolonien wanderten nach Frankreich zurück 

bzw. ein. Das "ius solis" ermöglichte bisher 

allen in Frankreich Geborenen den Zugang 

zur französischen Staatsbürgerschaft unab­

hängig von der Herkunft ihrer Eltern, so daß 

heute der größte Teil der in Frankreich ge-

borenen zweiten Generation französische 

Staatsbürger sind. 2 

Von den vier Millionen Einwanderem der 

ersten Generation besitzt jeder dritte die 

französische Staatsbürgerschaft Von der 

ausländischen Wohnbevölkerung (sechs 

Prozent) sind 40 Prozent maghrebinischer 
Herkunft. Mit 17 Prozent sind die Algerier, 
gefolgt von den Marokkanern (16 Prozent), 

die größten ausländischen Bevölkerungs­

gruppen aus dem Vorderen Orient. 3 

Die Niederlande wurden in der Nach­

kriegszeit trotz Auswanderungsförderung, zu 

einem Land mit positivem Wanderungssaldo: 

verschiedene Einwanderungswellen aus den 

(ehemaligen) Kolonien erreichten die Nie­

derlande, und die Wirtschaft warb Arbeits­

kräfte aus Südeuropa, der Türkei und 

Marokko an. Erst Mitte der 80er Jahre ändert 

die niederländische Regierung Haltung und 

Verständnis als Nicht-Einwanderungsland 

und leitet eine umfassende Minderheiten­

politik mit den Hauptzielen, Beseitigung der 

sozialen Benachteiligung und strukturellen 

Diskriminierung von Einwanderem sowie 

Schaffung einer toleranten multi-ethnischen 

Gesellschaft, ein. Die Politik der Niederlande 

beruht auf einer Unterscheidung zwischen 

"allochthonen" Bürgern, d. h. Bürgern an­

derer Herkunft, und "autochthonen" Bürgern, 

d. h. einheimischer Herkunft. 15 Prozent der 

niederländischen Bevölkerung sind nicht­

niederländischer Abstammung. 26 Prozent 

der allochthonen Bevölkerung stammen aus 

Surinam und neun Prozent von den Antillen, 
26 Prozent aus der Türkei und 19 Prozent 

aus Marokko. 4 

Großbritannien verbindet seit 1962 zwei 

verschiedene Zielvorstellungen in seiner 

Einwanderungs- und Minderheitenpolitik: 

auf der einen Seite die Beschränkung der Zahl 

der Einwanderer und auf der anderen die 

"Integration" der bereits eingewanderten 

Menschen. Trotz der seither zunehmenden 

rechtlichen Einengung der Zuwanderung und 

des Personenkreises mit Anrecht auf Ein­

bürgerung betonen auch die Kritiker der 

britischen Einwanderungspolitik, daß der 

Zugang zur Staatsbürgerschaft und damit zu 

vollen politischen Rechten, den Angehörigen 

aus Minderheiten den Weg in die politischen 

Parteien geöffnet und ihnen die Möglichkeit 

gegeben hat, Einfluß auf die britische Politik 

zu nehmen. Zu einer ethnischen Minderheit 

gehören rund 3 Millionen Menschen, ihr 

Anteil an der Gesamtbevölkerung beträgt 

sechs Prozent. Rund die Hälfte gehören zu 

einer Minderheit, die vom indischen Sub­
kontinent eingewandert ist, ca. jeder fünfte 

hat eine karibische Herkunft. 5 

Die Bedeutung beruflicher 
Qualifikation in den Ländern. 
der Europäischen Union 

Der wirtschaftliche Strukturwandel in den 

westlichen Industriestaaten hat zur Folge, daß 

der Arbeitskräftebedarf sich in den letzten 

zwei Dekaden erheblich verändert hat. Die 

Nachfrage nach gering qualifizierten Ar­

beitskräften ist stark zurückgegangen, und die 

Anforderungen an die Qualifikation der 

Arbeitnehmer haben sich erhöht. Den meisten 

europäischen Industriestaaten gemeinsam ist 

heute ein steigender Anteil von Langzeitar­

beitslosen. Weitere Modernisierungsschübe 

stehen an, die zu einem fortschreitenden 

Wegfall von Arbeitsplätzen im un- und an­

gelernten Bereich führen werden. 6 

Aus ihren Untersuchungen über die Be­

schäftigungssituation von Einwanderem 

ziehen Migrationsforscher ähnliche Schluß­

folgerungen: die Industrien und Sektoren und 

damit auch die Arbeitsplätze, für die Ar­

beitskräfte ausländischer Herkunft ange­

worben wurden, fallen ·zunehmend weg; 

Arbeitsmigranten der ersten Generation, die 

einmal arbeitslos geworden sind, haben relativ 

geringe Chancen auf Wiedereinstellung. 7 

ARENDS resümiert die Entwicklung auf dem 

niederländischen Arbeitsmarkt: "Die Arbeits-
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migranten waren in diesen Bereichen überrepräsen­

tiert und folglich in erster Linie von den Massen­

entlassungen betroffen.'' 8 In Großbritannien sind 

für MALcoM CRoss seither .,genau die Wirt­

schaftssektoren mit einer hohen Konzentration an 

Arbeitskräften aus ethnischen Minderheiten, zutiefst 

von dem Kollaps im Beschäftigungsbereich betrof­

fen"9. 

Diese Entwicklung hat für Jugendliche und 

junge Erwachsene der zweiten Generation 

erhebliche Auswirkungen. Die Arbeitsplätze, 

für die ihre Eltern angeworben wurden, haben 

sich tiefgreifend verändert bzw. existieren 

nicht mehr: die junge Generation kann nicht 

darauf hoffen, die Arbeitsplätze ihrer Eltern 

zu übernehmen. Eine "intergenerationelle" 

Kontinuität in der Art der Beschäftigung bzw. 

in den Wirtschaftsbereichen ist nicht möglich. 

Ersatzarbeitsplätze in anderen Wirtschafts­

zweigen stehen für an- und ungelernte Ar­

beitskräfte zunehmend weniger zur Verfü­

gung. Jugendliche aus Migrantenfamilien wie 

auch einheimische Jugendliche müssen eine 

berufliche Qualifikation erwerben, wollen sie 

überhaupt eine reelle Chance haben, eine 

dauerhafte Beschäftigung zu finden. 

Das aufstiegsorientierte Projekt der Ein­

wanderer, d. h. der eigene berufliche und 

soziale Aufstieg, der von der ersten Genera­

tion auf die zweite verschoben wird - ein bei 

Arbeitsrnigranten verbreitetes Phänomen 10 -, 

wird durch diese wirtschaftliche Entwicklung 

erheblich erschwert und gefährdet. Denn 

konnten die Mütter und Väter sich über 

Erwerbsarbeit im un- oder angelernten Be­

reich zumindest den eigenen Lebensunterhalt 

sichern, so müssen ihre Töchter und Söhne, 

nur um das gleiche zu erreichen, mindestens 

einen berufsqualifizierenden Abschluß vor­

weisen: eine berufliche Qualifizierung ist -

aus der intergenerationellen Perspektive 

betrachtet - nicht der erste Schritt zum 

beruflichen Aufstieg, sondern eine not­

wendige Bedingung, um den sozialen Ab­

stieg zu verhindern und zumindest den 

status quo, d. h., die eigene Existenzsiche­

rung - wieder aus der intergenerationellen 

Perspektive betrachtet - zu erhalten. 

Ausbildung und Berufseinstieg 
von Jugendlichen 
aus Migrantenfamilien 

Bildungs- und Ausbildungssituation 

Berufliche Qualifizierung von Jugendlichen 

findet in den meisten Ländern der Euro­

päischen Union in beruflichen Vollzeitschulen 

statt. Ein alternierendes System beruflicher 

Erstausbildung, d. h. der Wechsel zwischen 

Ausbildungsphasen im Betrieb und dem 

Besuch einer Teilzeitberufsschule, ist zwar die 

wichtigste Form beruflicher Erstausbildung in 

Deutschland (duales System), spielt in den 

Niederlanden noch eine gewisse Rolle- rund 

ein Drittel der Jugendlichen werden im 

"Lehrlingswesen" ausgebildet - hat in 

Frankreich aber lediglich für die Ausbildung 

in wenigen Bereichen des Handwerks eine 

gewisse, insgesamt aber eine marginale 

Bedeutung. Zudem fällt die gesellschaftliche 

Bewertung der nationalen Bildungswege in 

den einzelnen Mitgliedsstaaten sehr unter­

schiedlich aus. Während in der Bundesre­

publik eine berufliche Ausbildung im dualen 

System Ansehen genießt, beschreiben fran­

zösische Bildungsexperten die berufliche 

Ausbildung in ihrem Land als Abschiebegleis 

für leistungsschwächere Schüler in einem 

stark an Selektion orientierten Bildungs­
system.11 

Die folgende Darstellung konzentriert sich auf 

die Partizipation der Jugendlichen aus Mi­

grantenfamilien an allgemeiner und berufli­

cher Bildung im Vergleich zu einheimischen 

Jugendlichen. 12 

Deutschland 

Die Analyse des Schulerfolgs von Schulab­

gängern ausländischer Herkunft zeigt, daß 

sich ihre schulische Bildung in den letzten 

zehn Jahren erheblich verbessert hat. Ver­

ließen 1979 noch knapp die Hälfte der Ju­

gendlichen die allgemeinbildende Schule 

12 

\ 
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ohne Hauptschulabschluß, so sind es zehn 

Jahre später zwischen zehn und zwanzig 

Prozent (15 bis 25 Jahre). Junge Frauen haben 

in diesem Zeitraum größere Fortschritte 

gemacht und weitergehende Schulerfolge 

erzielt als junge Männer: sie verfügen häu­

figer über einen mittleren Bildungsabschluß 

(weiblich 24 Prozent zu männlich 18 Prozent) 

und verlassen seltener die Schule ohne Ab­

schluß. 13 Deutliche Unterschiede gibt es auch 

weiterhin zwischen den Nationalitäten. Ge­

rade die zahlenmäßig größte Gruppe, die 

Jugendlichen türkischer Herkunft, weisen 

immer noch den geringsten Schulerfolg auf, 

obwohl die türkischen Mädchen erheblich 

bessere Bildungsabschlüsse als noch vor zehn 

Jahren erreicht haben. Der Vergleich mit 

deutschen Jugendlichen zeigt, daß sich die 

Distanz zwischen den Bildungsabschlüssen 

ausländischer und deutscher Jugendlicher 

nicht verkleinert hat, da die Schulabschlüsse 

der deutschen Absolventen in den letzten 

Jahren ebenfalls erheblich gestiegen sind. 

Jugendliche ausländischer Herkunft konnten 

im vergangeneo Jahrzehnt ihre Ausbil­

dungsbeteiligung erheblich verbessern. Ge­

rade junge Frauen machen öfter eine beruf­

liche Erstausbildung. Dennoch erhalten heute 

immer noch weit weniger ausländische als 

deutsche Jugendliche eine Ausbildung im 

dualen System: während rund 40 Prozent der 

ausländischen Jugendlichen (eines Jahrgan­

ges) sich in einer beruflichen Erstausbildung 

befinden, sind es rund 66 Prozent der 

deutschen Jugendlichen. Auch der Anteil 

junger Erwachsener, die ohne Ausbildung 

bleiben, ist bei jungen Ausländern erheblich 

höher: rund 40-50 Prozent der jungen 

Erwachsenen eines Jahrganges bleiben 

ohne Ausbildung im Vergleich zu 14 Prozent 

bei den Deutschen. 14 Jugendliche ausländi­

scher Herkunft sind genau in den Ausbil­

dungsberufen stark unterrepräsentiert, die zu 

den attraktiven und zukunftsträchtigen Be­

rufen in Wirtschaftsbranchen mit hoher Zu­

kunftsorientierung führen. Sie erhalten in den 

Berufen überproportional eine Möglichkeit, 

für die sich deutsche Jugendliche weniger 



interessieren und in denen Betriebe zum Teil 

Probleme haben, Auszubildende zu finden. 

Jedoch sind diese Berufe von schlechteren 

Arbeitsbedingungen, geringeren Übernah­

mechancen als Fachkraft oder von geringeren 

Verdienstmöglichkeiten gekennzeichnet. Ihre 

Chancen auf eine tragfähige Qualifizierung 

sind gegenüber deutschen Jugendlichen 

eingeschränkt. 

Niederlande 
Der Bildungs- und Ausbildungsrückstand von 

Jugendlichen aus eingewanderten Familien 

gegenüber den einheimischen ist besonders 

groß bei Jugendlichen türkischer und ma­

rokkanischer Herkunft. Schulabgänger aus 

Migrantenfamilien haben am Ende ihrer 

Schulzeit überdurchschnittlich häufig keinen 

Bildungsabschluß erreicht oder sind bei den 

Abschlüssen, die einem Hauptschulabschluß 

entsprechen, überrepräsentiert. Jeder vierte 

türkische bzw. marokkanische Schulabsol­

vent verläßt das Bildungssystem ohne Ab­

schluß. Bei Surinamern und Antillanern liegt 

der Anteil mit 13 Prozent bzw. zwölf Prozent 

nahe beim Bevölkerungsdurchschnitt Zudem 

erreichen Schulabgänger aus Marokko und 

der Türkei selten einen universitären Ab­

schluß, im Gegensatz zu 29 Prozent aller 

Schulabgänger. Schulabsolventen aus Suri­

nam und den Antillen nehmen eine Mittel­

stellung zwischen beiden Gruppen ein. 15 

Großbritannien 
Studien in den 70er Jahren konnten ein er­

hebliches Bildungungsgefalle zwischen 

einheimischen und Jugendlichen aus ethni­

schen Minderheiten aufdecken; so wiesen 

beispielsweise Jugendliche afro-karibischer 

Herkunft im Vergleich zu "weißen" Ju­

gendlichen einen beträchtlichen Bildungs­

rückstand auf. Forschungsergebnisse aus den 

80er Jahren zeigen, daß Jugendliche der 

zweiten Generation den Bildungsrückstand 

nicht nur aufgeholt, sondern- zumindest was 

ihre Bildungsbeteiligung betrifft - weiße 

Jugendliche sogar überholt haben. 16- bis 

18jährige Jugendliche aus Migrantenfamilien 

Tabelle 1: Anteil der 16- bis19jährigen in Vollzeit-Bildungseinrichtungen nach ethnischen Gruppen 
in Großbritannien 1988-1990 (in Prozent) 

insgesamt 38 40 39 

Weiße 36 38 37 

Alle ethnischen Minderheiten 56 56 56 

Afro-Kariber 39 48 43 

Afrikaner-Asiaten 75 56 66 

Inder 55 61 58 

Pakistani 64 45 55 

Bangladeshi 41 46 

Chinesen 77 

Quelle: Labour Force Surveys, 1988, 1989, 1990 (aus Jones 1993, S. 42) 

besuchen länger die Schule oder andere 

Bildungseinrichtungen als weiße Briten. Es 

gibt erhebliche Unterschiede zwischen den 

Nationalitäten. Die hohe Bildungsbeteiligung 

von Jugendlichen aus Minderheiten ist un­

abhängig vom Geschlecht (vgl. Tabelle 1). 

Wie bei einheimischen Jugendlichen, parti­

zipieren junge Frauen afro-karibischer und 

indischer Herkunft länger an Vollzeit-Aus­

bildung bzw. Vollzeit-Bildungsgängen als die 

jungen Männer ihrer Herkunftsgruppe. Ver­

gleicht man die Bildungsbeteiligung von 

Jugendlichen nach der sozioökonomischen 

Zugehörigkeit des Vaters bzw. des Haus­

haltsvorstandes, so wird auch hier sehr 

deutlich, daß Jugendliche aus ethnischen 

Minderheiten in jeder sozioökonomischen 

Kategorie länger als einheimische Jugend­

liche eine Bildungseinrichtung besuchen. 

Die Verteilung der höchsten Qualiftkation bei 

den 16- bis 24jährigen ergibt, daß beide, 

Männer und Frauen indischer und afrika­
nisch-asiatischer Herkunft tendenziell besser 

qualifiziert sind als weiße Jugendliche dieser 

Altersgruppe. Während afro-karibische jun­

ge Frauen vergleichbare Bildungsabschlüsse 

wie weiße Frauen erwerben, liegen die jungen 

Männer dieser Gruppe leicht unter dem 

Qualifikationsniveau der weißen Männer. 

Demgegenüber haben junge Männer und 

Frauen aus Pakistan und Bangladesh ein 

geringeres Qualifikationsniveau als die ein­

heimischen Jugendlichen, dies wird mit ihrer 

späten Einreise erklärt. 16 

Einige Gruppen von Minderheitsjugendli­

chen haben demnach bessere Bildungsab­

schlüsse als weiße Jugendliche, während 

andere Gruppen gleichauf liegen und wieder 

andere noch im Rückstand sind. Die Diffe­

renzen zwischen den einzelnen ethnischen 

Gruppen sind zum Teil erheblich und in der 

letzten Dekade größer geworden. 

Berufliche Einmündung 

Neben der beruflichen Qualifizierung ist der 

erfolgreiche Übergang ins Beschäftigungs­

system als qualifizierte Fachkraft entschei­

dend für den beruflichen Werdegang. Als 

erster Indikator für den Übergang wird im 

folgenden Abschnitt der Anteil der Jugend­

lichen in Beschäftigung bzw. auf Arbeitssuche 

herangezogen. 

Deutschland 
Der Übergang in das Beschäftigungssystem 

gestaltet sich für junge Erwachsene auslän-
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diseher Herkunft ungleich schwieriger als bei 

Deutschen: sie sind doppelt sooft wie deut­

sche Jugendliche und junge Erwachsene 

arbeitslos. Mit zunehmendem Alter verbessert 

sich ihre Situation nur unwesentlich. 

Der Abschluß einer Berufsausbildung ist 

unabdingbar, um eine qualifizierte Beschäf­

tigung zu erhalten: 7 4 Prozent der männlichen 

Jugendlichen mit Berufsabschluß sind 

Facharbeiter, 70 Prozent der jungen Männer 

ohne Ausbildung arbeiten als un- bzw. an­

gelernte Arbeiter. Die Mehrheit der jungen 

Frauen mit Berufsabschluß arbeitet als An-

gestellte (55 Prozent) oder als Facharbeiterin 

(29 Prozent). 17 Zwei Drittel der jungen 

Frauen ohne Ausbildungsabschluß sind als 

ungelernte Arbeitskräfte beschäftigt, bei den 

jungen Frauen mit abgeschlossener Ausbil­

dung sind es dagegen sechs Prozent (junge 

Männer neun Prozent). Ein Teil der jungen 

Erwachsenen findet trotz abgeschlossener 

Ausbildung nur eine Erwerbsarbeit als un­

oder angelernte Arbeitskraft. 

Die berufliche Situation junger Ausländer hat 

sich gegenüber 1979 erheblich verbessert: 

damals waren fast alle jungen Migranten -

Tabelle 2: Arbeitslosenanteil nach Staatszugehörigkeit, Alter und Geschlecht in Deutschland 1992 
(in Prozent) 

Deutsche 

Ausländer 

unter 20 Jahren 

m w 

4 6 

14 17 

I 

Altar und Geschlecht 

20-25Jahre 25-30 Jahre 

m w I m w 

7 6 6 7 

14 14 12 15 

Quelle: Statistisches Bundesamt 1992, Fachserie 1, Reihe 4.2.1 Bundesanstalt für Arbeit, Strukturanalyse 1992 

Tabelle 3: Arbeitslosenquote nach Alter und Staatsangehörigkeit in Frankreich 1992 
(in Prozent) 

Staatsangah6rig I Altar 

I 15-24 Jahre I 25-49 Jahre I insgesamt 

Franzosen 20,3 8,5 9,5 

-von Geburt 20,1 8.4 9.4 

- durch Einbürgerung 31,3 11,7 13,8 

Ausländer 29,8 17,0 18,6 

-EU 16.4 8,2 9,7 

- Maghreb 50,6 27,3 29,6 

- Algerien 44,6 28,2 29,2 

-Marokko 49,4 24,8 28,2 

- Tunesien 69,2 30,3 33,8 

Quelle: lnsee, enquete sur l'emploi, 1992 

14 BWP 24/1995/2 • Fachbeiträge 

unabhängig vom Geschlecht - als un- bzw. 

angelernte Arbeitskräfte beschäftigt, kaum 

eine bzw. einer hatte eine qualifizierte Be­

schäftigung- während dies 1989 der Hälfte 

der jungen Frauen und Männer gelungen ist. 

Frankreich 
Die Jugendarbeitslosigkeit in Frankreich ist 

wesentlich höher. Das gilt für alle Gruppen. 

Jugendliche aus bnmigrantenfamilien, die die 

französische Staatsbürgerschaft besitzen, 

nehmen eine Zwischenstellung ein: ihr Ar­

beitslosenanteil ist höher als bei den gebür­

tigen Franzosen und niedriger als bei den 

ausländischen Jugendlichen aus dem 

Maghreb. Von den ausländischen Jugendli­

chen aus Algerien und Marokko ist jeder 

zweite, von den Tunesiem sind sogar zwei von 

drei arbeitslos (vgl. Tabelle 3). 

Großbritannien 
Trotz ihrer hohen Bildungsbeteiligung sind 

Jugendliche und junge Erwachsene aus 

ethnischen Minderheiten (fast) doppelt sooft 

arbeitslos wie einheimische Jugendliche. Thre 

höhere Bildungsbeteiligung und ihre ten­

denziell besseren Bildungsabschlüsse führen 

nicht dazu, daß sie bei der beruflichen 

Einmündung die gleichen Chancen wie weiße 

Jugendliche erhalten. Besonders hoch ist die 

Arbeitslosigkeit unter männlichen Jugendli­

chen afrikanischer Herkunft (vgl. Tabelle 4). 

Niederlande 
Auch in den Niederlanden ist der Zugang zur 

Erwerbsarbeit für einheimische Jugendliche 

einfacher als für Jugendliche aus ethnischen 

Minderheiten. Die Jugendarbeitslosigkeit ist 

bei allen Gruppen dreimal so hoch wie bei 

einheimischen Jugendlichen (vgl. Tabelle 5). 

Wie sehr das Qualifikationsniveau der Ju­

gendlichen und jungen Erwachsenen für den 

Zugang zum Arbeitsmarkt zwar eine wichtige 

aber nicht ausschließlich bestimmende Rolle 

spielt, zeigt gerade das Beispiel der Nie­

derlande: Antillaner und Surinamer mit 
einer relativ guten schulischen oder be­

ruflichen Vorbildung sind doppelt so häufig 



Tabelle 4: Arbeitslosenquote der 16- bis 24jährigen nach Geschlecht und ethnischer Zugehörig­
keit in Großbritannien 1991 (in Prozent) 

I 
Männer 

I 
Frauen 

I 
insgesamt 

Weiße 17 11 15 

Ethnische Minoritäten insgesamt 31 25 28 

Schwarze 38 27 32 
Schwarz-Kariber 38 27 31 
Schwarz-Afrikaner 42 36 39 
andere Schwarze 35 26 31 

Südasiaten 28 25 27 
Inder 23 19 21 
Pakistani 36 35 36 
Bangladeshi 21 36 26 

Chinesen und andere 26 20 23 
Chinesen 15 14 15 
andere Asiaten 29 22 26 
andere 29 22 26 

Quelle: Census Local Statistics 1991 (aus: Owen 1993, S. 8) 

Tabelle 5: Arbeitslosenquote nach Alter und Herkunft in den Niederlanden 1990 (in Prozent) 

Staatsangehörigkeit I 

I 
Autochthone 10 

Türken/ Marokkaner 33 

Surinamer I Antillaner 35 

Quelle: Klobek, 1990 (aus: Bernhardt 1993, S. 23) 

wie die niederländischen Jugendlichen mit 

entsprechender formaler Qualifikation 

arbeitslos. 

Zusammenfassung 

Berufliche Qualifikation ist europaweit ge­

sehen für Jugendliche aus Minderheiten zwar 

eine absolut notwendige aber keine hinrei­

chende Bedingung mehr des Zugangs zu 

Erwerbsarbeit sie eröffnet zwar die Mög­

lichkeit dazu, ist aber nicht mehr der Garant 

für eine Beschäftigung. 

Alter 

I insgesamt 

6 6 

28 31 

24 24 

Studien in Großbritannien haben die Dis­

kriminierung von zum Teil gut ausgebildeten 

jungen Erwachsenen aus Minderheiten­

gruppen beim Zugang zu Beschäftigung 

aufzeigen können. Neben den diskriminie­

renden Verhaltensweisen der Unternehmen, 

wurden auch die Einstellungen und Verhal­

tensweisen von britischen Arbeitsvermittlern 

herausgearbeitet, die zu starken Stereotypen 

im Hinblick auf Jugendliche aus eingewan­

derten Familien neigen. 18 In den Nieder­

landen konnten Untersuchungen mit diesem 

Ansatz, die unbewußte, verdeckte bzw. offen 

diskriminierende Einstellung von Arbeitge­

bern aufdecken. 19 Demgegenüber wurden in 

Deutschland die Rekrutierungsstrategien der 

Betriebe im Hinblick auf ausländische 

Auszubildende und Arbeitnehmer analysiert 

und dabei Mechanismen und Vorgehens­

weisen untersucht, die sich unabhängig von 

Fragen der persönlichen Einstellung von 

Personalchefs gegenüber Ausländern bei 

jungen Erwachsenen ausländischer Herkunft 

diskriminierend auswirken können. 20 

Schlußfolgerungen 

In Deutschland wurden bislang Fragen der 

schulischen und beruflichen Ausbildung von 

Jugendlichen ausländischer Herkunft vielfach 

nur unter Aspekten ihrer Benachteiligung 

betrachtet. Dabei wurde vernachlässigt, daß 

sie gegenüber einheimischen Jugendlichen 

einen wesentlichen Qualifizierungsvorsprung 

besitzen: Durch ihr Aufwachsen in zwei 

Kulturen und mit zwei Sprachen verfügen sie 

sowohl über eine bilinguale Sprachkompe­

tenz als auch über die Fähigkeit, sich in 

verschiedenen kulturellen Situationen und mit 

verschiedenen sozialen Anforderungen zu­

rechtzufinden. Auf dieser Grundlage können 

weitere Kommunikationsstrategien und 

Kompetenzen entwickelt werden. 

Um auf die fortschreitende Internationali­

sierung der Wirtschaftsbeziehungen adäquat 

antworten zu können, brauchen Unternehmen 

in Deutschland, ihrer eigenen Einschätzung 

nach, zunehmend auch fachlich qualifizierte 

Mitarbeiter mit fremdsprachlichen Fähig­

keiten und "internationalen Kompetenzen". 21 

Vor diesem Hintergrund erscheint es paradox, 

daß Betriebe bei der Auswahl ihrer Auszu­

bildenden das vorhandene bilinguale und 

interkulturelle Potential Jugendlicher aus­

ländischer Herkunft nur selten wahrnehmen 

und als Kriterium der Auswahl ihrer Aus­

zubildenden berücksichtigen. Damit entgeht 

ihnen ein Potential an zweisprachigen Mit-
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arbeitem, die sich in verschiedenen sozialen 

und kulturellen Kontexten zurechtfinden 

können. 

Jugendliche und junge Erwachsene aus 

Minderheiten partizipieren zunehmend an 

Bildung und beruflicher Qualifizierung. 

Einigen Minderheitengruppen ist es bereits 

gelungen, im Hinblick auf allgemeine und 

berufliche Bildung sowie auf die Bildungs­

partizipation das Niveau einheimischer Ju­

gendlicher (fast) zu erreichen, so die Ju­

gendlichen aus Surinam und den Antillen in 

den Niederlanden oder gar zu übertreffen wie 

dies bei Jugendlichen indischer und afrika­

nisch-asiatischer Herkunft in Großbritannien 

der Fall ist. Die Beispiele aus Großbritannien 

und den Niederlanden belegen auch, daß 

zwischen den einzelnen Gruppen von Ju­

gendlichen aus eingewanderten Familien 

zunehmend eine Ausdifferenzierung statt­

findet. 

Diese Fortschritte und Erfolge spiegeln sich 

aber völlig unzureichend in den Chancen 

der schulisch erfolgreichen Jugendlichen 

und jungen Erwachsenen auf Erwerbsar­

beit und qualifizierte Berufsarbeit wider. 

Es ist bisher nicht gelungen, bei Arbeitge­

bern generell gegenüber Minderheiten neu­

trale oder aufgeschlossene Rekrutierungs­

strategien zu schaffen. Damit gehören junge 

Erwachsene aus Minderheitsgruppen trotz 

ihrer zunehmenden Bildungs- und Quali­

fizierungserfolge, selbst in den Fällen, in 

denen sie die einheimischen Jugendlichen 

eingeholt haben, potentiell zu den Moder­

nisierungsverlierern, solange Arbeitgeber 

ihre strukturell-diskriminierenden Rekrutie­

rungsstrategien weiterführen oder ihre dis­

kriminierende Haltung beibehalten. Und dies 

obwohl die jungen Erwachsenen das Potential 

besitzen, über die engen nationalen Grenzen 

hinaus agieren zu können und dies ein­

heimischen Jugendlichen sogar voraus haben. 

Statt zu einem Motor der Europäischen Ei­

nigung zu werden, werden sie noch immer, 

was ihre berufliche Integration betrifft, in 

marginale Stellungen verwiesen. 

Wie wenig sich allerdings die Lebenssituation 

der Jugendlichen mit den gängigen Merk­

malen defizitärer Bildungs- und Erwerbs­

biographien begreifen läßt, illustrieren Bei­

spiele, die die Wege von Jugendlichen aus 

Migrantenfamilien aus der drohenden Mar­

ginalisierung beschreiben. So wurde in 

Frankreich das Engagement vonJugendlichen 

aus maghrebinischen Familien in lokalen 

Netzwerken aufgezeigt, was sie zu zuneh­

mender Professionalität im Beratungsbereich 

geführt hat. 22 

I Junge Erwachsene 
aus Minderheitsgruppen 

gehören zu 
den Modernisierungs­

verlierern 

Jugendliche und junge Erwachsene aus 

Migrantenfamilien, denen die üblichen 

Bildungs- und Erwerbskarrieren zum Teil 

oder ganz verschlossen bleiben, suchen in 

der Gesellschaft, in der sie leben, ihre ei­

genen innovativen Wege, um ihre Vorstel­

lungen von Teilhabe unter den gegebenen 

gesellschaftlichen Bedingungen- zumindest 

ansatzweise - realisieren zu können. 

Dieses Beispiel verweist auf das Potential und 

die Handlungskompetenz von Jugendlichen 

und jungen Erwachsenen aus Migrantenfa­

milien, mit den vorfindbaren Gegebenheiten 

umzugehen. Es kann aber keine allgemeine 

Lösung darstellen; diese müßte eher darin 

gesucht werden, das Potential der Jugendli­

chen zu nutzen und ihnen den Zugang zu den 

gesellschaftlich angesehenen und von ihnen 

gewünschten Bildungs- und Karrierewegen 

zu öffnen. In den Ländern der Europäischen 

Union werden hierbei unterschiedliche Wege 

beschritten. Gerade die Qualifizierungser­

folge von Jugendlichen aus verschiedenen 

Einwandemationalitäten in den Niederlanden 
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und Großbritannien, die sich unzureichend in 

einem erfolgreichen Zugang zur Erwerbs­

arbeit niederschlagen, weisen sehr deutlich 

auf die Notwendigkeit hin, die Allbieter von 

Arbeit und Qualifizierung für die Einstellung 

von jungen Erwachsenen aus Migrantenfa­

milien zu gewinnen. Hierzu gibt es eine 

Vielzahl von Möglichkeiten. Für Deutschland 

sind beispielsweise zu nennen: 

• Die Schaffung von Regionalen Koopera­

tionsverbunden 

• Die stärkere Öffnung des öffentlichen 

Dienstes 

• Die Schaffung von Öffentlichkeit 

• Durch die Vemetzung von Beratungs- und 

Vermittlungsstellen für Ausbildung und Ar­

beit sowie der in diesem Bereich arbeitenden 

Institutionen und Träger in einem regionalen 

Kooperationsverbund können die Ressour­

cen der einzelnen Institutionen effektiv ge­

bündelt und genutzt werden. Regionale 

Kooperationen und Zusammenschlüsse dieser 

Art, wie zum Beispiel in Köln, haben große 

Erfolge bei der Verbesserung der Teilnahme 

an Ausbildung und des Ausbildungsverlaufs 

von Jugendlichen ausländischer Herkunft 

erreichen können. 23 

• Die stärkere Öffnung des öffentlichen 

Dienstes für Arbeitnehmer der zweiten und 

dritten Generation könnte, da er in öffentlicher 

Hand liegt und aus Steuergeldem - auch die 

der eingewanderten Arbeitnehmer und ihrer 

Nachkommen - finanziert wird, in dieser 

Hinsicht eine Vorbildfunktion für die übrigen 

Wirtschaftsbereiche einnehmen. 

• Durch die Schaffung von Öffentlichkeit für 

und von Migranten kann zum Beispiel in den 

Medien ein Forum für Menschen anderer 

Herkunft geschaffen werden, das sie als Teil 

der bundesdeutschen Lebenswelt und Realität 

widerspiegelt. Dies beginnt u. a. beim Wer­

befernsehen, geht über ihre Beteiligung als 

Nachrichtensprecher zu den anderen Formen 

des Informations- und Unterhaltungspro­

gramms. 
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Ansprüche und Wertungen junger 
Menschen in der Berufsausbildung 
-wie und was Auszubildende 
{nicht) lernen wollen 

Die Attraktivität und Qualität des 

dualen Systems der Berufsausbil­
dung sind entscheidende Faktoren, 

um die Nachfrage der Auszubilden­

den nach Ausbildung zu sichern. ln 

einer Untersuchung des Bundesinsti­

tuts für Berufsbildung, von deren 

Ergebnissen in Auszügen berichtet 

wird, geht es um die Erfassung und 

Beschreibung wichtiger Elemente 

der Ausbildung und ihrer Bewertung 

aus der Sicht von Auszubildenden 

quer über die Berufe.1 

Die hier dargestellten Ergebnisse 

beziehen sich ausschließlich auf die 
Zeit der Ausbildung selbst. Die Aus­
zubildenden sollten Einschätzungen 

abgeben, z. B. zur Qualifikation des 
Ausbildungspersonals, zum Nutzen 

der Lernorte, zur Effizienz der Me­

thoden oder zur Auswahl der Inhalte 

aus ihrer persönlichen Sicht. 

Untersuchungsdesign 

Im Rahmen einer langfristigen Panelunter­

suchung wurden über 13 500 Auszubildende 

im dualen System ausführlich zum Ausbil­

dungsverlauf und -geschehen befragt. Die 

Stichprobe wurde repräsentativ über die 

Berufe gebildet und die Befragung in fünf 

Bundesländern (Baden-Württemberg, Hes­

sen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und 

Rheinland-Pfalz) durchgeführt. 

Der Altersdurchschnitt der Personen zum 

Zeitpunkt der ersten Hauptbefragung betrug 

19 Jahre. Die Fragebogen waren sehr um­

fangreich; sie enthielten jeweils für die 

Hauptbefragungen rund 50 Fragen oder 

Fragenkomplexe, darunter viele mit Mehr­

fachwahlantworten. 2 Die Standardauswer­

tung wurde differenziert durchgeführt nach 

Geschlecht, Schulabschluß, Wirtschaftszweig 

des Ausbildungsbetriebes in Kombination mit 

Beschäftigtenzahl und Ausbildungsberufs­

bereich. 

Ergebnisse: 
Wertungen und Ansprüche 

Die Wertungen in Zusammenhang mit der 

Ausbildung sollten von den Befragten durch 

Notenvergabe analog zu den Schulnoten, d. h. 

von 1 = sehr gut bis 6 = ungenügend, oder auf 

Zufriedenheitsskalen mit sehr zufrieden (1) 

bis sehr unzufrieden (5) vorgenommen 

werden. 

Globale Bewertungen 

Bewertet wurde unter anderem global die 

Zufriedenheit mit dem betrieblichen Aus­

bildungsverlauf, und es zeigt sich, daß der 

Anteil der zufriedenenAuszubildenden mit 57 

Prozent (darin 14 Prozent sehr zufrieden) den 

der unzufriedenen mit elf Prozent (ein­

schließlich drei Prozent sehr unzufriedener) 

weit übertrifft. Die mittlere Bewertung "teils­

teils" wird von einem Drittel abgegeben. Die 

insgesamt positiven Noten für den betrieb­

lichen Ausbildungsverlauf wurden differen­

ziert untersucht mit folgenden Ergebnissen: 
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• Auszubildende mit niedrigerem Schulab­

schluß [ohne (Hauptschul-)Abschluß oder mit 

Sonderschulabschluß] sind überproportional 

sehr zufrieden. 

• Auszubildende in Großbetrieben sind über­

proportional zufrieden und unterproportional 

unzufrieden. 

• Männer sind etwas häufiger zufrieden als 

Frauen. 

Bei der Zufriedenheit mit den Lernorten 

beträgt die von den Befragten vergebene Note 

für den Ausbildungsbetrieb im Durchschnitt 

2,3. Überproportional zufrieden sind die 

Auszubildenden in der Großindustrie mit 2,0 

und unterdurchschnittlich zufrieden die im 

Handel mit 2,5. Für die Berufsschule als 

Lernort beträgt der Mittelwert 2,7; die 

schlechteste Note vergeben dort Auszubil­

dende mit Studienberechtigung mit 2,9 im 

Durchschnitt. Damit fallt die Betriebsbe­

wertung deutlich positiver aus als die Be­

wertung der Berufsschule. Überbetriebliche 

und außerbetriebliche Berufsbildungsstätten 

(ÜBS) erhalten im Durchschnitt eine Note von 

2,6. 

Im Gegensatz zu der positiven Bewertung der 

Lernorte, wo es maximal acht Prozent 

schlechte Noten gab, scheint die Ausstattung 

mit Ausbildungsmitteln zum Teil recht de­

fizitär zu sein. Nur über- und außerbetrieb­

liche Einrichtungen für gewerblich-techni­

sche Auszubildende erreichen bei Maschinen 

und Werkzeugen so gute Werte bei den dort 

Ausgebildeten wie die Lemorte, während 

andere Bereiche der Ausstattung (Computer, 

Software" und audiovisuelle Lehrmittel) von 

den Befragten bis über 60 Prozent schlechte 

Noten erhalten. 

Bei der Benotung des Ausbildungspersonals 

schneiden die nebenberuflichen Ausbilder, 

also der Geselle und der Sachbearbeiter, 

Facharbeiter oder Mitarbeiter, mit 2,4 im 

Notendurchschnitt besonders gut ab. Positive 

Zensuren (1 bis 3) gaben für diese Gruppe 

weit mehr Befragte (89 Prozent) ab als für die 

Tabelle: Einschätzung des Ausbildungspersonals (in Schulnoten; in Prozent) 

1-3 

Hauptberufliche Ausbilder I in 82 

Meister 1 Abteilungsleiter I Chefin 79 

Geselle I Sachbearbeiter I in 
Mitarbeiter I in 89 

Berufsschullehrer I in 79 

anderen Ausbildungspersonen, und negative 

Zensuren (5 bis 6) nur drei Prozent (vgl. 

Tabelle). Die hauptberuflichen Ausbilder 

erhalten ebenso gute Bewertungen wie die 

nebenberuflichen Ausbilder (im Durchschnitt 

2,4) nur in der Großindustrie (wo sie am 

stärksten vertreten sind), und die Meister 

schneiden am besten in handwerklichen 

Kleinbetrieben (2,5) ab. 

Bedeutung des Ausbildungspersonals 

Der nebenberufliche Ausbilder, der so positiv 

bewertet wird, ist in den Augen der Auszu­

bildenden auch mitAbstand am häufigsten die 

wichtigste Ausbildungsperson, und zwar für 

45 Prozent der Befragten. Der Meister/Chef 

ist es für 33 Prozent, der hauptberufliche 

Ausbilder für 15 Prozent3 und der Berufs­

schullehrer für sieben Prozent. Dies kann als 

Indiz dafür gewertet werden, daß für die 

Bewertung von Ausbildung nicht der Pro­

fessionalisierungsgrad entscheidend ist, 

sondern das menschliche Verhältnis und die 

Nähe zum Ausbilder. 

Zur weiteren Charakterisierung und Bildung 

eines Ausbilderimage wurde nach ausrei­

chenden fachlichen Qualifikationen, Enga­

gement und Führungsstil des Ausbilders 

gefragt, den die Probanden subjektiv als 

wichtigsten erlebt haben (s. Abb. 1). 

• In der Beurteilung der fachlichen Quali­

fikationen gibt es keine großen Differenzen 

zwischen den Gruppen von Ausbildern. Von 

I 
5-6 

I 
NoteftMttelwert 

8 2,6 (N = 2,769) 

9 2.7 (N = 8,051) 

3 2,4 (N = 8,109) 

6 2,8 (N = 9,305} 

bis zu 13 Prozent der Befragten werden jedoch 

Defizite genannt. Es wäre wünschenswert, als 

Konsequenz aus dieser Untersuchung solche 

vom Umfang her nicht dramatischen, aber für 

die Auszubildenden erkennbaren Defizite 

durch Weiterbildung der Ausbilder zu ver­

ringern. 

• Als Autoritätsperson für die Auszubil­

denden wird naturgemäß am ehesten der 

Meister wahrgenommen. Das ist jedoch nicht 

gleichbedeutend mit negativer Bewertung; 

d. h., eine Korrelation mit der Note besteht 

nicht. 

• Als Partner wird besonders der nebenbe­

rufliche Ausbilder (Geselle, Facharbeiter) 

gesehen und ragt in dieser Funktion gegen­

über den anderen stark heraus. Sein Aus­

bildungsengagement wird dagegen deutlich 

niedriger eingeschätzt als das des sonstigen 

Ausbildungspersonals. Es besteht offenbar 

kaum eine Verbindung von diesen Merkmalen 

zur globalen positiven Einschätzung des 

nebenberuflichen Ausbilders im Rahmen der 

Benotung: Er braucht nicht stark engagiert zu 

sein (um eine gute Note zu bekommen), 

sondern wird eher als Partner gebraucht; er ist 

trotzdem wichtig und leistet seine (Ausbil­

dungs-)Arbeit sehr gut. 

• Hinsichtlich des Engagements treten die 

professionellen Ausbilder - der hauptberuf­

liche Ausbilder und der Berufsschullehrer -

besonders positiv hervor (vgl. Abb. 1). 

Für das menschliche Verhältnis zum Aus­

bildungspersonal sind noch andere Daten aus 

BWP 24/1995/2 • Fachbeiträge 19 



Abbildung 1: Ausbilderimage 
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der Untersuchung von Bedeutung. Es wurde 

z. B. gefragt, an wen man sich bei Schwie­

rigkeiten zuerst wenden würde. Den Chef 

würden als erstes 36 Prozent der Befragten 

einschalten, den nebenberuflichen Ausbilder 

33 Prozent, Kollegen 13 Prozent, den Lehrer 

sechs Prozent und die Arbeitnehmervertre­

tung noch fünf Prozent. 

Aspekte der Ausbildungsgestaltung 

Eine andere Art von Bewertung als durch 

Notenvergabe und Zufriedenheitswert wurde 

hinsichtlich der Ausbildungsmethoden er­

fragt; und zwar wurde einerseits als quanti­

tativer Aspekt erhoben, welche Methode 

überwiegend während der Ausbildung im 

Betrieb eingesetzt wurde, und andererseits 

unter qualitativem Aspekt gefragt nach der 

Methode, die aus der Sicht der Befragten für 

65 

die effektivste gehalten wurde. Für alle 

Auszubildenden ist die Methode des Vor­

machens - Nachmacheus die am meisten 

eingesetzte; sie wird darüber hinaus von rund 

der Hälfte der Befragten überwiegend er­

fahren, und ein Drittel halten sie auch für die 

effektivste Methode. Sie findet hauptsächlich 

in Kleinbetrieben Einsatz und wird dort für 

besonders effektiv gehalten. 

Die zweithäufigste Methode ist das auf­

tragsbezogene Lernen (am Arbeitsplatz). Sie 

ist die überwiegend eingesetzte Methode für 

etwa zwei Fünftel der Befragten, und ebenso 

viele halten sie auch für besonders effektiv, 

besonders in den kaufmännischen Berufen, 

wo über die Hälfte diese Methode für die 

effektivste halten. 

Frontale Unterweisung wird überdurch­

schnittlich oft im industriellen Bereich für 

20 
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effektiv gehalten (von einem Drittel; im 

Durchschnitt von 13 Prozent) und dort in 

Großbetrieben, wo sie sicherlich besonders 

häufig eingesetzt wird (abgesehen von der 

Berufsschule). Andere Methoden wie Team­

und Gruppenarbeit, Projekte und Übungs­

firma oder Leittexte findet man, speziell als 

überwiegende Methode, nur ganz selten. 

Davon relativ am häufigsten wird (bei sechs 

Prozent der Befragten) Team- und Grup­

penarbeit überwiegend eingesetzt und von 

doppelt so vielen für besonders effektiv 

gehalten. 

Die Einsatzorte dieser eher modernen Me­

thoden sind, so zeigt die Datenanalyse, 

schwerpunktmäßig die Bereiche, wo auch die 

beruflichen Neuordnungsverfahren schon 

stattgefunden haben, nämlich der gewerb­

lich-technische Bereich und da wiederum die 

Großbetriebe der Industrie. 

Daß diese selten eingesetzten Methoden von 

denen, die sie kennengelernt haben, für be­

sonders effektiv gehalten werden, ist ein 

deutlicher Hinweis darauf, daß von den 

Auszubildenden der Einsatz von mehr und 

verschiedenen Methoden gewünscht wird, 

d. h., ein wohlüberlegter, angemessener Me­

thodenmix wird hier nachgefragt. 

Ähnlich verhält es sich mit der verbrachten 

Zeit an den Lernorten (s. Abb. 2). Am Ar­

beitsplatz und in der Lehrwerkstatt wurde 

nach Ansicht von zwei Dritteln der Befragten 

ausreichend Zeit verbracht, aber es bestehen 

Defizite für die eher nicht konventionellen 

Lernorte. Speziell bei Leminseln/Lernsta­

tionen4, beim betrieblichen Zusatzunterricht, 

bei der Ausbildung in anderen Betrieben, bei 

Kursen außerhalb des Betriebes und in über­

oder außerbetrieblichen Ausbildungsstätten 

wächst der Anteil derer, die meinen, daß dort 

zu wenig Zeit verbracht wurde, stark an. 

Damit läßt sich ähnlich wie bei den Methoden 

schließen, daß für die duale Ausbildung eine 

Steigerung von Effektivität und Attraktivität 

erreichbar wäre, wenn es gelänge, einen 



Abbildung 2: Verbrachte Zeit an Lernorten (in Prozent) 
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zielbezogenen Lernortemix zusammenzu­

stellen, d. h., die Ausbildung systematisch 

verteilt aufLernorte unterschiedlicher Art und 

Funktion durchzuführen. 

Deutlich weitergehende Ansprüche an Aus­

bildung wurden auch gestellt hinsichtlich 

zusätzlicher Hilfen, die benötigt worden 

wären. Ein solcher Bedarf wurde besonders 

von Hauptschülern angemeldet, die sich 

häufiger als die anderen überproportional (zu 

fast zwei Dritteln) unterversorgt fühlten: 

Dringend benötigt hätten gerade sie mehr 

fachtheoretischen Zusatzunterricht, Stützun­

terricht in allgemeinbildenden Fächern und 

Ausbildungsbeihilfe. Die geringste Nach­

frage bestand in der Großindustrie, dort hatte 

etwa die Hälfte der Auszubildenden keinen 

speziellen Bedarf an zusätzlichen Hilfen; 

insgesamt waren es etwas mehr als zwei 

Fünftel. 

1S' l" </:)'?; 
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Qualifikatorische Aspekte 

Um mehr über den Charakter und die At­

mosphäre von dualer Ausbildung zu erfahren, 

wie sie sich vor Ort abspielt, sollte die 

Förderung von fachübergreifenden Qualifi­

kationen eingeschätzt werden. Die Befragten 

sollten angeben, wieviel Wert während der 

Ausbildung darauf gelegt wurde. Die Ant­

worten, eine Liste von 23 Qualifikationen, 

wurden einer Clusteranalyse unterzogen, wor­

aus sich drei Gruppen ergaben. In der ersten 

Gruppe finden sich hauptsächlich traditio­
nelle Arbeitstugenden, und der größte Teil 

der Auszubildenden war der Meinung, daß 

diese gerade in richtigem Maße gefördert 

wurden. Die Bereitschaft sich unterzuordnen, 

Anpassungsfähigkeit, Disziplin, Pünktlich­

keit, Ordnungssinn, Ausdauer und Pflicht­

bewußtsein, all diese Qualifikationen werden 

von zwei Dritteln bis drei Vierteln der Be-

0' 
</:)</;-.::> 

fragten für richtig gefördert gehalten. Im 

Gegensatz dazu gibt es in der zweiten Gruppe 

eine Reihe von fachübergreifenden Quali­
fikationen, die als besonders defizitär ein­

geordnet wurden. Dazu gehören selbständiges 

Arbeiten, Verantwortungsbewußtsein, Krea­

tivität, Kritikfähigkeit, Eigeninitiative, Fle­

xibilität und die Fähigkeit zur Zusammen­

arbeit. Etwa ein Viertel bis über die Hälfte der 

Befragten sind der Meinung, daß darauf mehr 

Wert hätte gelegt werden sollen. Und es gibt in 

der dritten Gruppe noch ein paar allgemeine, 
z. T. gerade schulspezifische Qualifikationen, 
die für defizitär gehalten werden: 43 Prozent 

der Befragten sind der Ansicht, daß Allge­

meinbildung zu wenig gefördert wurde, 36 

Prozent hätten gern mehr Deutsch gehabt, 57 

Prozent mehr den Umgang mit neuen Tech­

nologien geübt, und auch die Förderung der 

gegenseitigen Unterstützung der Auszubilden­

den wird als besonders defizitär angesehen. 
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Ein weiterer Komplex der Untersuchung galt 

der Frage, ob die für den Beruf für notwendig 

gehaltenen Inhalte in ausreichendem Umfang 

vermittelt wurden. Bei diesen Grundquali­

fikationen zeigen sich die stärksten Defizite in 

der Berufsschule und in über- oder außer­

betrieblichen Berufsbildungsstätten. Mehr 
Gelegenheit zum Lernen dieser Inhalte sind 

im Zeitvergleich von zweiter zu erster 

Haupterhebung in der Berufsschule nur an 

einer Stelle zu verzeichnen: 

Bei EDV-Kenntnissen und -Anwendungen 

hatten 27 Prozent mehr Befragte gegen Ende 

ihrer Ausbildungszeit gelegentlich oder 

häufiger Gelegenheit, mit diesen Inhalten 

umzugehen, als in der ersten Hälfte. Die 

sonstigen wesentlichen Steigerungen sind 

alle im betrieblichen Bereich zu verzeich­

nen: Im Umgang mit neuen Techniken, beim 

selbständigen Finden von Fehlern und 

Störquellen, beim selbständigen Kontrollie­

ren und Bewerten der eigenen Arbeits­

ergebnisse und bei Entsorgung und Um­

weltschutz. 

Weiter sollten die Auszubildenden angeben, 

welche Kritikpunkte auf ihre Ausbildung 

zuträfen. Von 22 Aussagen ist der am stärksten 

empfundene Mangel die fehlende Abstim­

mung zwischen Schule und Betrieb (von 58 

Prozent Befragten genannt). Auch mehr als 

die Hälfte der Auszubildenden fühlt sich als 

billige Arbeitskraft ausgenutzt. Rund zwei 

Fünftel vermissen einen klaren Ausbil­

dungsplan und Lob für gute Leistungen. 

Auffällig ist die Sachbezogenheit der Aus­

zubildenden: Sie haben überwiegend Mängel 

benannt, die speziell die Qualität der Aus­

bildung betreffen, und die offenbar ihren 

Vorstellungen nicht entsprachen. 

Die Verwertbarkeit des Gelernten wird 

überproportional gut beurteilt in den kleinen 

Industriebetrieben, wo offenbar besonders 

praxisnah ausgebildet wird, ebenso wie in den 

kleinen Handwerksbetrieben. Der größte 

Verwertungsmangel zeigt sich in den indu­

striellen Großbetrieben. 

Weitere Zusammenhänge 
und Trends 

Aus dem Kontext der Untersuchung wurden 

einige weitere Ergebnisse hinsichtlich der 

Frage analysiert, ob sie zwischen bestimmten 

Zielgruppen Unterschiede aufweisen oder 

welche Wirkungen sie im Hinblick auf 

Ausbildung erkennen lassen. 

So zeigte sich, daß institutionalisierte, or­

ganisatorische Besonderheiten während der 

Ausbildung, wie Einführungsveranstaltungen 

oder eine Ausbildungsfahrt, Planspiele/Si­

mulationen, Übungs- oder Juniorenfirma, 

Angebote des Betriebes zur Freizeitgestal­

tung, Treffen der Auszubildenden außerhalb 

des Betriebes, eine Ausbildungszeitung oder 

sonstiges, überproportional in den großen 

Industriebetrieben anzutreffen sind, und die 

überproportionalen Defizite finden sich bei 

Hauptschulabsolventen, die häufiger als der 

Durchschnitt an diesen Besonderheiten nicht 

teilnehmen konnten, was (auch) damit zu­

sammenhängt, daß sie überwiegend in klei­

neren Betrieben ausgebildet werden. 

Zum noch jungen Thema Umweltschutz 

wurde positives betriebliches Verhalten wie 

Aufklärung, Abfallvermeidung, Verwendung 

umweltverträglicher Materialien oder spar­

samer Verbrauch erfragt, und ganz deutlich 

fallen jeweils die Zufriedenheitswerte mit der 

betrieblichen Ausbildung höher aus, wenn die 

Beiträge des Betriebs zum Umweltschutz 

positiv gesehen werden. 

Beachtenswerte Unterschiede zwischen den 

Zufriedenheitsraten mit der betrieblichen 

Ausbildung gibt es auch, je nachdem, ob die 

Ausbildung im Wunschbetrieb oder im 

Wunschberuf stattfand: Diejenigen, die nicht 

in ihrem Wunschberuf ausgebildet werden 

konnten (18 Prozent), sind immerhin fast zur 

Hälfte, nämlich zu 46 Prozent, noch zufrieden 

oder sehr zufrieden und nur zu 17 Prozent 

(sehr) unzufrieden. Dagegen sind die, die 

keinen Platz in ihrem Wunschbetrieb ge-
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funden haben (13 Prozent), insgesamt auch 

weniger (sehr) zufrieden (38 Prozent) und 

häufiger (sehr) unzufrieden (23 Prozent). Dies 

sind Indikatoren dafür, daß der menschliche 

Kontakt und die soziale Umgebung, in der 

man ausgebildet oder tätig wird, ein Gewicht 

haben. Es zählt noch stärker als der fachliche 

Aspekt, nämlich der Wunschberuf. 

Bei etwa der Hälfte der Auszubildenden 

entsprach der Lehrberuf dem Wunschberuf. 

Im Hinblick auf den gewachsenen Anteil 

höherer Schulabschlüsse stellte sich die 

Frage, ob im dualen System ein Verdrän­

gungswettbewerb abtesbar wäre, d. h., ob 

schulisch höher Qualifizierte eher ihren 

Wunschberuf verwirklichen konnten. Die 

Ergebnisse zeigen, daß es eher umgekehrt ist. 

Studienberechtigte haben sich seltener ihren 

Berufswunsch erfüllen können als Real­

schüler, die wiederum seltener als Haupt­

schüler und diese wiederum seltener als 

Sonderschulabsolventen. 

Weiterhin ist eine lineare Verbesserung der 

Ausbildungsbewertung jeweils mit einer 

Verbesserung verschiedener Aspekte der 

betrieblichen Lage (z. B. Beschäftigtenzahl, 

Angebot, Investitionen, als "Wandel im Be­

trieb" bezeichnet) verbunden, wenn sie wahr­

genommen werden. Darunter war Ausbildung 

am wenigsten von Wandel geprägt: Nur ein 

Fünftel der Befragten sah eine Verbesserung 

der Ausbildung; aber bei denen liegt der 

Zufriedenheitsmittelwert überproportional 

hoch (bei 2,0), die die Ausbildung als ver­

bessert angesehen und eingeschätzt haben. 

Bei den anderen Aspekten, die sich nach 

Ansicht von 35 bis 57 Prozent der Befragten 

verbesserten, liegt der Zufriedenheitsmittel­

wert trotz des Wandels zum Positiven nur bei 

2,3 bis 2,4. 

Ausblick 

Zusammenfassend ist zu bemerken, daß die 

duale Ausbildung von den Auszubildenden 

selber im Durchschnitt sehr positiv einge-



schätzt wird. Sie ist noch zu verbessern, u. a. 

durch das nebenberufliche Ausbildungsper­

sonal noch etwas professioneller und in den 

industriellen Großbetrieben noch praxisnäher 

zu gestalten, um attraktiv und zeitgemäß zu 

werden und zu bleiben und um der grund­

sätzlichen Kritik, die gerade in letzter Zeit 

sehr stark war, konstruktiv zu begegnen, denn 

diese droht, eine bewährte Ausbildungsform, 

um die uns viele andere Länder beneiden, in 

Mißkredit zu bringen und unnötig zu scha­

den. 

Die Entwicklung, Umsetzung und Evaluation 

von Modellen zur Steigerung des Profes­

sionalisierungsgrades nebenberuflichen Aus­

bildungspersonals sind Aufgaben für die 

pädagogische Forschung und Praxis, mit 

deren kooperativer Lösung der dualen Aus­

bildung zu einem qualitativen Sprung ver­

holfen werden könnte. Nur über mehr und 

bessere Aus- und Weiterbildung könnten diese 

Ausbilder in die Lage versetzt werden, mehr 

Differenzierung und den anspruchsvollen Mix 

von Methoden und Lernorten zu praktizieren, 

um die Ausbildung entsprechend den An­

sprüchen der Klientel zu bereichern, aber auch 

durch wechselseitige Abstimmung zu syste­

matisieren, zu vernetzen und damit gleich­

zeitig zu entfrachten und zu entlasten, und 

damit den Zielgruppen, besonders auch den 

Schwächeren wie Hauptschülern oder Aus­

bildungsabbrechern, gerecht zu werden. 

Anmerkungen: 

1 Teilauswertungen finden sich in den Berufsbil­

dungsberichten (BBB): BBB 1990, 46f ; BBB 1991 , 

46ff; BBB 1992, 66ff und 95ff; BBB 1993, 86ff , 

BBB 1994, 82f 
2 Der Ergebnisbericht "Duale Ausbildung: Image und 

Realität - eine Bestandsaufnahme aus Lernersicht" 

erscheint in der Reihe "Materialien zur beruflichen 

Bildung, Heft 95 " als BIBB-Veröffentlichung, Biete­

f eld, 1995. 
3 Dabei wurden nur die Befragten berücksichtigt, die 

angaben, einen hauptberuflichen Ausbilder zu haben. 
4 Dies sind die originalen, im Fragebogen verwen­

deten Begriffe, wobei davon ausgegangen wurde, daß 

ein intuitives Verständnis der Befragten aus dem 

Ausbildungsalltag heraus dafür vorhanden ist. 

Transparenz und Standardisierung 
in der europäischen Berufsbildung: 
Beispiel Fremdsprachenzertifikate 
(LINGUA-Projekt LangCred} 

Wilfried Reisse 
Dr. phil., Diplompsycho­

loge, Leiter der Abteilung 

2.2 "Prüfungen und Lern­

erfolgskontrollen" im Bun­

desinstitut für Berufsbil­

dung, Berlin 

Jens U. Schmidt 
Dr. phil. , Diplompsycho­

loge, Wissenschaftlicher 

Mitarbeiter in der Abtei­

lung 2.2 "Prüfungen und 

Lernerfolgskontrollen " im 

Bundesinstitut für Berufs­

bildung, Berlin 

Im Rahmen der Europäischen Union 

ist Transparenz in der beruflichen 

Bildung unbestritten erforderlich. 

Dies bringt aber die Gefahr einer 

europaweiten Standardisierung von 

Bildungsgängen mit sich. An dem im 

zunehmend wichtiger werdenden 

Fremdsprachenbereich angesiedelten 

LINGUA-Projekt Langered kann diese 

Problematik exemplarisch verdeut­

licht werden. Dem sehr notwendigen 

Versuch, eine umfassende Übersicht 

über alle in der Europäischen Union 

angebotenen Fremdsprachenzertifi­

kate zu schaffen, stehen eine Reihe 

bildungspolitischer und wettbe­

werbsrechtlicher Bedenken gegen­

über. Dies erschwert es, bei diesem 

und vergleichbaren Projekten zu ei­

ner eindeutigen Position und der 

Entscheidung für oder gegen eine 

Beteiligung zu gelangen. 

Transparenz 
und Standardisierung 
als Doppelaspekt 

Für die Weiterentwicklung der Europäischen 

Union ist es im Bereich der beruflichen 

Bildung erforderlich, die unterschiedlichen 

Bildungsgänge - besonders die Abschlüsse 

und Zertifikate - in den einzelnen Ländern 

transparent zu machen. Dies ist sicher un­

strittig und läßt sich auch aus einzelnen 

Aussagen in Artikel 127 des Maastrichter 

Vertrags ableiten, der sich auf die berufliche 

Bildung bezieht (,,Förderung der Mobilität 
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der Ausbilder und der in der beruflichen 

Bildung befindlichen Personen", "Ausbau des 

Wormations- und Erfahrungsaustausches" 

als Ziele). 1 

Die Koppelung der erwünschten Transparenz 

mit einer Wirkung, die durchaus ambivalent 

gesehen werden kann, ist weniger deutlich: 

Transparenz setzt voraus, daß einheitliche 

Beschreibungskriterien verwendet werden. 

Deren notwendige Einführung wirkt sich 

indirekt als Standardisierung aus, auch wenn 

dies nicht beabsichtigt ist. Damit wird ein -

besonders aus deutscher Sicht- hochsensibler 

Bereich berührt: Die "strikte(r) Beachtung 

der Verantwortung der Mitgliedsstaaten für 

Inhalt und Gestaltung der beruflichen Bil­

dung" [vgl. Abs. (1) Artikel 127 Berufliche 

Bildung ... ], wie sie in dem Schlagwort 

"Harmonisierungsverbot" verdeutlicht wird. 

Die Bundesrepublik als EU-Mitgliedsstaat 

sieht berufliche Bildung auch als öffentliche 

Aufgabe an, die auf gesetzlicher Grundlage 

durch die Wirtschaft in einem hochstandar­

disierten Berufsbildungssystem realisiert 

wird, das durch komplizierte Zuständigkeiten 

gekennzeichnet ist. Fragen der Standardi­

sierung werden hier ganz anders gesehen als 

in Mitgliedsstaaten, in denen berufliche 

Bildung ohne wirkungsvollen rechtlichen 

Rahmen Privatinitiativen überlassen bleibt. 

Welche Strategien sind angebracht, wenn -

gekoppelt mit Versuchen, die erforderliche 

Transparenz herzustellen- neue Standards in 

der beruflichen Bildung in der Europäischen 

Union entwickelt und durchgesetzt werden, 

besonders von Mitgliedsstaaten, die nicht 

durch ein schon vorhandenes, differenziertes 

System von Standards daran gehindert 

werden? Soll sich die Bundesrepublik aus 

ihrer ordnungspolitischen Sicht zurückhalten 

mit dem Risiko, daß sich Marktstandards 

durchsetzen? Oder soll sie sich hier beteiligen, 

um den derzeitigen Standard nicht zu ge­

fahrden? 

Diese Fragen stellen sich sehr konkret in dem 

zukunftsträchtigen Bereich der Fremdspra­

chenzertifikate. An diesem Beispiel sollen 

Probleme beschrieben werden, wobei es nicht 

Ziel dieses Beitrags sein kann, Lösungen zu 

entwickeln. 

Transparenz bei 
Fremdsprachenzertifikaten 

Durch die Öffnung der Grenzen in Europa und 

die damit verbundene Freizügigkeit der Ar­

beitnehmer hat die Bedeutung fremd­

sprachlicher Kenntnisse deutlich zugenom­

men. 2 Diesem Umstand wird durch zahlreiche 

Projekte und Förderprogramme Rechnung 

getragen. Zu nennen sind in diesem Zu­

sammenhang vor allem die in den Förder­

programmen ERASMUS, PETRA und 

LINGUA angesiedelten Austauschprogram­

me und Projekte zur Entwicklung von Lehr­

und Lernmaterialien. 

Nun besteht nicht für jeden die Möglichkeit, 

seine Sprachkenntnisse durch derartige 

Programme zu erwerben bzw. zu vertiefen. So 

ist es Berufstätigen selten möglich, an Aus­

tauschprogrammen teilzunehmen, weshalb 

sie eher den Weg einer berufsbegleitenden 

Qualifizierung durch Abendkurse beschrei­

ten. Um den Erfolg nachzuweisen, bietet sich 

der Erwerb eines Zertifikats an. Handelt es 

sich dabei um eine bekannte Einrichtung, die 

die erforderliche Kompetenzprüfung vor­

nimmt, so kann eine Firma, bei der sich der 

Zertifikatsinhaber bewirbt, ohne eigene 

Prüfung entscheiden, ob die nachgewiesene 

Sprachkompetenz für die in Betracht kom­

mende Position ausreicht. 

Die kaum überschaubare Anzahl und Vielfalt 

entsprechender Zertifikate macht es Ar­

beitnehmern allerdings sehr schwer, zu 

entscheiden, in welcher Form sie sich am 

zweckmäßigsten ihre Fremdsprachenkom­

petenz l;Jestätigen lassen bzw. welches Ziel 

beim Sprachenerwerb anzustreben ist. Ebenso 

wichtig ist es für Firmen, Sprachschulen, 

Arbeitsvermittler, Kammern und Gewerk­

schaften, einen möglichst umfassenden 

Überblick über Zertifikate und ihre inhaltliche 

Bedeutung zu gewinnen. 

24 

\ 
BWP 24/1995/2 • Fachbeiträge 

Aus diesem Grund wurde im Rahmen des 

LINGUA-II-Programms das internationale 

EU-Projekt LangCred gegründet, an dem sich 

alle EU-Staaten in Form eines im Jahr 1992 

gegründeten Konsortiums beteiligt haben, 

repräsentiert durch staatliche oder private 

Institutionen, die insbesondere auf den Ge­

bieten Erziehung, Berufsausbildung und 

Lehrerfortbildung tätig sind. 3 Nach dem in 

der Projektbeschreibung festgelegten Ziel ist 

beabsichtigt, "Bestandsaufnahmen vorzu­

nehmen von vorliegenden Zertifikaten und/ 

oder Diplomen zur berufsbezogenen Sprach­

verwendung mit dem Ziel, diese in ein 

schlüssiges Systems transnationaler Zerti­

fizierung zusammenzuführen. Zusätzlich sol­

len Listen von Lernmaterialien erstellt wer­

den, die sich auf diese Zertifikate beziehen; 

für Zertifikate, für die keine reJevanten 

Materialien gefunden wurden, soll die Ent­

wicklung neuer Materialien angeregt wer­

den." (Zieldefinition des LangCred-Projekts 

von 1992). Die Projektkoordinierung liegt bei 

CITO (Nationales Institut für pädagogische 

Leistungsmessung) in den Niederlanden, die 

dabei eng mit City & Guilds (Großbritannien) 

zusammenarbeiten. 

Die LangCred-Datenbank 

Konkretes Arbeitsergebnis ist zunächst eine 

Datenbank, die alle relevanten Zertifikate und 

darauf bezogene Lernmaterialien urnfaßt. Als 

Vorarbeit mußte festgelegt werden, welche 

Art von Zertifikaten in die Datenbank auf­

genommen werden soll. Als Ordnungssystem 

war darüber hinaus eine Definition von 

Sprachniveaus (Ievels) erforderlich, die es 

ermöglichen, die Vielzahl aufzunehmender 

Wormationen zu strukturieren. 

Alle Zertifikate sollten aufgenommen wer­

den, die auf einer Prüfung basieren, die 

• sich auf eine offizielle Sprache der EU 

bezieht, 

• einen "offenen" Zugang in dem Sinne hat, 

daß sich jeder, der glaubt, über die erfor­

derliche Sprachkenntnis zu verfügen, zur 



Prüfung anmelden kann, unabhängig von der 

Teilnahme an einem bestimmten Kurs, 

• an unterschiedlichen Orten, u. U. in un­

terschiedlichen Ländern durchgeführt wird. 

Bei der Definition der Levels orientierte man 

sich weitgehend an vorliegenden Ord­

nungssystemen. Je nach beruflichem Bezug 

des jeweiligen Zertifikats wird es einem 

allgemeinsprachlichen oder einem berufs­

bezogenen Niveau zugeordnet. 

Bei den allgemeinsprachlichen Niveaus be­

stehen Bezüge zu vorliegenden Systemen, vor 

allem stellte man Parallelen zu den vom 

Europarat definierten Levels "Waystage" und 

"Threshold" her, ergänzte ein niedrigeres 

Niveau (survival) und zwei höhere Niveaus 

(interaction, integration). Die allgemein­

sprachlichen Niveaus werden folgenderma­

ßen definiert: 

LangCred-Niveau 1: "Überleben": Kennt­

nisstand, um im Privatleben und in einfachen 

beruflichen Situationen zurechtzukommen, 

Verstehen einfacher Sachinformationen, eine 

Person kann Anweisungen und Bitten, per­

sönliche Auskünfte und Alltagsinformationen 

erfragen und geben, Einzelheiten aus einfach 

verständlichen Schildern, Mitteilungen und 

Durchsagen erfassen, zu persönlichen An­

gaben und Alltagsinformationen kurze 

schriftliche Notizen anfertigen und Formulare 

ausfüllen. 

LangCred-Niveau 24: "Kooperation": Kennt­

nisstand für auch komplexere Kommunika­

tionsaufgaben allerdings mit Unterstützung 

durch Kollegen, eine Person kann bestimmte 

geschäftliche Vorgänge regeln, Sachinfor­

mationen geben und erhalten, soziale und 

berufliche Kontakte im beschränkten Umfang 

aufbauen und pflegen, den Kern und wichtige 

Einzelheiten aus schriftlichen Vorlagen be­

stimmter Textarten verstehen und sich in­

nerhalb bestimmter Textarten schriftlich 

ausdrücken. 

LangCred-Niveau 35
: "Selbständigkeit": aus­

reichender Kenntnisstand für eine selbstän­

dige Berufstätigkeit im Ausland, eine Person 

kann Alltagssituationen bewältigen, soziale 

Kontakte, auch im Beruf, aufnehmen und 

pflegen sowie das Wesentliche und wichtige 

Einzelheiten geschriebener und gesprochener 

Texte verstehen. 

LangCred-Niveau 4: "Interaktion": ausrei­

chender Kenntnisstand für Verhandlungen 

und die sprachliche Bewältigung auch un­

vorhersehbarer Situationen, eine Person kann 

eine Vielfalt gesprochener Texte verstehen, 

sich selbst in ungewohnten Situationen ad­

äquat ausdrücken, vielfältige Prosa- und 

Sachtexte bewältigen und Sachtexte, wie 

(Geschäfts-)Briefe, Berichte und Anträge, 

abfassen. 

LangCred-Niveau 5: "Integration": gleiche 

sprachliche Ausdrucksfähigkeit wie ein 

Muttersprachler, eine Person kann genau 

sagen, was sie mitzuteilen beabsichtigt, ohne 

nach Wörtern suchen zu müssen, sie kann 

Prosa- und Sachtexte bewältigen und Sach­

texte mit hoher sprachlicher Genauigkeit und 

Zuverlässigkeit abfassen. 

Zertifikate mit beruflichem Bezug werden den 

CEDEFOP-Levels (Beschluß des Europarates 

85/368/ECC, Juli 1985) zugeordnet, bei 

denen nicht die fremdsprachliche Kompetenz 

definiert wird, sondern die berufliche Qua­

lifikation. Je nach Art und Dauer der Aus­

bildung sowie der Ausprägung von Fertig­

keiten zur Bewältigung mehr oder weniger 

komplexer Aufgaben werden fünf Berufsni­

veaus unterschieden: 6 

Niveau I 

Ausbildungsstand: Begrenzte theoretische 

Kenntnisse und praktische Fertigkeiten, die in 

der Schule oder am Arbeitsplatz erworben 

wurden. 

Leistung: Kann relativ einfache Tätigkeiten 

ausführen. 

Niveau II 

Ausbildungsstand: Regelschulzeit und Be­

rufsausbildung. 

Leistung: Kann spezielle Tätigkeiten unter 

Anwendung passender Werkzeuge und Tech­

niken ausführen. Kann innerhalb dieser Ar­

beitstechniken selbständig tätig sein. 

Niveau m 
Ausbildungsstand: Wie II; zusätzliche Aus- / 

Weiterbildung oder Fachausbildung. 

Leistung: Kann fachlich qualifizierteArbeiten 

selbständig durchführen. Dies kann mit 

Führungs- oder Koordinationsaufgaben ver­

bunden sein. 

Niveau IV 

Ausbildungsstand: AufNiveau 111 aufbauende 

allgemeine oder berufliche Bildung plus 

zusätzliche Fachausbildung. 

Leistung: Hohes Niveau von Kenntnissen und 

Fähigkeiten ermöglichen autonome oder 

selbständige Übernahme von Planungs-, Ge­

schäftsführungs- und Verwaltungstätigkeiten. 

Niveau V 

Ausbildungsstand: Wie IV; umfassende all­

gemeine und berufliche Bildung auf hohem 

Niveau. 

Leistung: Die Beherrschung wissenschaft­

licher Grundlagen der Tätigkeit ermöglicht 

autonome Ausübung des Berufs im Ange­

stelltenverhältnis oder als Selbständiger. 

Bei Langered werden im Rahmen dieses 

Schemas Sprachzertifikate mit Berufsbezug 

danach eingeteilt, für welches berufliche 

Niveau sie geeignet sind. Wird also etwa der 

Beruf des Bankkaufmanns/der Bankkauffrau 

dem CEDEFOP-Niveau 111 zugeordnet, so 

findet sich ein für die Zielgruppe der 

Bankkaufleute zugeschnittenes Sprachzerti­

fikat ebenfalls auf diesem Niveau. Ein 

Sprachzertifikat für angelernte Verkaufskräfte 

wäre auf Niveau I zu finden, eines für Ma­

nager auf Niveau V. 

Wenn berufliches und sprachliches Niveau auf 

ganz unterschiedlichen Ebenen liegen, kön­

nen sich daraus auch große Probleme erge­

ben. Wollte man diese Einteilung konsequent 

umsetzen, wäre beispielsweise das !HK­

Zertifikat Übersetzer/-in auf CEDEFOP­

Niveau I anzusiedeln, da keine spezielle 

berufliche Qualifizierung vorausgesetzt wird, 

während die Sprachkompetenz sehr hoch sein 
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muß. Das Zertifikat wäre somit auf dem 

gleichen Niveau eingeordnet wie ein kurzer 

Sprachkurs für angelernte Verkaufskräfte, die 

ausländischen Touristen Souvenirs verkaufen. 

Umgekehrt fände sich ein Zertifikat für 

Manager aufeEDEFOP-Niveau V, auch wenn 

damit nur die Kenntnis notwendiger Höf­

lichkeitsfloskeln für einen Auslandsbesuch 

bestätigt wird. 

Berufsbezogene Zertifikate wurden zunächst 

für die folgenden Berufsbereiche gesammelt, 

wobei eine Ausdehnung auf weitere Bereiche 

(z. B. Medizin, Pflege) vorgesehen ist: 

• Bauwesen, 

• Elektronik, 

• Hotel-, Gaststättenwesen, Touristik 

• lnformationstechnik, 

• kaufmännisch-verwaltender Bereich, 

• Kraftfahrzeugreparatur, 

• Technik allgemein, 

• Transport. 

Seit Juni 1994liegt die erste offizielle Version 

(1.3) der Datenbank vor, die in einigen 

Ländern bereits vertrieben wird. Das Bun­

desinstitut für Berufsbildung (BIBB) wird die 

ins Deutsche übersetzte Version 2.0 der 

Datenbank als Buch veröffentlichen. 

Die Datenbank Version 1.3, die sich auf die 

Niveaus 2 und 3 bzw. l1 und ill (vereinzelte 

Einträge zu Niveau 1) beschränkt, umfaßt 

derzeit 134 Zertifikate und Angaben zu ca. 

I 150 Lernmaterialien. Für die einzelnen 

Prüfungen finden sich folgende Informatio­

nen, sofern diese von dem beteiligten Partner 

geliefert wurden: 

Allgemeine Informationen: 

• Zweck der Prüfung, Zielgruppe, 

• geprüfte Fertigkeiten, 

• Bedeutung, z. B. Anzahl von Prüflingen 

pro Jahr, 

• Bekanntheit, eventuell Anerkennungs-In­

stitution, 

• Zeit und Orte der Prüfungsdurchführung, 

• Verfügbarkeit von Informationsmaterialien, 

• Anschrift, Telefon- und FAX-Nummern. 

Inhaltsspezifische Informationen: 

• Beschreibung der Prüfungskomponenten, 

• Gewicht und Prüfungsdauer für die ein­

zelnen Komponenten, 

• Form der Registrierung von Aufgabenlö­

sungen, 

• Bewertungsstufen des Prüfungsergebnisses. 

Das BIBB hat dabei Informationen zu 56 

Zertifikaten (42 Prozent) und zu ca. 250 

Lernmaterialien (knapp 20 Prozent) beige­

steuert. Die Datenbank soll jährlich aktua­

lisiert werden, wobei die Version 2.0 Zerti­

fikate auf allen fünf Niveaustufen umfassen 

wird. 

Zukunft von Langered 

Durch die Veröffentlichung soll neben der 

Verbreitung der Datenbank auch erreicht 

werden, daß bisher eventuell übersehene 

Anbieter von Zertifikaten die Möglichkeit 

erhalten, Informationen über ihr Angebot dem 

im jeweiligen Land zuständigen Langered­

Mitglied zukommen zu lassen. Einigkeit 

besteht innerhalb des Konsortiums darüber, 

daß kein Zertifikatsanbieter ausgeschlossen 

werden kann, wenn das Zertifikat bestimmten 

formalen Kriterien genügt. Inwieweit eine 

zusätzliche Qualitätsbewertung durch 

Selbstauskunft eingeführt wird, ist bisher 

noch nicht abschließend geklärt. 

Der befristeten Dauer von LINGUA-Pro­

jekten steht die Notwendigkeit einer dauer­

haften Pflege des Informationssystems ge­

genüber. So sinnvoll eine einmalige Be­

standsaufnahme sein mag, dürfte das Ergebnis 

von Langered nur dann als Erfolg bewertet 

werden können, wenn eine dauerhafte Ak­

tualisierung sichergestellt ist. Dies gilt um so 

mehr, als die erste Fassung der Datenbank 

noch recht unvollständig ist. 

Für die Sicherstellung einer dauerhaften 

Weiterentwicklung des Informationssystems 

wurde eine EEIG (European Ecomic Interest 

Group, Europäische Wirtschafts-Interessen-
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Vereinigung) gegründet, der die bisherigen 

Mitglieder des Langered-Konsortiums mit 

Ausnahme des Bundesinstituts für Berufs­

bildung beigetreten sind bzw. mit der sie eine 

einzelvertragliche Regelung getroffen haben. 

Für das BIBB kommt aufgrund rechtlicher 

und bildungspolitischer Bedingungen keine 

Mitgliedschaft in Betracht. 

Die Langered-EEIG wird u. U. Aktivitäten 

entwickeln, die zur Sicherstellung der Fi­

nanzierung der Aufgabenerledigung dienen 

sollen. Einnahmen ergeben sich aus dem 

Verkauf der Datenbank als Diskette und ggf. 

in Buchversionen. Weiterhin wurden Über­

legungen angestellt, die Verwendung des 

Langered-Logos gegen Gebühr denjenigen 

Zertifikatsanbietern zu gestatten, die in der 

Datenbank aufgeführt werden. Dies soll z. Z. 

nicht als Qualitätssiegel verstanden werden, 

sondern als Hinweis darauf, daß das Zertifikat 

im Informationssystem auf einem bestimmten 

Niveau angesiedelt ist. 

Eine langfristig angestrebte Konsequenz aus 

den bisherigen und vorgesehenen Arbeiten 

könnte die Etablierung eines transnationalen 

Zertifizierungssystems in dem Sinne sein, daß 

die Vergleichbarkeit unterschiedlicher An­

gebote verbessert wird und Neuentwicklun­

gen sowohl von Prüfungen als auch von darauf 

bezogenen Lernmaterialien sich an dem 

Langered-System orientieren. 

Bildungspolitische 
und wettbewerbsrechtliche 
Aspekte und Auswirkungen 
von Langered 

Dem großen Nutzen eines Informationssy­

stems stehen auch nicht unerhebliche Be­

denken gegenüber. Aus mehreren Gründen ist 

das Langered-Projekt besonders in der ge­

planten Weiterführung von erheblicher bil­
dungspolitischer Relevanz, vor allem, weil 

damit zu rechnen ist, daß durch Langered ein 

transnationaler Standard für Prüfungen ent­

wickelt wird. 



Die im Projekt Langered praktizierte Inno­

vationsstrategie läßt sich wie folgt zusam­

menfassen: Wegen der als notwendig ak­

zeptierten Transparenz für Qualifikationen 

und Zertifikate in der EU werden Doku­

mentations- und Informationssysteme in­

stalliert, die notwendigerweise auch ein­

heitliche Beschreibungs- und teilweise auch 

Bewertungskriterien enthalten. Damit wird 

indirekt eine Standardisierung erreicht. 

Es stellt sich hier zunächst die Frage, ob eine 

solche Standardisierung als unvermeidbarer 

oder auch gewollter Nebeneffekt system­

neutral im Hinblick auf die deutsche Be­

rufsausbildung ist. Bei einer transnationalen 

Beschreibung kann durchaus ein Bildungs­

system begünstigt oder benachteiligt wer­

den: 

• Die Verwendung der eEDEFOP-Klassi­

fikation als wichtige Einordnungskategorie 

für berufliche Zertifikate im Langered-Sy­

stem ist aus der Sicht der deutschen Be­

rufsbildung eine Unterstützung der als un­

befriedigend kritisierten Einstufung der 

deutschenAusbildungsberufe. Für den Nutzer 

der Dokumentation ist diese Einstufung eher 

verwirrend als hilfreich. 

• Berufliche Zertifikate in Deutschland lie­

fern im Regelfall auch die Information, daß 

berufliche Erfahrungen vorliegen. Dies wird 

dadurch erreicht, daß die Zulassung zu einer 

Prüfung (als Grundlage für die Zertifikats­

vergabe) von einer vorhergehenden Ausbil­

dung abhängig gemacht wird. Es ist aber 

gerade ein Ziel bei Langered, solche Zerti­

fikate zu berücksichtigen, bei denen der 

Zugang zu den Prüfungen für alle offen 

ist. 

• Deutsche Zertifikate haben eher einen 

Schwerpunkt bei "Verfahrenskriterien" im 

Sinne der Anwendung rechtlich fundierter 

Prüfungs- und Zertifizierungsregularien. Sie 

werden eher durch Verfahren im Sinne von 

Prüfungsordnungen definiert als durch Tests 

und Prüfungsmaterialien. Prüfungsordnun­

gen als zentrale Grundlage lassen sich aber 

schwer im Langered-System unterbringen. 

Noch wichtiger als die Überlegung, ob die 

deutsche Form der Berufsbildung in den 

Beschreibungskategorien möglicherweise 

schief abgebildet wird, ist die Abgrenzung 

zwischen einer Dokumentation, die mit einer 

Qualitätsbewertung gekoppelt sein kann und 

einer faktischen transnationalen Anerken­

nung oder Nichtanerkennung nationaler 

Zertifikate auf Europaebene, die hieraus 

abgeleitet werden könnte. Gerade zu dieser 

Frage - verkürzt in der Formel "Informa­

tionssystem oder europäische Akkreditierung 

von Sprachzertifikaten"- hat es in der kurzen 

Geschichte von Langered erhebliche Dis­

kussionen gegeben. Es war nicht leicht zu 

erreichen, daß das Ziel "Entwicklung eines 

Informationssystems" nach dem derzeitigen 

Stand im Mittelpunkt steht. Ob dies beibe­

halten wird, ist offen, da es starke Tendenzen 

gab, mit Langered eine Art transnationale 

Akkreditierungsstelle für Sprachzertifikate zu 

etablieren. Es braucht nicht weiter begründet 

zu werden, daß hier das Harmonisierungs­

verbot verletzt würde, zumal Sprachzertifi­

kate in der Bundesrepublik teilweise auf 

Prüfungen beruhen, die durch Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften geregelt sind. 

Ein weiterer Problembereich ist die Frage der 

Qualitätsbewertung von Fremdsprachen­

zertifikaten: 

• Im Bereich von Leistungsmessungen, 

Tests, Prüfungen und den daraus abgeleiteten 

Zertifikaten hat die Qualitätskontrolle eine 

traditionell hohe - wenn nicht entscheidende 

- Bedeutung (vgl. die bekannten Testgüte­

kriterien). Daher liegt es auch sehr nahe und 

ist prinzipiell durchaus zu begrüßen, diesen 

Ansatz auf Sprachzertifikate anzuwenden, um 

"die Spreu vom Weizen zu trennen". Aller­

dings ist die Definition, Auswahl und Ge­

wichtung von Qualitätsmerkmalen keines­

wegs völlig geklärt, ebensowenig sind 

Durchführungsfragen einer Qualitätsbewer­

tung von Sprachzertifikaten gelöst. Hier wird 

aber gerade von den Langered-Koordinatoren 

ein zukünftiger Schwerpunkt gesehen. 

• Ein durch die Förderpolitik der EU ver­

anlaßter Schwerpunkt von Langered sind 

neben Zertifikaten Lernmaterialien im 

Fremdsprachenbereich. Auch hier wäre -

neben einer benutzerorientierten Dokumen­

tation - eine Qualitätsbewertung durchaus 

sinnvoll. Die praktischen und rechtlichen 

Probleme sind hier aber noch größer als bei 

der Qualitätsbewertung von Sprachzertifika­

ten. 

Auf die problematische Abgrenzung zwi­

schen einer sinnvollen, aber sehr schwierigen 

Qualitätsbewertung und einer sich daraus 

entwickelnden faktischen Anerkennung von 

Zertifikaten auf Europa-Ebene ist schon 

hingewiesen worden, auf die in diesem Zu­

sammenhang ebenfalls relevanten wettbe­

werbsrechtlichen Fragen wird noch einge­

gangen. 

Eng verknüpft mit diesen Problemfeldern ist 

die Frage nach den Auswirkungen auf die 

Ausbildungs- und Unterrichtspraxis in 

Deutschland, besonders im Bereich des be­

rufsbezogenen Sprachenlernens: Daß Prü­

fungen und Zertifikate einen nachhaltigen 

Einfluß auf Ausbildung und Unterricht 

nehmen können, bedarf keiner Begründung. 

Prüfungspolitische Änderungstendenzen sind 

im Regelfall dadurch veranlaßt, daß man sich 

über eine Einflußnahme auf Prüfungen auch 

einen verstärkten Einfluß auf Ausbildung und 

Unterricht erhofft (Wer prüft, bestimmt was 

gelernt wird). Wenn sich das Langered-Sy­

stemdurchsetzt und damit nur oder bevorzugt 

die Zertifikate international bedeutsam 

werden, die den Langered-Beschreibungs­

und Gütekriterien entsprechen, wird dies nicht 

ohne Rückwirkungen bleiben. 

Der Bereich, auf den sich Auswirkungen von 

Langered beziehen könnten, ist eher weit als 

eng zu umreißen. Beispielsweise könnten sich 

auch Folgerungen für die Sprachpolitik in 

den Mittel- und Osteuropäischen Ländern mit 

ihrem großen Sprachlernbedarf ergeben. Im 

Langered-Projekt wird - wie generell üblich 
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- Englisch als Arbeitssprache und damit auch 

"Beschreibungssprache" verwendet und da­

mit favorisiert. Man kann jedenfalls vermuten, 

daß dadurch sehr sensible Bereiche tangiert 

werden. 

Ein anderer Problembereich eröffnet sich, 

wenn man wettbewerbsrechtliche Aspekte 7 

analysiert: 

Es ist damit zu rechnen, daß die geplante 

Festlegung von Qualitätsstandards einen er­

heblichen Einfluß auf Entwicklung und 

Verbreitung von Lernmaterialien und Zerti­

fikaten auf dem europäischen Markt und 

darüber hinaus haben wird. Die Mitglied­

schaft in der LangCred-EEIG kann den 

Gesellschaftern einen Wettbewerbsvorteil 

gegenüber anderen Anbietern verschaffen, 

insbesondere dann, wenn gewerblichen 

Produkten (Lernmaterialien) und Dienstlei­

stungen (Zertifizierung) ein Gütesiegel ver­

liehen wird. Kommerziell orientierte Mit­

glieder könnten Wettbewerbsvorteile aus der 

LangCred-Beteiligung ziehen, die durch die 

Bezuschussung durch die EU noch verstärkt 

werden, wenn für Lehrgänge und Prüfungen 

erhebliche Lizenzgebühren verlangt werden. 

Dies ist als bedenklich im Hinblick auf die 

wettbewerbsrechtlichen Vorschriften in Art. 

85 und 86 EWG-Vertrag anzusehen. 

Tritt ein kommerziell orientierter Allbieter 

von Zertifikaten und Lernmaterialien als 

deutscher Partner der LangCred-EEIG bei, 

was im Falle eines Rückzugs des BIBB kaum 

zu verhindem sein dürfte, verschafft sich 

dieser u. U. die genannten Wettbewerbsvor­

teile und den Vorteil, kostengünstig und vor 

allem mit erheblichem Zeitvorsprung die 

Informationsmaterialien zu erhalten, die von 

LangCred erstellt werden. Er kann dadurch 

schneller als seine Konkurrenten mit an 

LangCred-Standards orientierten Produkten 

auf dem Markt sein. 

Eine Beteiligung des BIBB oder einer anderen 

staatlichen Institution an einer Gütesiegel-

verleihung für gewerbliche Produkte oder 

Dienstleistungen bedarf der gesetzlichen 

Grundlage, da sie sich auf die eingerichteten 

und ausgeübten Gewerbebetriebe deutscher 

Allbieter von Kursen und Prüfungen nicht 

unerheblich auswirkt. Die Schaffung einer 

entsprechenden gesetzlichen Grundlage 

analog etwa der Vergabe des Umweltzeichens 

mit Beteiligung des Umweltbundesamtes 

dürfte kurzfristig kaum zu realisieren sein. 

Eine staatliche Institution müßte bei einer 

weiteren Mitarbeit in der LangCred-EEIG auf 

ein wettbewerbsneutrales Verhalten des 

Vorhabens hinwirken, um so die Beteiligung 

deutscher Allbieter von Lernmaterialien und 

Zertifikaten zu gleichen und fairen Bedin­

gungen zu ermöglichen und gleichzeitig die 

Benachteiligung deutscher Allbieter auf dem 

Sprachbildungsmarkt zu verhindern. 

In Anbetracht dieser Problemfelder stellt sich 

die Frage, welche Bedingungen sich da­

hingehend auswirken, daß das LangCred­

Projekt entsprechend den Zielsetzungen der 

Initiatoren und Koordinatoren weitergeführt 

und umgesetzt wird: 

• Die Initiatoren des Projektes Langered 

(City & Guilds und CITO) sind sehr potente 

und erfahrene Institutionen, die weltweit 

agieren und denen es mit Langered bereits 

gelungen ist, auch Einfluß auf Prüfungen und 

Zertifikate im Sprachbereich in der Euro­

päischen Union zu gewinnen. 

• Anders als im Bereich der beruflichen 

Bildung gelten im Bereich von Prüfungen und 

Tests insbesondere die angelsächsischen 

Länder als führend und einflußreich. 

• Die Initiatoren des Projektes haben er­

heblich in dieses Projekt investiert und sind 

daher besonders an einer Nutzung und an 

einem weiteren Ausbau interessiert. 

• Die anderen beteiligten Institutionen, be­

sonders die Initiatoren des Projektes, planen 

und handeln im ungleich größeren Umfang 

marktorientiert als deutsche Institutionen. 

Wegen der fehlenden staatlichen Unterstüt­

zung sind sie darauf angewiesen. 
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• In vielen anderen Ländern sind Verfahren 

zur Gütebewertung und Akkreditierung von 

Bildungsgängen und/oder den damit ver­

bundenen Zertifikaten der Regelfall, weil 

gesetzlich fundierte Systeme wie in der 

Bundesrepublik fehlen. Daher findet die 

deutsche Ablehnung dieser Verfahren wenig 

Verständnis. 

• Einiges spricht für die Einschätzung, daß 

andere europäische Länder Fragen der Ent­

wicklung transnationaler Standards für die 

berufliche Bildung mit weitaus größerer In­

tensität als die Bundesrepublik verfolgen, was 

nicht ohne Auswirkungen bleibt. 

Schließlich ist noch zu erwähnen, daß das im 

Rahmen von LangCred praktizierte Vorgehen 

auch als Präzedenzfall angesehen werden 

kann. Die hier verwendete Strategie läßt sich 

auch auf andere Bereiche übertragen, die 

international relevant und zukunftsträchtig 

sind (z. B. Zertifizierung in anderen Berei­

chen, Datenverarbeitung, Schweißtechnik, 

Qualitätssicherung). Langered wäre dann ein 

Muster dafür, wie in einem langsamen Prozeß 

indirekt nationale Zuständigkeiten im Bereich 

der Berufsbildung ausgehöhlt werden. 

Mit dieser Auflistung kritischer Felder des 

LangCred-Projektes soll verdeutlicht werden, 

welchen Doppelaspekt die notwendige 

Transparenz in der europäischen Berufsbil­

dung und die damit verbundene indirekte 

Standardisierung in der Praxis von Koope­

rationsprojekten aufweist. 

Zusammenfassende 
Einschätzung 

Grundsätzlich ist festzuhalten, daß mit dem 

Projekt Langered ein internationaler Stan­

dardisierungsprozeß zum Laufen gekommen 

ist, der in einem zukunftsträchtigen Bereich 

erfolgt und wichtige Auswirkungen auf die 

berufliche Bildung haben kann. Dabei sind 

sowohl positive als auch negative Aspekte in 

Betracht zu ziehen. 



Das Langered-Projekt hat interessante und 

wichtige Ergebnisse gebracht und ist als 

gelungener Beitrag zur Transparenz von 

beruflichen Qualifikationen und Zertifikaten 

in der EU anzusehen. Es stellt ein positives 

Beispiel dar, wie in der EU alle Nationen unter 

einem professionellen und pragmatischen 

Management bei engen Zeit- und Finanz­

bedingungen gemeinsame Lösungen erar­

beiten können. 

Im Gegensatz zu anderen europäischen Ak­

tivitäten gelang es bisher, deutsche Vorstel­

lungen einzubringen. Diese zielen darauf ab, 

ein Informationssystem zu entwickeln (im 

Gegensatz zu den Bestrebungen, eine Art 

transnationale Ak:kreditierungsstelle zu eta­

blieren) sowie zu erreichen, daß die in 

Deutschland entwickelten Zertifikate und 

Lernmaterialien hinreichend vertreten sind. 

Dieses Projekt ist aber auch mit deutlichen 

Vorbehalten zu sehen. Das Ziel, indirekt eine 

transnationale Standardisierung in diesem 

Feld in der EU zu erreichen, wird nach wie vor 

verfolgt. Dies wäre bildungspolitisch relevant 

und hätte auch praktische Konsequenzen. 

Auch wettbewerbsrechtliche Aspekte (Be­

einflussung des zukunftsträchtigen Fremd­

sprachenmarktes) könnten damit wirksam 

werden. Die EEIG ist so konzipiert, daß eine 

Beteiligung des Bundesinstituts und auch 

anderer staatlicher deutscher Institutionen 

nicht möglich ist und die privater Institutionen 

aus übergeordneten Gründen nicht wün­

schenswert erscheint. 

Überlegungen 
zur Weiterführung 

Um den bisher erreichten Einfluß weiter 

wahrzunehmen, ist daher eine Klärung not­

wendig, ob und wenn ja, in welcher Form sich 

die Bundesrepublik weiter beteiligt. Ziel wäre 

es, negative Effekte einer Standardisierung 

abzuwehren. Es erscheint dagegen wenig 

aussichtsreich, Langered verhindem zu 

wollen oder zu erwarten, daß diese Aktivitäten 

nicht weitergeführt werden. 

Im Rahmen einer Expertentagung8 wurde 

eine Alternative für eine weitere Beteiligung 

an Langered ins Spiel gebracht: Ein Vorschlag 

für eine europäische Initiative der Bundes­

regierung zur Entwicklung eines "Klassifi­

kationssystems für Fremdsprachenzertifikate 

und Sprachleistungsprofile in der beruflichen 

Bildung". Die Bundesregierung soll initiativ 

werden, um zusammen mit den anderen 

EU-Mitgliedsstaaten ein "Klassifikations­

system für Fremdsprachenzertifikate und 

Sprachleistungsprofile in der beruflichen 

Bildung" zu entwickeln. Gleichzeitig wäre ein 

deutsches Konsortium für dieses Arbeitsfeld 

zu institutionalisieren. Darin sollen für dieses 

Arbeitsfeld fachlich kompetente überregio­

nale Institutionen in der Bundesrepublik und 

der Hauptausschuß des Bundesinstituts für 

Berufsbildung vertreten sein. 

Zur Begründung wurde u. a. angeführt, daß 

ein Informationssystem für Fremdspra­

chenzertifikate (und -trainingsmaterialien) für 

die EU dringend erforderlich ist. Für ein 

solches Informationssystem muß es einheit­

liche Beschreibungskriterien als Klassifika­

tionssystem geben, die damit auch einheit­

liche Standards auf EU-Ebene festschreiben 

(z. B. Niveaustufen). Die aus dem LIN­

GUA-Projekt Langered entstandene EEIG 

bietet wegen ihrer Konstruktion und der 

Mitgliedsinstitutionen nicht die Vorausset­

zung, für die einzelnen Staaten in der EU 

solche weitreichenden Entscheidungen zu 

treffen und das Harmonisierungsverbot zu 

beachten. 

Ob dieser Schritt Realität werden kann und 

damit der durch das Langered-Projekt in 

Gang gesetzte zunächst sehr positive Prozeß 

einer Schaffung von Transparenz innerhalb 

Europas auf diese Art fortgesetzt werden 

kann, ohne daß die befürchteten negativen 

Konsequenzen eintreten, wird die Zukunft 

zeigen. 

Anmerkungen: 

1 Vgl. Müller-So/ger, H.: Maastricht und die Folgen. 
In: Erziehung & Wissenschaft, Nr. I I 1993 und 
Beckers, H.-1.); Feuchthofen,J. E.: Nationale Grenzen 
für eine EU-Bildungspolitik, In : position, Nr. 211994 
2 Vgl. Kühn, G.: Beurteilungs- und Zertifizierungs­
systeme für berufsbezogene Fremdsprachenqualifi­
kation - Ansätze in der EG. In: Bundesinstitut für 
Berufsbildung (Hrsg.): Neue Berufe - Neue Quali­
fikationen . Bundesinstitut für Berufsbildung- 2. Fach­
kongreß, Band "Umsetzungen neuer Qualifikationen 
in die Berufsbildungspra.xis ", S. 239-241. Nürnberg 
1993 
3 Das BIBB ist seit dem 12. 3. 92 Mitglied des 
LangCred-Konsortiums im Rahmen des Vorhabens 
"Berufsbezogene Fremdsprachenprüfungen und 
Fremdsprachenzertifikate". Zur fachlichen Beratung 
wurde mehrfach ein Sachverständigengremium kon­
sultiert, in dem folgende Personen und Institutionen 
vertreten sind: Bundessprachenamt, Carl-Duisberg­
Centren, Deutscher Industrie- und Handelstag 
(DIHT) , Goethe-Institute, Institut für Internationale 
Kommunikation, Pädagogische Arbeitsstelle des 
Deutschen Volkshochschul-Verbandes, Prof Dr. Jür­
gen Botten (Universität Jena), Sprachbau gGmbH, 
Sprachverband Deutsch für ausländische Arbeit­
nehmer e. V. 
4 entspricht Waystage-Niveau, vgl. J. A. van Ek and 
J. L. M. Trim, Waystage I990, Straßburg, Council of 
Europe Press 1991 
5 entspricht Threshold-Niveau, vgl. J. A. van Ek and 
J. L. M. Trim, Threshold 1990, Straßburg, Council of 
Europe Press 1991 
6 Zur Unterscheidung von den allgemeinsprachlichen 
Niveaus werden die Berufsniveaus mit römischen 
Zahlen bezeichnet. 
7 Die Ausführungen basieren auf einer Stellungnahme 
des Rechtsreferats des Bundesinstituts für Berufs­
bildung. 
8 Beteiligt waren: Deutsches Institut für Erwachse­
nenbildung /International Certificate Conference, 
DIHT, Bundessprachenamt, Goethe-Institute, Sprach­
verband Deutsch für ausländische Arbeitnehmer e. V. 
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Peter Diepold 

Prof Dr., Humboldt-Uni-

versität zu Berlin 

Duale Ausbildung an der 
Hochschule 

ln Anlehnung an die duale Berufs­

ausbildung wird eine Konzeption zur 

Diskussion gestellt, das duale System 

auch auf den tertiären Bereich -

insbesondere auf Fachhochschulen -

auszudehnen. ln einem an der Tech­

nischen Fachhochschule Berlin durch­

geführten Modellversuch für Be­

triebswirte ging es darum, das Stu­

dienangebot durch eine enge Ko­

operation zwischen Fachhochschule 

und Betrieben zu erweitern, neue 

duale Formen der Ausbildung zu er­

proben und den Praxisbezug zu för­

dern. Im einzelnen werden Ansatz, 

Ergebnisse und Schlußfolgerungen 

des Modellversuchs dargestellt. 

Das Berufsbildungssystem in Deutschland 

unterscheidet sich gegenüber anderen Indu­

strieländern durch das duale System seiner 

Berufsausbildung. Die Dualität beschränkt 

sich auf den Sekundarbereich II: Eine ent­

sprechende Dualität von Ausbildung auf 

tertiärer Ebene gibt es im bundesdeutschen 

System nicht. Zwar nennt das Hochschul­

rahmengesetz als Ziel des Hochschulstudi­

ums die Berufsqualifizierung. Dieses Ziel 

wird aber - abgesehen von gelegentlichen 
' Praktika - ohne curriculare Verknüpfung mit 

Lernorten der Praxis zu erreichen versucht. 

Das akademische Studium ist in der Regel auf 

den Lernort Hochschule beschränkt; dort, wo 

Betriebe Abiturienten auf dem Niveau der 

tertiären Stufe qualifizieren (z. B. in Trai­

nee-Programmen großer Unternehmen), ge­

schieht dies in der Regel ohne Mitwirkung der 

Hochschulen. Begibt sich das Bildungssy-

stem vielleicht der Möglichkeiten, die eine 

auf unterschiedliche Lernorte abgestimmte 

akademische Berufsausbildung bieten könnte? 

Es gibt erste Ansätze, das duale System auch 

auf den tertiären Bereich - insbesondere auf 

Fachhochschulen - auszudehnen. So fordert 

der Wissenschaftsrat in seinen 1990 vorge­

legten Empfehlungen zur Entwicklung der 

Fachhochschulen in den 90er Jahren eine 

Verbindung der Lernorte Hochschule und 

Betrieb zur besseren Vorbereitung auf den 

beruflichen Einsatz. 1 An mehreren Orten wird 

eine duale Ausbildung erprobt; zu nennen sind 

das "Krefelder Modell" der Fachhochschule 

Niederrhein, das "Berufsintegrierte Studium 

(BIS)" der Fachhochschule Rheinland-Pfalz/ 

Mainz sowie zwei neue private Fachhoch­

schulen in dualer Form (Paderborn und 

Pinneberg). 2 Von 1988 bis 1993 wurde an der 

Technischen Fachhochschule Berlin (TFH) 

ein vom Bundesministerium für Bildung und 

Wissenschaft und dem Land Berlin geför­

derter umfanglicher Modellversuch durchge­

führt, über den im folgenden berichtet wird. 

Der Modellstudiengang 
"Betriebswirtschaft 
mit Schwerpunkt 
Wirtschaftsinformatik" 

Ziel des Modellversuchs war es, "das Stu­

dienangebot an der TFH durch enge Ko­

operation mit der Wirtschaft zu erweitern ... , 

neuartige Formen der Ausbildung im Wechsel 

zwischen Hochschule und betrieblicher 
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Praxis zu erproben und damit in besonderer 

Weise den Praxisbezug zu fördern". 3 

hn Rahmen eines Siebensemestrigen Studien­

gangs schließen einzelne Betriebe4 mit der 

TFH einen Kooperationsvertrag, durch den 

die Abstimmung der Lernorte geregelt ist: Die 

Betriebe verpflichten sich, die betrieblichen 

Praktikumsphasen mit derTFH abzustimmen, 

insbesondere das Praktikum gemäß der 

Studienordnung zu betreiben und einen 

akademisch qualifizierten Mitarbeiter für die 

Praktikanten einzusetzen, der formell Lehr­

beauftragter der TFH ist. Sie schließen mit 

jedem der von ihnen betreuten Studenten 

einen Praktikantenvertrag über die Dauer des 

Siebensemestrigen Studiums ab, der insbe­

sondere die Zahlung eines monatlichen Sti­

pendiums von I 000 DM auch während der 

Theoriephasen an der TFH, vorsieht. 

Inhalt des Modellstudiengangs ist eine "betont 

berufsbezogene Ausbildung auf den Gebieten Be­

triebswirtschaftslehre und Datenverarbeitung / Infor­

matik ... , die sich an den Berufsfeldern Verkauf/ 

Vertrieb bzw. Software-Erstellung orientiert, jedoch 

auch darüber hinausgehende Einsatzmöglichkeiten 

erschließt. Der fachliche Schwerpunkt der Ausbildung 

liegt dabei auf betriebswirtschaftlichem Gebiet"s 

Bewerber müssen die Voraussetzung zum 

Studium an einer Fachhochschule erfüllen 

und einen Praktikumsplatz nachweisen. Die 

Zulassung von Bewerbern erfolgt unter 

Mitwirkung der beteiligten Unternehmen in 

einer "Koordinierenden Kommission". Das 

25köpfige Gremium setzt sich aus Vertretern 

der TFH, der Betriebe und des Berliner 

Arbeitgeberverbandes zusammen. 

Seit dem Wintersemester 88/89 sind in jedem 

Semester durchschnittlich 30 Studenten in 

den Studiengang aufgenommen worden. Zum 

Sommersemester 1992 verließen die ersten 

Absolventen die TFH Berlin. Der Modell­

versuch lief 1993 aus und wird in der bis­

herigen Konzeption weitergeführt. Bislang 

haben fast 400 Studenten an dieser Aus-

bildung teilgenommen; betrieblicherseits sind 

50 Unternehmen beteiligt. 

Evaluation 

Erfolg oder Mißerfolg des Studiengangs 

generell wie auch des Lern- und Ausbil­

dungserfolgs einzelner Absolventen sind das 

Ergebnis vielfliltiger, ineinandergreifender 

Faktoren auf verschiedenen systemischen 

Ebenen. Eine sorgfältige Evaluation des 

Modellversuchs hätte, diese verschiedenen 

Ebenen beobachtend, begleitend durchge­

führt werden müssen, von den ersten bil­

dungspolitischen und institutionellen Initia­

tiven durch Heinz NIXDORF über die Kon­

stituierung eines Koordinationsausschusses, 

die Formulierung einer Studiengangskon­

zeption und ihre curriculare Umsetzung, 

Lehr-Lern-Prozesse der Beteiligten über 

sieben Semester, Reaktion, Feedback, 

(Selbst-)Steuerung der an diesen Prozessen 

beteiligten Systeme und Subsysteme. 

Die begrenzten Ressourcen erlaubten of­

fenbar nicht mehr als eine schriftliche Be­

fragung der direkt beteiligten Akteure: Stu­

denten, kooperierende Betriebe sowie die 

Professoren der TFH und die nebenamtlichen 

Lehrbeauftragten. Die Fragestellungen wur­

den mit der TFH abgesprochen, operationa­

lisiert und in drei Fragebögen überführt, Die 

Entwürfe wurden zusammen mit der TFH 

unter Mitwirkung von Studenten und Ver­

tretern beteiligter Unternehmen abgestimmt. 

Der zehnseitige Fragebogen für Studenten 

war in mehrere Teile gegliedert: 

• soziographische Daten (Alter, Geschlecht, 

bisheriger Schulbesuch und Berufsausbil­

dung), 

• Gründe für die Bewerbung um Aufnahme 

in den Studiengang, 

• Erwartungen und ihre Realisierung, 

• inhaltliche Abstimmung der sieben Pra­

xisphasen mit Studieninhalten, 

• konkrete Lernmöglichkeiten der Praxis­

phasen, 

• Bewertung der Theorie-Phasen (Studium) 

bezüglich Inhalt und Methodik, 

• Verknüpfung von Theorie und Praxis, 

• Erwartungen an die berufliche Zukunft, 

• allgemeine Bewertung des Modellver­

suchs. 

Der achtseitige Fragebogen für Dozenten 

behandelte: 

• biographische Daten (Studium, Berufs­

ausbildung, Praxiserfahrungen), 

• Charakterisierung der Bewerber gegenüber 

anderen Studenten der TFH, 

• Erfahrungen mit den Betrieben, 

• Erfahrungen mit dem Curriculum, 

• Verknüpfung von Theorie und Praxis, 

• Transfer des Modellversuchs, generelle 

Einschätzungen. 

Der elfseitige Fragebogen für die Betriebe 

umfaßte: 

• allgemeine Daten (Branche, Mitarbeiter, 

Ausbildungsberufe ), 

• Gründe für die Beteiligung des Unter­

nehmens am Modellversuch, 

• Erfahrungen mit den Praktikanten, 

• aufgetretene Probleme und Lösungen, 

• Einschätzung des Curriculums (inhaltlich, 

organisatorisch), 

• generelle Einschätzung des TFH-Modells 

gegenüber dem Modell traditioneller Be­

rufsausbildung im dualen System und ge­

genüber dem Modell Berufsakademie, 

• Transfer des Modellversuchs, 

• weitere Beteiligung an diesem Ausbil­

dungsgang, 

• Einschätzung der Beschäftigungs- und 

Aufstiegschancen der Absolventen. 

Die Befragung wurde im November und 

Dezember 1991 von der TFH durchgeführt 

und die Fragebögen der 143 Studenten, 14 

Betriebe und 23 Dozenten im Frühjahr 1992 

ausgewertet. Die qualitativen Daten wurden 
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transkribiert, die quantifizierbaren mit dBase 

aufgenommen und mit dem Statistik-Pro­

gramm BMDP ausgewertet. 

Die Ergebnisse der Evaluation 6 wurden dem 

Modellversuch übergeben und sind in weiten 

Teilen in den Endbericht 7 eingeflossen. Das 

80seitige Manuskript (Zielsetzung und Me­

thodik; Ergebnisse, Anlagen [Fragebögen]) 

wurde nicht in Buchform veröffentlicht, 

sondern ist in elektronischer Form als aus­

druckbare Datei im Internet frei erhältlich. 8 

Im folgenden werden die wichtigsten Er­

gebnisse der Befragung im Hinblick auf die 

Frage einer möglichen Übertragbarkeit auf 

andere Standorte und Studiengänge zusam­

mengefaßt. 

Teilnahmevoraussetzungen 
für Betriebe und Studenten 

Betriebe 

Um eine breite Palette an Einsatz- und 

Aufgabengebieten zu gewährleisten, müssen 

Unternehmen eine ausreichende Größe ha­

ben; für den Studiengang Betriebswirt­

schaftslehre/Wirtschaftsinformatik ist ins­

besondere eine leistungsflihige EDV-Abtei­

lung unabdingbar. 

Für ein erfolgreiches Studium ist eine ge­

regelte betriebliche Ausbildung nach den 

Vorgaben der Studienordnung wichtig, dies 

betrifft insbesondere die Mitarbeit der 

Praktikanten in unterschiedlichen EDV-Pro­

jekten. 

Bei der Koordination der Praktika, im wei­

teren Verlauf des Studiums auch der ver­

antwortlichen Mitarbeit der Praktikanten in 

betrieblichen Projekten, spielt der betrieb­

liche Lehrbeauftragte eine wichtige Rolle. 

Schließlich ist der Zeitaufwand für die 

Betreuung der Praktikanten beträchtlich und 

muß mit etwa 50 bis 200 Mannstunden im 

Jahr angesetzt werden. 

Studenten 

Über die formellen Studieneingangsvoraus­

setzungen hinaus werden von allen Betei­

ligten Kriterien genannt, die als Eingangs­

qualifikationen für den Studienerfolg von 

Bedeutung sind. Dazu gehören Praxiserfah­

rung (eine abgeschlossene kaufmännische 

Lehre), Sozialkompetenz (Team- und Kom­

munikationsflihigkeit), kognitive Kompetenz 

(analytische Fähigkeiten, interdisziplinäres 

Denken) sowie insbesondere Personalkom­

petenz (Flexibilität, Belastbarkeit, Selbstän­

digkeit, Leistungsbereitschaft, Engagement). 

Die vorgeschriebene Studiendauer von sieben 

Semestern wird dennoch nur unwesentlich 

überschritten; sie beträgt im Mittel sieben 

Semester und zwei Monate. Von den Stu­

denten des ersten Jahrgangs haben alle ihr 

Studium innerhalb von acht Semestern ab­

geschlossen. 

Motivationale Faktoren: Zur 
Attraktivität des Studiengangs 

An den letzten beiden Terminen bewarben 

sich I 169 Interessenten um 63 Praktikan­

tenplätze, das sind fast 20 Bewerber pro Platz. 

Im übereinstimmenden Urteil von Studenten, 

Betrieben und Dozenten haben die Absol­

venten gute bis sehr gute Berufsaussichten, 

nach Abschluß des Studiums qualifizierte 

Fachpositionen und Führungskräfteaufgaben 

als Projekt-, Gruppen- oder Abteilungsleiter 

zu übernehmen. 

Mehrfach wird darauf hingewiesen, daß 

dieser Studiengang, anders als das Modell 

Berufsakademie, einen vollwertigen, euro­

paweit anerkannten Abschluß vermittelt. 

Auch dies dürfte zur Attraktivität beitragen. 

Für die Studenten ist neben den guten Be­

rufsaussichten besonders attraktiv, Theorie 

und Praxis im Studium miteinander zu ver­

binden sowie Betriebswirtschaftslehre und 

Informatik zu kombinieren. Die fmanzielle 

Sicherheit, die das Stipendium bietet, fällt 
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dagegen weniger ins Gewicht. Unter den 170 

Studenten, die seit 1989 das Studium be­

gonnen hatten, waren nur acht Studienab­

brecher; sie sind von der Industrie abge­

worben worden bzw. haben sich selbständig 

gemacht. Mehr als 95 Prozent der befragten 

Studenten würden sich noch einmal für den 

gleichen Studiengang entscheiden. Das ist 

eine außerordentlich hohe Quote. 

Für Betriebe ist der Modellstudiengang in­

sofern attraktiv, als sie über die Praktikanten 

junge Nachwuchskräfte rekrutieren, die sich 

durch die kontinuierlichen studienbeglei­

tenden Praxisphasen mit dem Unternehmen 

identifizieren und hochmotiviert mitarbeiten. 

Die überwiegende Zahl der Betriebe will sich 

aufgrund positiver Erfahrungen weiterhin an 

dieser Art dualer Ausbildung beteiligen. 

Generalisierungen 

Die überwiegende Zahl der Betriebe möchte 

sich uneingeschränkt weiterhin an dieser Art 

dualer Ausbildung beteiligen, und zwar 

aufgrund "sehr guter bisheriger Erfahrungen". 

Die hauptamtlichen Dozenten der TFH sind 

für die Fortsetzung dieses Modells, jedoch mit 

Hinweis auf die Verbesserung einiger 

Schwachstellen, u. a.: Überarbeitung der 

Studien- und Prüfungsordnung, keine Kon­

kurrenz mit dem Modell Berufsakademie, 

bessere Koordination mit den Betrieben, 

Auswahl der Bewerber. 

Die Dozenten der TFH sind mehrheitlich der 

Meinung, der Studiengang sei auf andere 

Fachhochschul-Studiengänge übertragbar, 

vorausgesetzt, es seien genügend kooperie­

rende und qualifizierte Betriebe vorhanden 

und der größere Koordinations- und Ver­

waltungsaufwand gegenüber einem rein 

akademischen Studiengang finde Berück­

sichtigung. Auch die Mehrheit der Betriebe 

teilt diese Meinung und wünscht eine Aus­

weitung, insbesondere auf technische Stu­

diengänge. 



Auch eine Ausweitung des Modells auf andere 

Fachhochschulen und andere Standorte wird 

von etwa zwei Dritteln der befragten Betriebe 

und Dozenten befürwortet und als "sehr 

sinnvoll" bezeichnet; allerdings wird konkret 

auf eine Reihe von Voraussetzungen und auf 

Probleme besonders während einer Anlauf­

phase hingewiesen. Zu diesen Vorausset­

zungen, die bei einer Institutionalisierung 

erfüllt sein sollten, wenn das Modell Erfolg 

haben soll, gehören u. a.: 

• langfristige Planung, 

• mehrere potente, engagierte Betriebe mit 

entsprechender Betreuungskapazität, 

• Koordinierung der Betriebe mit verbind­

lichen gegenseitigen Absprachen, 

• gute Ausstattung an Räumen, Geräten, 

Arbeitsmitteln an der FHS, 

• fachlich und pädagogisch qualifizierte, 

engagierte Dozenten, 

• abgestimmte Auswahl der Bewerber, 

• wirksame Öffentlichkeitsarbeit über Ziele 

und Ergebnisse einer dualen Ausbildung. 

Zur Bewertung 
des Modellversuchs 

Es war zu erwarten, daß sich eine Innovation 

im Bildungsbereich, zumal auf einem so 

komplexen Gebiet wie einer Kooperation 

zwischen mehreren Betrieben und einer 

Fachhochschule, nicht auf Anhieb und ohne 

nennenswerte Probleme realisieren läßt. Aus 

diesem Grunde war der Fragebogen so an­

gelegt, daß an vielen Stellen ausdrücklich 

nach Schwachstellen und Problembereichen 

gefragt wurde. 

Dies geschah in konstruktiver Absicht: 

• aufgrund der Siebensemestrigen Erfah­

rungen aller Beteiligten Vorschläge für eine 

Verbesserung zu sammeln und zu bündeln, 

• die Bedingungen für einen erfolgver­

sprechenden Transfer des Modells an andere 

Standorte zu konkretisieren. 

Im folgenden werden die Schwachstellen 

während des Modellversuchs in wesentlichen 

Punkten zusammengefaßt. Alle kritischen 

Punkte sollten freilich im Kontext der von 

allen Beteiligten geäußerten hohen Akzeptanz 

des Studiengangs gesehen werden. 

Schwachstellen betrieblicher Praxis 

Die befragten Studenten sind zwar mit den 

betrieblichen Praxisphasen und der Betreuung 

dort recht zufrieden, jedoch streuen die Daten 

erheblich. Dort, wo die Praxisphasen gut 

funktionierten, wurden die Freiräume zum 

selbständigen Arbeiten an relativ komplexen 

Projekten, der Ernstcharakter der betriebli­

chen Realität, das Kennenlernen und 

Durchschauen vielfältiger, vernetzter Funk­

tionshereiche angeführt und die Zusam­

menarbeit in einem Team von Mitarbeitern 

hoch bewertet. Alles dies steigerte die Mo­

tivation der Studenten und ihre Identifikation 

mit dem Betrieb, in dem sie ihre Praktika 

absolvierten. 

Dort, wo dies nicht oder nicht durchgehend 

der Fall war, gab es Probleme. Einige der 

befragten Betriebe hatten Probleme mit Be­

triebsrat und Mitarbeitern in den Fachabtei­

lungen bezüglich des Status der Praktikanten. 

Einige kleinere Betriebe hatten Probleme, 

geeignete Mitarbeiter zu benennen, die den 

Kriterien für Lehrbeauftragte der TFH 

(Hochschulabsolvent mit fünfjähriger Be­

rufspraxis) genügen. 

Manche Fachabteilungen waren von der 

Unternehmensleitung nicht genügend über 

den Modellstudiengang informiert, das 

Praktikum war schlecht organisiert und nicht 

genug auf die Studienordnung abgestimmt. 

Praktikanten wurden als "billige Hilfskräfte" 

eingesetzt, ihr Status war unklar, die Be­

treuung durch die Lehrbeauftragten in den 

Betrieben war defizitär und die Benotung am 

Ende jeder Praxisphase subjektiv und von 

Abteilung zu Abteilung unterschiedlich. 

Vorschläge zur Verbesserung der Praxis­

phasen machten drei Viertel der Studenten: 

Sie wünschen sich eine bessere Planung der 

Praxisphasen, eine bessere Abstimmung 

zwischen TFH und Unternehmen sowie auch 

in kleineren Betrieben die Möglichkeit zu 

Auslandspraktika. 

Das Problem der Benotung der Praxisphasen 

wird auch von den Betrieben gesehen. Sie 

schlagen vor, die Bewertungsmaßstäbe in 

Abstimmung mit der TFH klarer zu formu­

lieren, die Benotung objektiver zu gestalten 

sowie die Note durch eine qualifizierte Be­

urteilung zu ergänzen, die dem Praktikanten 

Rückmeldung über ihre Stärken und Schwä­

chen gibt. 

Dozenten der TFH plädieren für eine 

Überarbeitung der in der Studienordnung 

genannten Praxisinhalte im Sinne einer 

Konkretisierung der Inhalte und der Mög­

lichkeit einer größeren Flexibilisierung. 

Schwachstellen der Ausbildung 
an der TFH 

In der Formulierung der Anforderungen an 

Dozenten der TFH unterscheiden sich Stu­

denten und Dozenten kaum: Beide definieren 

als wichtig Fachkompetenz, Praxiserfahrung, 

pädagogische Fähigkeiten, Engagement für 

ihr Fach, Identifikation mit dem Studiengang. 

Aber nicht viele Dozenten entsprechen dem 

professionellen Selbstbild und den Erwar­

tungen ihrer Studenten. 

Konkret werden u. a. langweilige Vorlesun­

gen, ein flaches Niveau, bloße Reproduktion 

von Stoff, Unverbindlichkeit des Lehrplans, 

hochschuldidaktische Einseitigkeit moniert. 

Was das Engagement der Dozenten für den 

Modellstudiengang und ihre Kenntnisse über 

ihn betrifft, so zeigte die Befragung der 

Dozenten ein erschreckendes Ergebnis: Nur 

ein gutes Viertel der befragten im Modell­

studiengang lehrenden 25 Dozenten kennt 
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nach eigenem Bekunden überhaupt Betriebe, 

die am Modellstudiengang beteiligt sind, 

näher; intensiveren Kontakt zu den Unter­

nehmen und nennenswerten Kontakt mit den 

betrieblichen Lehrbeauftragten hatten bisher 

außer dem Projektleiter nur zwei weitere 

Dozenten. 

Dazu muß angemerkt werden, daß 60 Prozent 

der am Modellstudiengang beteiligten Do­

zenten externe Lehrbeauftragte sind, die für 

ein geringes Honorar, oft nach Feierabend, an 

der TFH lehren. Für die Fachhochschule ist es 

schwierig, geeignetes Lehrpersonal zu re­

krutieren: Gegenüber Stellen an der Uni­

versität sind die Hochschullehrer der Fach­

hochschule schlecht ausgestattet (kein Mit­

telbau), und Gehälter, wie sie die Wirtschaft 

hochqualifizierten Mitarbeitern bietet, kann 

eine Fachhochschule nicht zahlen. 

Es sind also wohl vorwiegend strukturell­

systemische Defizite, die diese Probleme 

verursachen, und die Forderung eines Stu­

denten, "die Einstellungsvoraussetzungen für 

Lehrbeauftragte so zu modifizieren, daß 

junge, dynamische Dozenten eine Chance 

bekommen", wird unter den skizzierten 

Umständen unrealisierbar sein. Es ist von 

daher verständlich, daß einige Studenten den 

gleichen Studiengang lieber an einer Uni­

versität absolvieren würden. 

Schwachstellen des Curriculums 

Generell hat sich "die curriculare Konzeption 

bewährt", aber es gibt eine Reihe von- teil­

weise kontroversen - Veränderungsvorschlä­

gen, die bei einer Überführung des Mo­

dellstudiengangs in einen Regelstudiengang 

geprüft und ggf. übernommen werden sollten. 

Sie betreffen eine Reihe unterschiedlicher 

Bereiche des TFH-Curriculums: 

Inhalte 

Je nach persönlichem Schwerpunkt wünschen 

sich die Studenten mehr Informatik (objekt­

orientiertes Prograrnrnieren, Rechnernetze, 

Datenstrukturen, Algorithmen mit besserem 

Inhalt und praktischen Beispielen, Rech­

nerarchitektur größerer EDV-Systeme). Ei­

nige Betriebe ergänzen diese Wünsche durch 

den Vorschlag, die Programmiersprache 

COBOL durch C zu ersetzen und die DV­

Vermittlung zu aktualisieren. 

Für die Betriebswirtschaftslehre wird ge­

nerell "mehr Tiefgang" gewünscht, an Er­

weiterungen schlagen Studenten Wirt­

schaftsethik, Betriebspsychologie, Präsenta­

tionstechniken und mehr Marketing vor. 

Darüber hinaus werden häufig Fremdspra­

chen sowie Arbeitsrecht und Vertragsrecht (so 

ein Betrieb) gewünscht. 

Methodik 

Generell werden von Studenten, Dozenten 

und Betrieben mehr Fallstudien, mehr stu­

dentische Teamarbeit, Planspiele, Workshops 

und Kompaktseminare gefordert, die als 

besonders lernwirksam angesehen werden. 

Einige Dozenten sehen auch Möglichkeiten 

eines fächerübergreifenden akademischen 

Unterrichts. 

Organisation 

Häufig wird die verbindliche Festlegung der 

Fachinhalte durch die TFH und eine bessere 

Abstimmung der Lerninhalte gefordert. 

Wiederholungen und Überschneidungen 

führten zu Problemen bei Dozentenwechsel, 

zu Abstimmungsaufwand und zu Problemen 

beim Übergang vom Grund- ins Hauptstu­

dium. Nötig sei auch mehr Transparenz der 

Stoffpläne einzelner Fächer. 

Mehrfach werden mehr Wahlmöglichkeiten 

im Studium gefordert. 

In der Tendenz wird von Studenten und 

Dozenten für mehr Theorie plädiert, entweder 

auf Kosten der Praxisphasen oder durch 

Verlängerung des Studiums einschließlich 

Diplomarbeit auf acht Semester. 

Diplomarbeit 

Problematisch ist, daß die Diplomarbeit 

während des letzten Betriebspraktikums 
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geschrieben werden soll. Die Befragten sind 

geteilter Meinung darüber, ob die Diplom­

arbeit zu diesem Zeitpunkt angefertigt werden 

sollte. Die Studenten liefern wichtige Ar­

gumente, die bei einer Entscheidung darüber 

berücksichtigt werden sollten. 

Schwachstellen einer dualen 
Kooperation 

Auch wenn im Modellstudiengang in Ab­

sprache mit den Betrieben die Fachhoch­

schule die curricularen Vorgaben macht, der 

die Betriebe zu folgen haben, zeigt der 

Versuch einer dualen Ausbildung auf Fach­

hochschulniveau ähnliche Probleme auf wie 

die duale Ausbildung auf der Sekundarstufe 

ll: Probleme einer zeitlichen und der kon­

kreten inhaltlichen Abstimmung von theo­

retischer und praktischer Ausbildung, die 

Schwierigkeit, abgesprochene Lehr- und 

Ausbildungsinhalte verbindlich einzuhalten, 

die Unmöglichkeit, dies mit vertretbarem 

Aufwand zu kontrollieren, die relative Kon­

taktlosigkeit des an den beiden Lernorten 

tätigen Lehrpersonals. 

Die Studenten können die in den Theorie­

Phasen vermittelten Inhalte teilweise nur 

schwer in den betrieblichen Praxisphasen 

anwenden, und nur einige der Dozenten sehen 

Möglichkeiten, im Rahmen ihrer Lehrtätig­

keit konkreteAufgaben für die Praxisphase zu 

stellen bzw. Lernerfahrungen der Studenten 

aus den Praxisphasen in den akademischen 

Unterricht rückzubeziehen. 

Der Modellstudiengang als 
Alternative zum dualen 
System und zum Modell 
"Berufsakademie" 

Das TFH-Modell steht in Konkurrenz mit 

zwei anderen Formen dualer Ausbildung, mit 

der Ausbildung in einem anerkannten kauf-



männischen Ausbildungsberuf im dualen 

System von Berufsschule und betrieblicher 

Ausbildung sowie mit der Ausbildung nach 

dem Modell der Berufsakademie. Die Be­

triebe waren aufgefordert, Vor- und Nachteile 

aller drei Systeme einander gegenüberzu­

stellen, soweit sie in allen drei ausbilden. Mit 

Ausnahme von zwei Unternehmen wurde die 

Frage in allen Fragebögen beantwortet. 

Die duale Ausbildung wird von den befragten 

Betrieben als anerkannte und bewährte prak­

tisch-theoretische Ausbildung aufgrund be­

kannter und geordneter Berufsbilder als 

Qualifikation für sachbearbeitende Aufgaben 

angesehen. Sie eigne sich für Absolventen der 

Sekundarstufe li ohne Studienreife; für Ab­

iturienten dagegen sei sie weniger gut ge­

eignet, weil deren Erwartungen an spätere 

berufliche Tätigkeit über das hinausgingen, 

was ein Ausbildungsberuf biete, und viele die 

zweijährige Ausbildung nur als Sprungbrett 

ins Studium benützten. 

Die Berufsakademie wird als für Abituri­

enten attraktiv beschrieben, sie sei praxisnah 

und würde weitgehend von den Unternehmen 

gesteuert. Studenten seien Betriebsangehö­

rige. Aber auch hier bestünde die Tendenz zur 

Abwanderung ins Studium. Die Berufsaka­

demie sei zu kurz, theoretisch nicht ausrei­

chend für höherqualifizierte Tätigkeiten, 

verursache hohe Kosten und vermittle - ein 

häufig genanntes, offenbar wichtiges Argu­

ment - keinen anerkannten Abschluß. 

Die duale FHS-Ausbildung des Modellslu­

diengangs eigne sich für praxisorientierte 

Abiturienten, sei eine anspruchsvolle Aus­

bildung und bereite auf mittlere Führungs­

positionen vor. Die enge Verzahnung von 

Theorie und Praxis sei eine gute Vorbereitung 

auf den Beruf. Zwar würde die Ausbildung 

formal weitgehend von der Fachhochschule 

bestimmt, aber die Unternehmen könnten sich 

ihre Bewerber auswählen und durch den 

Praktikantenvertrag auch langfristig an sich 

binden. Trotz aufwendiger Betreuung der 

Praxisphasen handele es sich um eine relativ 

kostengünstige Ausbildung. 

Der Modellstudiengang wird als neue, 

ernstzunehmende Alternative für die Praxis 

zwischen dualer Ausbildung und Hoch­

schulstudium angesehen. Das Fachhoch­

schuldiplom sei ein anerkannter Abschluß. 

Systemische Ebenen des 
Modellversuchs 

Der Modellstudiengang ist in vielfaltiger 

Weise in qualifikationstheoretische, bil­

dungspolitische, institutionelle, curriculare 

und lerntheoretische Problemebenen einge­

bunden, die miteinander in systemischen 

Zusammenhängen stehen. An dieser Stelle 

sollen einige Aspekte genannt werden, die für 

die Einordnung des Modellversuchs, die 

Einschätzung seiner Möglichkeiten, die Be­

wertung seiner Ergebnisse und die Bedin­

gungen einer Überführung in einen Regel­

studiengang und die Übertragung auf andere 

Standorte und Berufssparten wichtig sind. 

Auf der Ebene der Qualifikationen spielt die 

Entwicklung des Arbeitsmarktes unter den 

Randbedingungen internationalen Wettbe­

werbs, der raschen Computerisierung in 

Unternehmen, einer Vernetzung betrieblicher 

Bereiche und Ansätze zu systemischer Ra­

tionalisierung eine wichtige Rolle bezüglich 

der veränderten Qualifikationsanforderungen 

an kaufmännisch-technische Arbeitsplätze. 

Es ist fraglich, ob eine rein akademische 

Ausbildung allein diese Qualifikationen so 

entwickeln kann, daß sie den gesteigerten 

Anforderungen des Arbeitsmarktes ent­

spricht. 

Auf der bildungspolitischen Ebene steht der 

Modellversuch unter den Randbedingungen 

drastisch gesunkener Geburtenzahlen von 

1965 bis 1975 alsAlternative für Absolventen 

des Gymnasiums im Wettbewerb mit anderen 

Bildungsinstitutionen: mit dem dualen Sy-

stem, für das sich derzeit fast 70 Prozent eines 

Altersjahrgangs entscheiden, mit dem Modell 

Berufsakademie, betrieblich stark dominiert, 

ohne europäisch anerkannten Abschluß, mit 

dem vergleichsweise kurzen, verschulten 

Fachhochschulstudium und mit dem an 

Forschung orientierten, vergleichsweise lan­

gen und überlaufeneo Universitätsstudium. 

Als duale Ausbildung steht der Modellver­

such im bildungspolitischen Interessenkon­

flikt zwischen der im Grundgesetz nieder­

gelegten Freiheit von Forschung und Lehre 

und der daraus abgeleiteten Autonomie der 

Hochschule auf der einen Seite und den 

ökonomischen Interessen von Wirtschafts­

unternehmen an der Rekrutierung von ge­

eignetem Nachwuchs und der daraus abge­

leiteten Forderung nach Mitwirkung bei der 

Auswahl von Studenten sowie bei der Be­

stimmung der Lehrinhalte auf der anderen 

Seite. 

Die Chancen in diesem Wettbewerb scheinen 

für den Studiengang nicht schlecht: Einerseits 

gibt dieser Studiengang Abiturienten mit 

ausgewogener Theorie-Praxisorientierung die 

Möglichkeit, sich mit einem anerkannten 

Diplom zu qualifizieren, andererseits gibt es 

offenbar erheblichen Bedarf für derart qua­

lifizierte Mitarbeiter seitens der Betriebe. 

Der oben angesprochene Interessenkonflikt 

ist an der TFH grundsätzlich so gelöst worden, 

daß die Autonomie der Hochschule unan­

getastet bleibt: Sie legt die Inhalte der be­

trieblichen Ausbildung in der Studienordnung 

fest, schließt Kooperationsverträge mit ein­

zelnen Unternehmen ab und macht die Be­

treuer der Praktikanten in den Betrieben 

formell zu Lehrbeauftragten der Fachhoch­

schule. Für sie gelten die Voraussetzungen des 

Berliner Hochschulgesetzes und der TFH­
Satzung.9 

Durch diese strenge Auswahl soll ein hohes 

Niveau der Praxisausbildung in diesem 

Studiengang sichergestellt werden. 
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Die institutionelle Ebene betrifft zum einen 

die Einrichtung eines neuen Studiengangs an 

einer Fachhochschule, zum anderen die 

Absicherung eines studienbezogenen Prak­

tikums in den kooperierenden Unternehmen. 

Seitens der Fachhochschule müssen genü­

gend sachliche Ressourcen zur Verfügung 

gestellt und ausreichend qualifizierte Do­

zenten gefunden werden, seitens der Betriebe 

müssen ein akademisch ausgebildeter Mit­

arbeiter benannt und der Status des FHS­

Praktikanten gegenüber Auszubildenden, 

anderen Praktikanten und Mitarbeitern zwi­

schen Geschäftsleitung und Betriebsrat ab­

geklärt werden. 

I An der TFH wurde 
der Modellstudiengang 

1n emen 
Regelstudiengang 

überführt 

Für die laufende Koordination der Ausbildung 

an zwei Lernorten ist die Koordinierende 

Kommission aus Vertretern der Fachhoch­

schule und der Betriebe konzipiert worden. 

Dieses Kommunikations- und Entschei­

dungsgremium hat Modelle zur Auswahl von 

Betrieben und Bewerbern, zur Lösung von 

aktuellen Konflikten, zur Umsetzung ver­

einbarter Lösungen und zur mittelfristigen 

Revision des Curriculums entwickelt. Pro­

blematisch dürfte bei einem solchen Modell 

sowohl die Verbindlichkeit der Beschlüsse als 

auch die Frage von Sanktionen bleiben: Die 

Koordinierende Kommission hat weder ge­

genüber dem Fachbereichsrat der TFH noch 

gegenüber den Betrieben ein Weisungs­

recht. 

Die curriculare Ebene umfaßt auf der In­

haltsebene die Auswahl, Formulierung, Er­

probung und Revision der für den Studien­

gang nötigen Lernziele und Fachinhalte, 

deren Zuordnung zu traditionellen akade-

mischen Fächern und/oder integrierten 

Lehrveranstaltungen seitens der Hochschule 

sowie der Umsetzung inhaltlicher Vorgaben in 

eine sinnvolle Sequenz von aufeinander 

aufbauenden Lehrveranstaltungen. Für die 

betriebliche Ausbildung ist ein Rahmenplan 

zu erstellen, der mit Bezug auf Grund- und 

Hauptstudium eine sinnvolle inhaltliche 

Verknüpfung von betrieblicher Projektarbeit 

und akademischem Lehrplan ermöglicht. 

Zu curricularen Fragen im weiteren Sinne 

gehören auch Alternativen im Bereich der 

Methodik: seitens der Hochschule der Einsatz 

von Sirnutationen (Plan- und Rollenspiele), 

fächerübergreifenden Projekten, Gruppenar­

beit, Fallstudienarbeit u. a. rn., seitens der 

Betriebe flexible Organisation der Praktika, 

Erkundungsprojekte, Projektmitarbeit mit 

zunehmender Verantwortlichkeit usw. 

Schließlich ist mit dem Stichwort Curriculum 

die Kontrolle der Lernprozesse angesprochen: 

Leistungsnachweise (Klausuren, mündliche 

Prüfungen, Hausarbeiten, Laborversuche), 

Bewertung der betrieblichen Phasen sowie 

Diplomarbeit, die in diesem dualen Studi­

engang eine besonders hohe Bedeutung er­

fährt. 

Auf der Ebene individueller Lernprozesse 

interagieren die Voraussetzungen der Stu­

denten, ihre Erwartungen an Studium, 

Praktikum und spätere Berufstätigkeit, ihr 

Vorwissen wie ihre praktischen Vorerfah­

rungen, ihr entwicklungsfähiges Potential an 

Qualifikationen, ihre Hoffnungen, Befürch­

tungen und Möglichkeiten mit den konkreten 

Anforderungen, Erwartungen, Problemen, 

Lehr-Angeboten ihrer Dozenten und be­

trieblichen Betreuer in Zusammenarbeit und 

im Wettbewerb mit ihren Kommilitonen. 

Auf dieser Ebene schlagen - mehr oder 

weniger direkt- die auf den darüber liegenden 

systemischen Ebenen getroffenen Entschei­

dungen wie auch die dort angesiedelten 

ungelösten Probleme durch und bestimmen 
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als Randbedingungen, teilweise massiv, die 

Lernprozesse und ihre Ergebnisse. 

Eine abschließende Bewertung kann nicht 

ohne die Berücksichtigung dieser systemi­

schen Elemente erfolgen. An der TFH wurde 

der Modellversuch in einen Regelstudiengang 

überführt, und das Konzept wird ab dem 

Wintersemester 95/96 auf fünf weitere 

Studienschwerpunkte übertragen. Ob der 

Modellstudiengang an anderen Standorten 

Nachfolger finden und ein Wegbereiter für 

Dualität im Tertiärbereich sein wird, muß die 

weitere Entwicklung auf mehreren dieser 

systemischen Ebenen erweisen. Daß er 

hochqualifizierten Absolventen kaufmänni­

scher Bildungsgänge mit Berufserfahrung 

auch ohne den Abschluß des Gymnasiums 

oder der Fachoberschule einen Zugang zu 

einem praxisorientierten Studium eröffnet, 

wäre zu wünschen. Eine interessante Alter­

native ist der Studiengang zweifellos, und die 

beruflichen Erfolge der ersten Absolventen 

werden seine hohe Attraktivität weiter er­

höhen. 

Anmerkungen: 

1 Vgl. Wissenschaftsra t: Empfehlungen zur Entwick­

lung der Fachhochschulen in den 90er Jahren. Köln 

199/ , s. 75ff 
2 Vgl. Brandt, E.: Abschlußbericht über den dualen 

Modellstudiengang "Betriebswirtschaft mit Schwer­

punkt Wirtschaftsinformatik an der TFH Berlin ". 

Erfahrungen und Ergebnisse. Berlin 1993, S. 8f 
3 Ebenda, S. 3 
4 Insgesamt 40; neben IBM und SN/ auch mittel­

ständische Unternehmen mit Schwerpunkt Berlin l 

Brandenburg 
5 Studienordnung für den Modellstudiengang "Be­

triebswirtschaft mit Schwerpunkt Wirtschaftsinfor­

matik" vom 12. 1. 1988, § 2 (3) 
6 Vgl. Diepold, P.: Evaluation des Modellstudien­

gangs an der TFH Berlin "Betriebswirtschaft mit 

Schwerpunkt Wirtschaftsinformatik". Göttingen 1992 

(unveröjf) 
7 Vgl. Brandt, E.: Abschlußbericht . . . , a. a. 0 . 
8 Als ASCII- oder Postscript-Datei auf unserem 

FTP-Server der Abteilung Pädagogik und Informatik 

der Humboldt-Universität zu Berlin (ftp.educat.hu­

berlin.de r pub I papers I tfh.ps bzw. tfh.asc) 
9 vor allem: Hochschulabschluß und fünfjährige 

PraxiseJfahrung 
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Wissenschaftliche Mitarbei­

terin in der Abteilung 3.3 

"Kaufmännische und ver­

waltende Berufe" im Bun­

desinstitut für Berufsbil­

dung, Berlin 

llse Drochner 

Wissenschaftliche Mitarbei­

terin in der Abteilung 3.2 

"Naturwissenschaftliche Be­

rufe, Umweltschutz, Be­

rufsausbildung Behinder­

ter, gestaltende Berufe" im 

Bundesinstitut für Berufs­

bildung, Berlin 

Hans Borch 

Wissenschaftlicher Mitar­

beiter in der Abteilung 3.1 

"Gewerblich-technische Be­

rufe" im Bundesinstitut für 

Berufsbildung, Berlin 

Kriterienkatalog für die 
Evaluierung von 
Ausbildungsordnungen 

Einige Jahre sind nach den umfas­

senden Neuordnungen wichtiger 

Ausbildungsberufe vergangen. Da­

her ist es zunehmend notwendig, die 

Umsetzung der Ausbildungsvorschrif­

ten zu überprüfen. Angesichts zahl­

reicher, sehr unterschiedlicher Eva­

luationsaktivitäten begann im Rah­

men des Bereichs Ausbildungsord­

nungsforschung die Diskussion um 

einen Kriterienkatalog zur Systema­

tisierung künftiger Evaluationspro­

jekte. 

Ausgangslage 

Die staatlich anerkannten Ausbildungsberufe 

werden bundeseinheitlich durch Ausbil­

dungsordnungen geregelt. Diese unterliegen 

einem permanenten Wandel aufgrund der 

derzeitig und zukünftig absehbaren tech­

nisch-organisatorischen, wirtschaftlichen und 

gesellschaftlichen Erfordernisse und deren 

Entwicklung in den jeweiligen Wirtschafts­

bereichen und Branchen. In den letzten zehn 

Jahren wurden wichtige Ausbildungsberufe, 

wie z. B. die Metall- und Elektroberufe, die 

Büroberufe, der Kaufmann/die Kauffrau im 

Einzelhandel usw. , neu geordnet. Dabei 

wurden grundlegend ihre Strukturen und 

Inhalte verändert. Einige Jahre nach diesen 

Neuordnungen stellt sich die Frage, ob das 

erarbeitete Qualifikationsprofil angenommen 

wurde, sich bewährt hat und ob die in den 

Betrieben tatsächlich notwendigen Qualifi­

kationen in diesen neugeordneten Ausbil­

dungsberufen erworben werden. 

Um dies sicherzustellen, ist es notwendig, 

Ausbildungsberufe, Berufsbereiche und Be­

rufsfelder zu beobachten, um Entwicklungen, 

Tendenzen und Schwerpunktverlagerungen 

frühzeitig erkennen und einschätzen zu 

können. Diese Form der Beobachtung soll in 

Form einer systematischen Bestandsaufnah­

me mit wissenschaftlichen Methoden über 

einen begrenzten Zeitraum hinweg mit den 

entsprechend verfügbaren finanziellen, per­

sonellen und zeitlichen Ressourcen durch­

geführt werden. Die Überprüfung von Aus­

bildungsberufen im Rahmen von Forschung 

kann nur durch ein Evaluationsprojekt oder 

-vorhaben vorgenommen werden. Davon un­

berührt ist die wissenschaftliche Dauerbeob­

achtung, die im Rahmen der berufsbezogenen 

Zuständigkeiten in dem Bereich der Aus­

bildungsordnungsforschung ein integraler 

Bestandteil der Aufgabenwahrnehmung ist. 

Gegenwärtig werden zahlreiche Evaluations­

aktivitäten durchgeführt, die sich durch ihre 

Form und auch durch ihre Zielsetzung stark 

unterscheiden: 

• als Forschungsprojekte, z. B. bezogen auf 

die Elektroberufe, auf den Teilbereich "In­

tegrierte Prüfung" bei dem Ausbildungsberuf 

"Technischer Zeichner/Technische Zeich­

nerin"; auf die Ausbildungsordnung "Kauf­

mann/Kauffrau im Einzelhandel", die Bü­

roberufe, den Ausbildungsberuf "Verwal­

tungsfachangestellter /Verwaltungsfachange­

stellte" in der Planung; 

• als Vorhaben aufgrund von Weisungen der 

zuständigen Fachrninisterien: 

begleitend zur Einführung des Ausbil­

dungsberufs "Ver- und Entsorger/in" in den 

neuen Bundesländern; 
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im Rahmen einer Erprobungsverordnung 

nach § 28 Abs. 3 Berufsbildungsgesetz, z. B. 

"Eisenbahner im Betriebsdienst", "Fachkraft 

für Lagerwirtschaft"; 

im Rahmen befristeter Ausbildungsverord­

nungen, z. B. bei den Ausbildungsberufen 

"Bau geräteilihrer /Baugeräteführerin" und 

"Holzspielzeugmacher I Holzspielzeugmache-
. " nn. 

Diese Aktivitäten werden bisher ohne Bezug 

auf ein gemeinsames Evaluationskonzept 

ausgeübt. 

Für die Planung und Durchführung künftiger 

Evaluationsprojekte wird daher als Orien­

tierungshilfe ein Kriterienkatalog vorge­

schlagen, der bei aller Unterschiedlichkeit zu 

einer klareren Strukturierung und Formu­

lierung führen kann. Ein solcher Kriterien­

katalog kann nur einen Empfehlungscharakter 

haben. Er kann dazu beitragen, Kriterien 

bereitzustellen, die jedoch genügend Raum 

lassen für die Berücksichtigung der spezifi­

schen Fragestellungen und Anlässe bei den zu 

untersuchenden Ausbildungsberufen. 

Definition und Formen 
der Evaluation 

Als Evaluation im Bereich der beruflichen 

Bildung wird hier die bewertende Be­

standsaufnahme über die Implementation 

neugeordneter Ausbildungsberufe in die be­

triebliche Praxis und ihre Bewährung im 

Beschäftigungssystem bezeichnet. Die Eva­

luationsergebnisse können vor dem Hinter­

grund der Ausgangslage, der Zielsetzung der 

Neuordnung und der gegenwärtigen Rah­

menbedingungen sowie unter Betrachtung 

des Untersuchungsgegenstandes aus unter­

schiedlicher Sicht beurteilt werden. 

Ausgehend von der spezifischen Fragestel­

lung und Zielsetzung, können dabei ver­

schiedene Formen der Evaluation unter­

schieden werden (vgl. Abbildung 1). 

Abbildung 1: Arten der Evaluation 

Produkt- Ergebnis-
evaluation evaluation 

T T 

Ausbildungs- Erfahrungen 
ordnung 

Ergebnisse 
Pläne 

Transfer, 
Umsetzungs- Wirkungen 
hilfe 

Die Produktevaluation überprüft z. B. 

Ausbildungsordnung, Pläne, Konzepte und 

Materialien. Untersucht man Ausbildungs­

vorschriften und -pläne, so stehen Ausbil­

dungsziele und -inhalte sowie Prüfungsan­

forderungen im Vordergrund. 

Die Ergebnisevaluation überprüft Erfah­

rungen, Umsetzungs- und Transferprozesse 

sowie ihre Wirkungen, wie z. B. die lmple­

mentation der Ausbildungsordnung im Be­

trieb, aber auch Fragen von Berufsfahigkeit, 

Karrierewegen und Beschäftigungsmöglich­

keiten. Untersucht man die Wirkungen neuer 

Ausbildungsvorschriften und -pläne in der 

betrieblichen Praxis, so kann das erst nach 

einer Einführungszeit in den Betrieben er­

folgen. Bei der Untersuchung der Verwertung 

eines Bildungsganges im Beschäftigungs­

system müssen einige Jahre nach dem 

vollständigen Durchlauf von Auszubildenden 

durch die Ausbildung verstrichen sein. 

Die Prozeßevaluation untersucht Einfüh­

rungsprozesse zur Unterstützung der lm­

plementation einer neuen Ausbildungsord­

nung. Sie kommt z. B. zur Anwendung, wenn 

die Evaluationsergebnisse direkt zur Verän­

derung des Einführungsprozesses eines neuen 

Bildungsganges führen. Dies kann bei­

spielsweise bei einer Evaluation im Rahmen 

einer Erprobungsverordnung vorkommen. Es 

könnte aber auch der Prozeß der Entwicklung 
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Prozeß- System-
evaluation evaluation 

T T 

Einführungs- Teil- oder 
prozesse Gesamt-

system 
Lehr- und beruflicher 
Lern- Bildung 
prozesse 

von Ausbildungsordnungen ggf. Gegenstand 

einer Evaluation sein. 

Die Systemevaluation umfaßt Teilbereiche 

oder das Gesamtsystem der beruflichen 

Bildung. 

Im Rahmen der Evaluierung von Ausbil­

dungsordnungen werden vor allem Produkt­

und Ergebnisevaluationen durchgeführt, die 

Analyse von Ausbildungsmaterialien, -plänen 

selbst als Produktevaluation, die Umsetzung 

von Ordnungsmitteln sowie ihre Wirkungen 

auf die betreffenden Zielgruppen, auf den 

Vermittlungsprozeß sowie auf die Verwertung 

des Bildungsganges im Beschäftigungssy­

stem als Ergebnisevaluation. 

Evaluation als Teil der 
Ausbildungsordnungsforschung 

Evaluationsforschung ist Teil der Ausbil­

dungsordnungsforschung, die als angewandte 

Forschung zur Berufsbildungsforschung ge­

hört. Sie wird dann geplant und durchgeführt, 

wenn die Ausbildungsordnung, ihre Umset­

zung und Bewährung in der Praxis überprüft 

werden sollen. Die Evaluationsergebnisse 

können bei festgestelltem Veränderungsbe­

darf Grundlage für Empfehlungen zur Ver­

änderung bzw. Optimierung der betrieblichen 

Ausbildungspraxis oder zur Initiierung einer 

Neuordnung sein. Die Ergebnisse dienen den 



zuständigen Bundesministerien, den Sozial­

parteien und der Länderseite als Entschei­

dungsgrundlage über die Zukunft von Aus­

bildungsberufen. 

Die Ausbildungsordnungsforschung wieder­

um enthält Aufgaben, die mit der Vor- und 

Nachbereitung bzw. Durchführung von 

Neuordnung in Zusammenhang stehen; es 

sind nur z. T. reine Forschungsaufgaben. Sie 

sind Teil der Gesamtaufgabe der Neuordnung 

und beziehen sich auf folgende Phasen (vgl. 

Abbildung 2): 

• Forschungaufgaben zur Erarbeitung von 

Grundlagen für die Neuordnung; 

• das Erarbeitungs- und Abstimmungsver­

fahren zur Neuordnung von Ausbildungs­

berufen; 

• die Erarbeitung von Erläuterungen als 

didaktisch-methodischer Hilfe zur Einfüh­

rung der neugeordneten Ausbildung; 

• die Evaluation der umgesetzten Ausbil­

dungsordnung als Forschung. 

Alle Phasen stehen miteinander in engem 

Zusammenhang und bauen aufeinander auf. 

Sie entsprechen einem Kreislaufmodell, in 

dem die letzte Phase - die der Evaluation -

gleichzeitig in die erste Phase, die der Er­

arbeitung von Grundlagen für die Neuord­

nung, übergehen kann. 

Anlässe für eine Evaluation 

Wie bereits aufgezeigt wurde, hat eine 

Evaluierung neugeordneter Ausbildungsbe­

rufe unterschiedliche und vielfaltige Facetten; 

die Anlässe ihrer Durchführung und ihre 

Zielsetzung differieren. Es ist auch ein Un­

terschied, ob eine Evaluation aufgrund einer 

Weisung oder einer freiwilligen Leistung im 

Abbildung 2: Evaluation als Teil der Ausbildungsordnungsforschung 

Forschung 

Grundlagen 
der Neuordnung 

Forschung 

Evaluation 
von Ausbildungs­
ordnungen 

Erarbeitungs-
und Abstimmungs­
verfahren 

- Erarbeitung 
des AO-Entwurfs 

- Abstimmung 
Rahmenlehrplan 

- Erlaßverfahren 

Erläuterung 
zur neuen AO 

fachlich­
didaktische Hilfe 

Rahmen eines Forschungsprojektes durch­

geführt wird. 

Das Inkrafttreten neuer Ausbildungsord­

nungen, wenn sie mit erheblichen Verände­

rungen in den Berufsstrukturen, den Bil­

dungsinhalten oder Prüfungsanforderungen 

verbunden sind, kann eine Evaluation be­

gründen. 

Eine Evaluation kann aber auch im Vorfeld 

von Neuordnungen durchgeführt werden, um 

beispielsweise ein Berufsfeld neu zu schnei­

den, Ausbildungsberufe zusammenzufassen, 

neue zu entwickeln, bestehende zu aktua­

lisieren sowie neue Ausbildungsberufe bei 

ihrer Umsetzung in die Praxis zu begleiten. 

Erprobungsverordnungen und zeitlich be­

fristete Regelungen müssen aus verordnungs­

technischen Gründen evaluiert werden, um 

die entsprechenden Neuregelungen vorzu­

bereiten. 

Für den Zeitpunkt der Evaluation spielen in 

der Regel auch rechtliche, wirtschaftliche, 

technische oder gesellschaftliche Verände­

rungen eine Rolle, die die Qualifikations­

anforderungen in den Betrieben der unter­

schiedlichen Wirtschaftszweige beeinflussen. 

Untersuchungssegmente 
einer Evaluation 

Ausgangsfragen bei einer Evaluation sind, ob 

das Qualifikationsprofil eines Ausbildungs­

berufes auf der Grundlage der entsprechenden 

Ausbildungsordnung den derzeitigen und 

absehbaren betrieblichen Qualifikationsan­

forderungen entspricht und ob bildungspo­

litischen Standards bei der Konzipierung des 

Ausbildungsberufs und der Durchführung der 

Ausbildung eingehalten wurden. Aus den 

jeweiligen Fragestellungen resultieren die 

Untersuchungssegmente, die sich grob auf 

folgende Inhalte beziehen können (vgl. Ab­

bildung 3): 

• auf die Konzeption und Gestaltung der 

Ausbildungsvorschriften, -pläne und -mate­

rialien nach Struktur, Inhalt und Zielsetzung; 
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Abbildung 3: Untersuchungssegmente 

Konzeption 
und 

Gestaltung 

bildungs­
politische 
Standards 

• auf die Umsetzung des Ausbildungskon­

zeptes in die betriebliche Praxis einschließlich 

Prüfung; 

• auf die Bewährung der Ausgebildeten in 

den Betrieben nach der Ausbildung; 

• auf die Überprüfung bildungspolitischer 

Standards im Sinne einer Qualitätssicherung. 

Im Rahmen dieser Untersuchungssegmente 

können folgende Fragestellungen verfolgt 

werden: 

• Hat sich das Ausbildungskonzept bewährt 

und wie sieht die konkrete Umsetzung in der 

betrieblichen Ausbildung aus? 

Diese Frage bezieht sich auf die Vor- und 

Nachteile des Konzeptes, den Umgang damit, 

die Umsetzung in betriebliche Ausbildungs­

pläne. 

• Über welche Qualifikationen verfügen die 

Ausgebildeten im einzelnen? 

betriebliche 
Praxis und 
Prüfungen 

Arbeitssituation 
nach der 

Ausbildung 

Diese Frage bezieht sich auf die Ausprägung 

und Relevanz der unterschiedlichen Quali­

fikationsteile. Sie berührt die inhaltliche 

Schneidung der Berufsbildpositionen und der 

Lernziele des Ausbildungsrahmenplanes und 

ihre betriebliche Vermittlung. 

• Bereiten die vermittelten Qualifikationen 

optimal auf die Anforderungen in den be­

trieblichen Einsatzfeldern vor? 

Diese Frage bezieht sich darauf, ob das er­

worbene Qualifikationsprofil den betriebli­

chen Erfordernissen entspricht, d. h., ob die 

Qualifikationen verwertet werden und in 

welcher Weise die Möglichkeit der berufli­

chen Weiterentwicklung gesichert ist. 

• Entsprechen die entwickelten Ausbil­

dungsberufe bildungspolitischen Maßstäben? 

Diese Frage kann sich z. B. auf den Konflikt 

zwischen bildungspolitischen Standards und 

privater Finanzierung der dualen Ausbildung 

beziehen. 
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• Welche Empfehlungen können für eine 

mögliche Verbesserung der Ausbildung ge­

geben werden? 

Diese Frage bezieht sich auf Vorschläge auf 

der Ordnungs- und der Durchführungsebene 

der Ausbildung. 

Der folgende Kriterienkatalog (vgl. Abbil­

dung 4) enthält die Untersuchungssegmente 

für den betrieblichen Teil der Ausbildung mit 

den eingeschlossenen Fragekomplexen dif­

ferenzierter und konkreter. 

Entwicklung eines 
Kriterienkatalogs 

Der Kriterienkatalog umfaßt Gestaltungs-, 

Anwendungs-, Erfolgs- und Verwendungs­

merkmale sowie bildungspolitische Merk­

male; er enthält Aspekte, die in allen Aus­

bildungsordnungen von Bedeutung sind. 

Ergänzend dazu, werden aber auch berufs­

bzw. berufsfeldspezifische Aspekte aufge­

nommen gemäß der unterschiedlichen Fra­

gestellungen und Zielsetzungen sowie der 

Besonderheiten eines jeden Ausbildungsbe­

rufes. Die BündeJung der unterschiedlichen 

Aspekte sind im Projektdesign zu konkre­

tisieren. 

Für die Entscheidung, ein Evaluationsprojekt 

im Rahmen der Ausbildungsordnungsfor­

schung durchzuführen, wird in Abhängigkeit 

von der Art der Fragestellung und der 

Zielsetzung geprüft, ob und welche Kriterien 

für den Einzelfall in Teilaspekten oder 

vollständig angewendet werden. 

Methoden 

Zur Erfassung und Analyse der Erhebungs­

daten ist es ratsam, nicht nur eine Methode, 

sondern ein ganzes Methodenset anzuwen­

den, das üblicherweise im Rahmen der 

Ausbildungsordnungsforschung eingesetzt 

und im Zusammenhang mit der Fragestellung 



Abbildung 4: Kriterienkatalog zur Evaluation von Ausbildungsordnungen 

1 Gestaltungsmerkmale (Materialien) 

1.1 Ausbildungsordnung 

• (Monoberuf, Schwerpunkte, Fachrichtungen); 
• Dauer der Ausbildung; 
• Ausbildungsberufsbezeichnung; 
• Berufsfeldzuordnung; 
• Ausbildungsberufsbild; 
• Grundbildung - Fachbildung; 
• Berufsschneidung (Vergleich mit verwandten Ausbildungsberufen); 
• Sachliche und zeitliche Gliederung des Ausbildungsrahmenplanes; 
• Prüfungsanforderungen; 
• Formale Gestaltung, Gliederung, Lernzielformulierung, Verständ­

lichkeit, formale Richtigkeit 

1.2 Rahmenlehrplan 

Inhalte der schulischen Ausbildung in Abgrenzung zur betrieblichen 
Ausbildung 

1.3 Umsetzungshilfen 

Erläuterungen; 
Ausbildungsmittel, Medien, Lehrbücher. 

"'' ... 
2 Anwendungsmerkmale (betrieblicher Vermittlungsprozeß) 

• Ausbildungsplanung und -durchführung: 
konzeptionelle, organisatorische, inhaltliche und didaktisch­
methodische Fragen der Vermittlung der verschiedenen Quali­
fikationsbereiche; Einsatzbereiche im Betrieb, 

• Lernorte; Abstimmung zwischen den innerbetrieblichen Lernorten; 
• eingesetzte Methoden und Ausbildungsmittel; Einsatz von neuen 

Techniken; 
• Grad der Selbständigkeit bei der Aufgabenerfüllung; Handlungs­

orientierung in der Ausbildung; Ausbildungsniveau; 
• zeitliche und inhaltliche Abstimmung mit der Berufsschule; 

Formen der Kooperation; 
• Prüfungsvorbereitung. 

3 Erfolgsmerkmale (Prüfung und Ausbildungserfolg) 

• Aufgabenstellung; 
• Prüfungsdurchführung; 
• Ausbildungserfolg; Bestehensquoten; 
• Ausbildungsabbruch. ... 

4 Verwertungsmerkmale (Beschäftigung und Arbeitswelt) 

• Wirtschaftszweige und Betriebsstrukturen mit typischen Arbeits­
plätzen; 

• Anforderungen an den betrieblichen Arbeitsplätzen; 
• Vorbildung und berufliche Bildung der Beschäftigten an den 

betrieblichen Arbeitsplätzen; 
• Einsatzbereiche nach der Ausbildung und Verwertung der 

Qualifikationen; 
• Arbeitsorganisation und Technikeinsatz; 
• Übernahme der Auszubildenden; 
• Zufriedenheit, Akzeptanz, Einkommen der Ausgebildeten; 
• Fortbildung - Fortbildungsmöglichkeiten und Nutzung von 

Fortbildung durch die Mitarbeiter I -innen; 
• Aufstiegsmöglichkeiten, Karrierewege; 
• Abgrenzung Ausbildung/Weiterbildung; 
• Einschätzung der wirtschaftlichen, technischen und sozialen 

Entwicklungen in dem jeweiligen Wirtschaftszweig und der 
Branche sowie ihre Auswirkungen auf die Ausbildungs- und 
Arbeitssituation; Erfassung betriebsrelevanter Daten. 

...... 
5 Bildungspolitische Merkmale 

• Kriterien des Bundesausschusses für Berufsbildung 
• Berufsbildungsgesetz, Handwerksordnung 
• Berufsbereichsspezifische Vorschriften wie Arbeitsschutz­

vorschriften, verkehrsrechtliche Vorschriften, spezielle Sach­
kundenachweise usw. 

und den verfügbaren Ressourcen ausgewählt 

wird (vgl. Abbildung 5): 

• Dokumenten- und Literaturanalyse (wie 

z. B. die Analyse von Jahresberichten, Aus­

bildungsplänen sowie von anderen be­

triebsrelevanten Materialien, aber auch von 

Fachaufsätzen und -büchem); 

lerinnen, Berufsschullehrem/Berufsschul­

lehrerinnen, anderen Bildungsexperten/ -ex­

pertinnen; 

• Betriebsbegehungen, teilnehmende Beob­

achtung. 

• Sachverständigenbefragung/ -gespräche 

mit Experten von Betrieben und Organisa­

tionen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber 

sowie mit Wissenschaftlern/Wissenschaft-

• Sekundärstatistische Auswertungen (amt­

liche Statistik, Karnmerstatistik, betriebliche 

Daten, andere Quellen); 

• schriftliche Befragung mit Hilfe standar­

disierter oder offen formulierter Fragebö­

gen; 

• Interviews von Einzelpersonen und Grup­

pendiskussionen mit Hilfe von Leitfaden; 

Die Erhebungen sollten betriebliche Daten 

und Materialien sowie subjektive Einschät­

zungen der unterschiedlichen Personen­

gruppen im Betrieb, z. B. Personalleiter, 

Ausbildungsleiter, Ausgebildete, Auszubil­

dende und Betriebsratsvertreter berücksich­

tigen. Eine Analyse der Einschätzungen von 

Betroffenen allein wird nicht als ausreichend 
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Abbildung 5: Methoden 
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betrachtet, da subjektive Einstellungen ge­

messen werden müssen an den vorfindbaren 

betrieblichen Strukturen, die sich z. B. in den 

entsprechenden Dokumenten wiederfinden. 

Durch den Einsatz verschiedener Untersu­

chungsmethoden kann die betriebliche 

Ausbildung aus den unterschiedlichen Per­

spektiven analysiert und bewertet werden. 

Es ist selbstverständlich, daß zu Beginn der 

Untersuchung das methodische Vorgehen in 

Abhängigkeit vom Untersuchungsgegenstand 

offengelegt wird. Die Auswahl der Methode 

ist dabei abhängig von der Fragestellung und 

natürlich auch vom finanziellen Volumen, das 

verfügbar ist. Dabei spielt es eine Rolle, ob es 

sich um eine repräsentative Erhebung zur 

Erfassung von Berufsstrukturen oder um die 

Durchführung von Fallstudien zur Erfassung 

detaillierter betrieblicher Anforderungen 

handelt. 

Experten­
gespräch 

Im Abschlußbericht der Untersuchung sollte 

die methodische Vorgehensweise erläutert 

und legitimiert werden. Die eingesetzten 

Methoden sollten hier im einzelnen erläutert 

werden, warum welche Methode für welche 

Fragestellung angewandt wurde, damit auch 

für Außenstehende diese Entscheidung 

nachvollziehbar wird. 

Ausblick 

Dieser Kriterienkatalog bietet als Empfehlung 

zur Durchführung von Evaluationsprojekten 

eine grobe Orientierung an. In dem geplanten 

Forschungsprojekt ,,Evaluation der Ausbil­

dungsordnung Kaufmann/Kauffrau im Ein­

zelhandel" mit einer Laufzeit von April1995 

bis Dezember 1997 soll er exemplarisch 

erprobt werden und gegebenenfalls modifi­

ziert werden. 
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Berufsbildung I i;ernational 

Wang Xianren 
Prof Dr. , Vizepräsidentfür 

Forschung am Regionalin­

stitut für Berufsbildung 

(RIBBL) Shenyang, VR 

China 

Ergebnisse und Erfahrungen 
der Reform der Berufsausbildung 
in der Volksrepublik China 

ln der Volksrepublik China vollzieht 

sich in den letzten Jahren ein rascher 

wirtschaftlicher Aufschwung. Damit 

verbunden ist auch die Notwendig­

keit der Reformierung der chinesi­

schen Berufsausbildung. Um die Re­

form zu beschleunigen, möchten wir 

die Erfahrungen fortgeschrittener 

Länder übernehmen und orientieren 

uns dabei besonders am dualen 

System der deutschen Berufsausbil­

dung. 

Nutzung der Erfahrungen 
des deutschen dualen Berufs­
bildungssystems für die 
Reform der Berufsausbildung 
in der Provinz Liaoning 

Im Jahre 1985 wurde mit Unterstützung der 

Hanns-Seidel-Stiftung in Shanghai der Auf­

bau eines Berufsbildungszentrums für Berufe 

des Berufsfeldes Elektrotechnik begonnen. 

Inzwischen kann eine positive Bilanz gezogen 

werden. Die Einführung bzw. Anwendung 

von Elementen des deutschen dualen Systems 

hat zur Folge, daß die Absolventen der Be­

rufsschule eine höhere Qualifikation als 

andere Schüler besitzen. Gleiche Aussagen 

können gemacht werden zu den Berufsbil­

dungszentren in Nanjing (Bauberufe), in 

Weifang (Kfz-Berufe), in Wuhan (Bauberu­

fe), in Shiyan (Metall- und Elektroberufe), 

aber auch für die Ausbildungszentren in 

Tianjin (AFZ), in Peking (CDAB und PAB) 

und anderen Projekten der GTZ. 

Auf Beschluß der Staatlichen Erziehungs­

kommission (SEK) wurden im Jahre 1988 die 

Städte Suzhou, Changzhou, Wuhu, Shashi 

und Shenyang zu Modellstädten für die Er­

probung des dualen Systems in der Berufs­

ausbildung erklärt. In den genannten Städten 

werden in sehr vielen Berufsschulen die 

Erfahrungen des dualen Systems genutzt, um 

die Berufsausbildung zu reformieren. 

Seit 1991 unterstützt die Regierung der 

Bundesrepublik Deutschland die Regierung 

der Volksrepublik China bei der Gründung, 

dem Aufbau und dem Betrieb der zwei 

Regionalinstitute für Berufsbildung in 

Shanghai und Shenyang sowie dem Zen­

tralinstitut für Berufsbildung in Peking. 

Das Regionalinstitut in Shenyang (Provinz 

Liaoning) betreibt augewandte Forschung und 

erarbeitet Vorschläge für die erforderlichen 

Gesetze, Verordnungen, Ausbildungspro­

grarnme, Lehr- und Lernmittel und Prü­

fungsordnungen für die Berufsschulen in der 

Provinz Liaoning. 

Gemeinsam mit deutschen Langzeit- und 

Kurzzeitfachkräften werden die erarbeiteten 

Materialien in Modellschulen in den Städten 

Shenyang, Dalian, Anshan, Liaoyang und 

Panjin erprobt. Die Modellversuche werden 

gegenwärtig in drei Berufen des Berufsfeldes 

Metalltechnik und zwei Berufen im Be­

rufsfeld Elektrotechnik mit neun Klassen und 

zirka 260 Schülern durchgeführt. Sowohl in 

diesen Schulen aber auch in einigen Betrieben 

findet die duale Ausbildung der Schüler große 

Aufmerksamkeit. 
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Ein Team von Wissenschaftlern, Praktikern 

und Lehrern bearbeitet das Forschungsthema 

"Reforrnierung der Berufsausbildung in der 

VR China unterN utzung der Erfahrungen des 

dualen Systems der Berufsausbildung in der 

Bundesrepublik Deutschland". Entsprechend 

seiner Bedeutung wurde dieses Forschungs­

thema von der Zentralregierung zu einem 

Thema auf Staatsebene erklärt. 

Wichtige Aspekte zur Nutzung 
der Erfahrungen 
des dualen Systems 

• Im Mai 1993 hatte der Autor Ausbil­

dungszentren und Berufsschulen in Deutsch­

land besucht. Es ist beeindruckend, daß mehr 

als 70 Prozent der Abgänger der allge­

meinbildenden Schulen eine Berufsausbil­

dung im dualen System durchlaufen. Für 

China ist es eine wichtige Erfahrung, daß 

aufgrund der engen Verbindung zur Praxis 

eine höhere Qualität, d. h. mehr Fertigkeiten, 

bei den Auszubildenden erreicht werden. 

Damit kann auch die Qualität der Produkte 

verbessert werden. Dies ist sehr wichtig beim 

Übergang von der Plan- zur Marktwirt­

schaft. 

• Das duale System stellt die Einheit zwi­

schen Bildung, Erziehung und Arbeit dar. In 

der Marktwirtschaft werden die Absolventen 

der Berufsschulen nicht automatisch den 

Betrieben zugeteilt. Der Arbeitgeber stellt die 

Fachkräfte entsprechend seines Bedarfs ein. 

Das heißt also, die Marktwirtschaft reguliert 

den Arbeitsmarkt. 

Im dualen System der Berufsausbildung in 

Deutschland sind die Jugendlichen einerseits 

Lehrlinge und andererseits Schüler. Diese 

Dualität wirkt sich für die Auszubildenden 

leistungsfördernd aus. Gegenwärtig befmdet 

sich ganz China in einem Reformierungs­

prozeß. Der Übergang von der Plan- zur 

Marktwirtschaft erfordert auch, das Be­

schäftigungssystem (Marktwirtschaft als 

Regulator des Arbeitsmarktes) und das Re-

krutierungssystem zu reformieren, d. h. freie 

Arbeitsplatzwahl und Chancengleichheit für 

alle Menschen. 

Die Nutzung der Erfahrungen aus Deutsch­

land hilft China, diesen Prozeß schneller zu 

bewältigen. 

• Das duale System der Berufsausbildung ist 

ein erfolgreicher Weg zur Herausbildung 

hochqualifizierter Facharbeiter. Die mit dem 

dualen System verbundene Zielstellung hat 

Schlüsselwirkung für den chinesischen Re­

formierungsprozeß. 

Auch deshalb, weil trotz verschiedener 

Lernorte eine enge Verbindung von Theorie 

und Praxis sowie eine hohe Praxisorientierung 

vorhanden ist. Lehrinhalte, Lehrmethoden, 

Lehrverfahren und Unterrichtsmedien sind 

auf die Rahmenlehrpläne und Ausbildungs­

rahmenpläne abgestimmt. 

• Die Anwendung bzw. Einführung des 

dualen Systems erfordert die Bereitschaft der 

Betriebe, die Berufsausbildung zu gestalten. 

Die Berufsausbildung muß den Bedürfnissen 

der Betriebe dienen. Nur die Betriebe kennen 

ihren Bedarf an qualifizierten Facharbeitern 

und demzufolge müssen sie auch wesentlich 

das Niveau der Berufsausbildung bestimmen. 

In den Betrieben sind die besten Vorausset­

zungen für die Durchführung einer stark 

praxisorientierten Ausbildung. Der Autor ist 

vom Niveau der Berufsausbildung bei AEG in 

Berlin, dem Oberstufenzentrum Metalltech­

nik Berlin und von den hohen fmanzieUen 

Aufwendungen tief beeindruckt. Hier wird 

deutlich, daß die Investitionen in die Be­

rufsausbildung auch Investitionen in die 

Zukunft sind. 

In der VR China müssen die Betriebe 

ebenfaUs teilhaben an der Reformierung der 

Berufsausbildung; das ist der einzig richtige 

Weg, um die Qualität der Facharbeiteraus­

bildung zu steigern. 

• Die Berufsausbildung in Deutschland wird 

auf der Grundlage von Gesetzen durchge­

führt. Das Berufsbildungsgesetz zum Beispiel 

bestimmt und regelt die Berufsausbildung von 

Beginn bis zum Ende der Ausbildung. Dieses 
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Gesetz garantiert das hohe Niveau des dualen 

Systems. 

• Seit zehn Jahren werden in China in einigen 

Ausbildungsstätten und Betrieben die deut­

schen Erfahrungen angewendet. Die Ab­

solventen dieser Berufsschulen sind wegen 

ihrer hohen praktischen Fertigkeiten in Be­

trieben und JointVentures begehrt. Der Ruf 

nach Einführung des dualen Systems unter 

chinesischen Bedingungen wird immer lauter. 

Eine Untersuchung hat ergeben, daß die 

Absolventen des "dualen Systems" bessere 

Abschlußergebnisse erbrachten, als Absol­

venten der "Normalklassen". 

Ansätze zur Reform der 
chinesischen Berufsausbildung 

Berufsfeldbezogene Grundlagen­
bildung 

Das Ziel der chinesischen Berufsausbildung 

wird auf der Grundlage der Entwicklung des 

wirtschaftlichen und sozialen Lebens neu 

bestimmt. Diesbezügliche Forderungen der 

Regierung sind in den Regelungen ,,Ent­

scheidungen zur Reform des chinesischen 

Bildungssystems" und "Entscheidungen zur 

Reformierung der Berufsausbildung" ent­

halten. Wegen komplizierter Rahmenbedin­

gungen bereitet deren Umsetzung jedoch 

große Schwierigkeiten. 

Das Institut (RiBB in Shenyang) arbeitet mit 

verschiedenen Berufsschulen, den sogenann­

ten Modellschulen, zusammen. Bereits bei der 

Erarbeitung der Lehrpläne wird darauf ge­

achtet, daß ein direkter und enger Praxisbezug 

vorhanden und das Verhältnis Fachtheorie zu 

Fachpraxis z. B. im Metallbereich 1 : 2 be­

trägt. 

Noch nicht aUe Berufsschulen haben die 

Notwendigkeit der Ausbildung praktischer 

Fertigkeiten erkannt. In der Berufsausbildung 

in China liegt noch zu häufig der Schwerpunkt 



auf der theoretischen Ausbildung. Das Ver­

hältnis von Fachtheorie zu Fachpraxis zu 

verändern setzt nicht nur Verbesserung der 

materiellen Bedingung voraus, sondern er­

fordert vor allem auch eine Veränderung im 

Denken. 

Ein wesentliches Element des dualen Systems 

ist, daß alle Auszubildenden eines Berufs­

feldes eine einheitliche Grundbildung er­

halten. Das erhöht bei den Jugendlichen die 

Disponibilität, die Anpassungsfähigkeit, die 

praktischen Kenntnisse und ein größeres 

Verständnis für den Beruf. Ausgehend von der 

Erkenntnis, daß man sich unter den Bedin­

gungen der Marktwirtschaft der Arbeiter 

schnell in ein anderes Tätigkeitsfeld einar­

beiten können muß, haben wir unsere Mo­

dellversuche für die Berufe Dreher, Schlosser 

und Schweißer mit einer einheitlichen 

Grundausbildung begonnen. Für die Berufe 

der Elektrotechnik werden wir gleiches tun. 

Fächerstruktur 

Mit der Erarbeitung neuer Rahmenlehrpläne 

wurde eine Veränderung bzw. Reduzierung 

der Fächer vorgenommen. Wurden in den 

Berufen Dreher, Schlosser und Schweißer 

bisher zehn Fachfacher unterrichtet, so 

werden jetzt nur noch die Unterrichtsfächer 

Technologie, Technische Mathematik und 

Technisches Zeichnen gelehrt. Allgemein­

bildende Fächer sind Politik, Chinesisch und 

Sport. Ebenso wird die Fachpraxis als 

selbständiger Teil der Ausbildung behandelt. 

Die Veränderung der Fächerstruktur bedeutet 

nicht einfach eine Verminderung und Zu­

sammenlegung der Unterrichtsfächer, son­

dern es wurde damit auch inhaltlich eine 

grundsätzliche Neugestaltung verbunden. 

Die Vorbereitung, Durchführung und wis­

senschaftliche Begleitung der Modellversu­

che bestimmen die Richtung der Reform 

wesentlich. Bisher hat es in der VR China 

derartiges noch nicht gegeben. 

Unterrichtsmethoden 

Ein weiteres Merkmal des dualen Systems der 

Berufsausbildung ist die enge Verbindung der 

Theorie mit der Praxis. Auch während des 

fachpraktischen Unterrichts wird theoreti­

scher Lehrstoff zum besseren Verständnis der 

Praxis vermittelt. Andererseits begleiten 

praktische Übungen den theoretischen Un­

terricht. Um den Unterricht interessant und 

abwechslungsreich zu gestalten, müssen wir 

auch die Lehrmethoden verändern. In den 

chinesischen Schulen herrscht der Frontal­

unterricht vor. Der Lehrer ist meistens der 

aktive Teil, während die Schüler den passiven 

Teil darstellen. In deutschen Berufsschulen ist 

der Lehrer, bzw. in den Betrieben der Aus­

bilder, häufig der Berater. Eine Gruppe von 

Auszubildenden erhält z. B. einen Auftrag in 

Form eines Projektes, das zu bearbeiten ist. 

Von Anfang an lernen die Schüler, ihre Arbeit 

zu planen und selbständig bzw. im Team 

durchzuführen. 

In China wird versucht, solche modernen 

Unterrichtsmethoden ebenfalls in den Mo­

dellschulen einzuführen. 

Fortbildung der Lehrer und Ausbilder 

In Deutschland haben die Lehrer und Aus­

bilder eine sehr hohe fachlich, didaktisch­

methodische und pädagogisch-psychologi­

sche Qualifikation. Sie sind sehr vielseitig 

ausgebildet und demzufolge in der Lage, sich 

auf neue Anforderungen der Industrie ein­

zustellen. 

In China lehren die Berufsschullehrer eng 

begrenzte wissenschaftliche Themen. Fach­

übergreifende Verbindungen herzustellen, 

bereitet sehr oft Schwierigkeiten. Mit der 

Neugestaltung der Rahmenlehrpläne für 

einige Berufe des Berufsfeldes Metalltechnik 

wurde auch die Fächerstruktur verändert. Es 

war notwendig, neue Überlegungen bezüglich 

des Einsatzes der Lehrer anzustellen. Wäh­

rend bisher in einem Unterrichtsfach immer 

mehrere Lehrer unterrichtet haben, wurden im 

Modellversuch nur ein - höchstens zwei 

Lehrer in einem Fach eingesetzt. Dies ist 

jedoch nur möglich, wenn die Lehrkräfte 

entsprechend fortgebildet werden. 

Das chinesische duale System 

Die wirtschaftlichen, sozialen und politischen 

Bedingungen zwischen der VR China und der 

Bundesrepublik Deutschland weisen grund­

legende Unterschiede auf. Es wäre demzu­

folge ein großer Fehler, wollte man das duale 

System der deutschen Berufsausbildung 

kritiklos nach China übertragen. Sondern: 

Unter Nutzung der Erfahrungen in Deutsch­

land muß in China ein eigenes duales Be­

rufsbildungssystem aufgebaut werden, wel­

ches die chinesischen Bedingungen und 

Besonderheiten berücksichtigt. Dazu gehört 

auch, daß in den Köpfen führender Persön­

lichkeiten der Wirtschaft und Politik, be­

sonders aber auch bei den Leitern der In­

dustriebetriebe, eine Veränderung des Den­

kens eingeleitet und die Bereitschaft ent­

wickelt wird, sich für die Berufsausbildung 

verantwortlich zu fühlen. Für China ist es 

wichtig, das duale System der Berufsaus­

bildung nicht nur im Industriebereich ein­

zuführen, sondern auch in der Landwirtschaft, 

im Handel und im Dienstleistungsbereich. 

Dafür spielt der Kontakt zu den Betrieben eine 

zentrale Rolle. 

Das ist ein langer und schwieriger Weg, den 

China mit der Reformierung der Berufs­

ausbildung begonnen hat. Während der 

langjährigen Tätigkeit in der chinesischen 

Berufsausbildung sind viele Kontakte zu 

deutschen Freunden in der GTZ (Eschborn), 

im BIBB (Berlin) und in Berufsschulen und 

Ausbildungszentren entstanden. Sie leisten 

uneigennützige Hilfe und bieten China große 

Unterstützung. Das trifft auch besonders auf 

die deutsche Expertengruppe zu, die seit 

mehreren Jahren am chinesischen Institut für 

Berufsbildung arbeitet. 
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Nachrichten 
KdBerichte 

Sicherheit und 
Gesundheitsschutz bei 
der Arbeit - ein neues 
Ausbildungsmittel 

Hermann Benner, 

Denny Glasmann 

Im Sinne der EU-Richtlinien muß Si­

cherheit und Gesundheitsschutz bei 

der Arbeit integraler Bestandteil der 

Berufsausbildung sein. Das Bundes­

institut für Berufsbildung hat ein 

neues Ausbildungsmittel entwickelt, 

das diesem integrativen Ansatz durch 

exemplarische Ausbildungsaufgaben 

gerecht wird. Der Einsatz dieses 

Mediensets zielt auf die Entwicklung 

einer beruflichen Handlungsfähigkeit, 

die den Sicherheits- und Gesundheits­

schutzaspekt einbezieht. 

Anlaß 

Gesundheit ist eine entscheidende Vorausset­

zung für die aktive und erfolgversprechende 

Lebensbewältigung. Sicherheit und Gesund­

heitsschutz bei der Arbeit leistet insofern nicht 

nur einen wesentlichen Beitrag für die be­

rufliche Einsatzfähigkeit, sondern darüber 

hinaus auch generell für das individuelle 

Wohlbefinden. 

Die durch Arbeit hervorgerufenen Krankheiten 

oder gar Unfälle verursachen neben den 

persönlichen Belastungen des Arbeitnehmers 

unter betriebs- und volkswirtschaftlichen 

Aspekten betrachtet auch erhebliche Kosten. 

Eine präventive Gesundheitsvorsorge und 

wirksame Verminderung der Gesundheits­

risiken am Arbeitsplatz ist deshalb eine 

Daueraufgabe für alle Verantwortlichen im 

Beschäftigungssystem und in der beruflichen 

Bildung. 

Trotz dieser hohen Bedeutung der Sicherheit 

und des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit 

bestand, wie eine Sichtung der einschlägigen, 

relativ umfangreichen Literatur zeigte, eine 

Lücke, die das Angebot adressatengerechter 

Lern- oder Ausbildungsmittel zu diesem 

Thema betrifft. Ein Sachverständigenkreis des 

Bundesinstituts für Berufsbildung nahm sich 

dieser Problematik an und entwickelte analog 

zu dem Ausbildungsmittel "Umweltschutz in 

den Berufsfeldern Metalltechnik und Elek­

trotechnik" ein im Aufbau und in der Intention 

vergleichbares Medium. Die Bundesanstalt für 

Arbeitsschutz (BAU) in Dortmund betrachtet 

diese Arbeit als positiven Beitrag zur Reali­

sierung des Arbeitsschutzes. 

Entwicklung 

Zunächst mag es fragwürdig erscheinen, ein 

gesondertes Ausbildungsmittel für den inte­

griert zu vermittelnden Arbeitsschutz zu 

entwickeln und herauszugeben. Im Vorder­

grund stand jedoch das Anliegen, eine in der 

Ausbildung gut handhabbare und verständliche 

Hilfe zu erarbeiten, die in besonderer Weise 

Motivation und eine Sensibilisierung für diese 

Thematik weckt. 

Es ging von Beginn der Entwicklungsarbeit an 

nicht darum, alle Themen und Inhalte des 

Arbeitsschutzes vollständig und komplett 

darzustellen. Diesen Zweck sollen weiterhin 

die bereits seit längerem vorhandenen Un­

terlagen, wie z. B. die Sicherheitslehrbriefe der 
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zuständigen Berufsgenossenschaften, erfüllen. 

Dennoch soll auch das hier beschriebene 

Ausbildungsmittel in der Lage sein, Antworten 

auf offene Fragen bezüglich der Sicherheit und 

des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit zu 

geben. Die eigentliche Zielsetzung dieses 

Mediums geht aber weit darüber hinaus. Die 

entwickelten BillB-Unterlagen sollen helfen, 

das arbeitssichere Verhalten zu fördern und im 

Sinne der EU-Richtlinien eine Verstärkung 

des Präventionsgedankens zu verwirklichen. 

Durch ihre didaktische Aufbereitung lassen 

sich die Unterlagen in das Ausbildungsge­

schehen einfügen und ermöglichen eine 

selbständige Erarbeitung der Themen zum 

Arbeitsschutz im Kontext mit den im jewei­

ligen Ausbildungsrahmenplan vorgesehenen 

Qualifizierungszielen. 

Wann, wenn nicht bereits in der Ausbildung 

und im Zusammenhang mit dem Erwerb der 

fachlichen Qualifikationen, können Verhal­

tensweisen im Arbeitsschutz besser und 

nachhaltiger erlernt werden? Deshalb wurde 

das Ausbildungsmittel so gestaltet, daß es die 

Auszubildenden während der gesamten Aus­

bildungszeit begleiten kann. Dies entspricht 

auch der zeitlichen Zuordnung des Lernbe­

reichs Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit im 

Ausbildungsrahmenplan der angesprochenen 

Ausbildungsberufe. 

Medienset 

Das Ausbildungsmittel "Arbeitsschutz" soll 

das Betriebsgeschehen realitätsnah wieder­

geben, deshalb wurden Bilder mit wirklich­

keitsgetreuen Berufssituationen ausgewählt, 

die als Farbfotos möglichst praxisnah An­

knüpfungspunkte für die zu vermittelnden 

Lerninhalte und angestrebten Lernziele bie­

ten. 

Diese relativ aufwendige grafische Gestaltung 

soll das didaktische Anliegen dieses Mediums 

unterstützen. Als beruflich Handelnde wurden 

für die Fotos, soweit sinnvoll, gleiche Personen 



ausgewählt, und zwar im Bereich metallge­

werblicher Arbeitsaufgaben ein Auszubilden­

der und im Bereich elektrotechnischer Auf­

gaben eine Auszubildende. Die von ihnen 

dargestellten Situationen symbolisieren einen 

Handlungsablauf, der im Sinne des Arbeits­

schutzes ausbildungsgerecht, mit der Eig­

nungsuntersuchung beginnend, zu verschie­

denen, für das angestrebte Ausbildungsziel 

typischen Arbeitsplätzen führt. Es handelt sich 

dabei um insgesamt 24 charakteristische Ar­

beitsplätze von Beschäftigten im Bereich der 

Metall- und Elektrotechnik. Sie sollen reprä­

sentativ die Integration des präventiven An­

satzes in das wirkliche Betriebsgeschehen 

verdeutlichen. Die verschiedenen Arbeitsplätze 

sind in acht Bereichen zusammengefaßt: 

• Bereich Werkstatt 

• Bereich Baustelle 

• Bereich Spanen von Hand 

• Bereich Maschinelles Spanen 

• Bereich Fügen 

• Bereich Trennen/Umformen 

• Bereich Elektrische Anlagen 

• Bereich Büro 

Diese Kategorisierung erleichtert dem Aus­

bildungspersonal die Zuordnung von arbeits­

schutzbezogenen Ausbildungseinheiten zu 

weiteren Arbeitsplätzen und die Ergänzung der 

Informationen des Kenntnisheftes für Aus­

zubildende. 

Das gesamte Medienset zum Arbeitsschutz in 

den Berufsfeldern Metall- und Elektrotechnik 

besteht aus vier Broschüren, und zwar aus je 

einem Band mit dem Untertitel 

• Kenntnisse für Auszubildende 

• Aufgaben und Arbeitsblätter 

• Begleitheft für Ausbilder 

• Arbeitstransparente 

Konzeption 

Das Heft "Kenntnisse für Auszubildende" 
liefert thematisch gegliedert einschlägige In­
formationen für ein sicheres und gesund-

heilsschutzbezogenes korrektes Verhalten am 

Arbeitsplatz. Diese Informationen ergeben sich 

aus einer Vielzahl von unterschiedlichen Vor­

schriften, Verordnungen und Gesetzen, die 

ihrerseits auch unmittelbar als Quellen er­

gänzend herangezogen werden können. 

Das Heft ,,Aufgaben und Arbeitsblätter" 

leitet hingegen die Auszubildenden zu einer 

eigenständigen Bearbeitung des Themas Ar­

beitsschutz an. Dabei bestehen verschiedene 

Möglichkeiten, sich mit dieser Thematik aktiv 

auseinanderzusetzen. hn einzelnen sind in 

diesem Heft folgende Lern- und Ausbil­

dungshilfen vorgesehen: 

Aufgabenblätter: Sie erfüllen vor allem die 

Funktion der Lemerfolgskontrolle. Die Aus­

zubildenden können mit ihrer Hilfe selbst 

feststellen, ob und inwieweit sie sich das 

notwendige Fachwissen angeeignet haben bzw. 

welches Informationsdefizit noch zu beheben 

ist. Die dabei gestellten Fragen sind meist frei 

formuliert zu beantworten. 

Arbeitsblätter: Mit ihnen sollen die Auszu­

bildenden entweder allgemeine Themen zum 

Arbeitsschutz selbst erarbeiten, wie z. B. die 

Rettungskette im Betrieb, oder im Sinne der 

Prävention an den abgebildeten Beispielen 

Gefährdungen erkennen und deren Vermei­

dung beschreiben. 

Arbeitsplatzdarstellungen: Mit diesen Ar­

beitsblättem können 24 dargestellte Arbeits­

plätze hinsichtlich der bestehenden Arbeits­

schutzsituation beschrieben, selbständig kom­

mentiert und bewertet werden. 

Checklisten "Arbeitsplatz": Einen weiter­

gehenden Schritt in Richtung Entwicklung und 

Festigung eines arbeitsschutzbezogenen Ver­

haltens ermöglichen die Checklisten. Sie sollen 

die Auszubildenden anregen, ihren jeweiligen 

Arbeitsplatz unter Arbeitsschutzaspekten kri­

tisch zu betrachten und zu untersuchen. 

Darüber hinaus soll damit die Fähigkeit 

trainiert werden, erforderlichenfalls notwen-

dige Sicherheits- und Schutzmaßnahmen 

einleiten zu können. Das selbständige, kon­

struktive Mitdenken, die Entwicklung einer 

gewissen Umsicht und Sensibilität für si­

cherheitsbewußtes Verhalten am Arbeitsplatz 

ist Ziel derartiger Ausbildungsaktivitäten. Es 

gibt acht konkret vorbereitete, d. h. auf be­

stimmte Arbeitsplätze bezogene Checklisten 

und vier Blankos, die auf selbst zu bestim­

mende Arbeitsplätze angewandt werden 

können. Die Auszubildenden sollen während 

ihrer Ausbildung mehrere Checklisten bear­

beiten. 

Projekte: Die globale Anwendung der er­

worbenen sicherheits- und gesundheits­

schutzbezogenen Kenntnisse, Fertigkeiten und 

Verhaltensweisen ist bei der Bearbeitung 

zweier Projekte vorgesehen. Sie sollen die 

Aufmerksamkeit für die Arbeitsschutzpro­

blematik im Betrieb wecken und die Einsicht in 

die Notwendigkeit einer ständigen Ausein­

andersetzung mit diesem Thema vertiefen. Die 

Durchführung der Projekte verlangt ganz 

bewußt, die Wahrnehmung im Betrieb in 

umfassenderer Weise als bei einem spezifi­

schen Arbeitsplatz vorzunehmen, um auch 

solche Sachverhalte erfassen zu können, die 

sonst "so nicht" gesehen werden. Es handelt 

sich dabei einmal um die ,,Sicherheitskenn­

zeichnung" und zum anderen um das 

"Transportwesen" im Betrieb. Anhand von 

Leitfragen wird der jeweilige Arbeitsauftrag 

der Projekte strukturiert. Die Bearbeitung der 

Projekte kann selbstverständlich auch ein 

einzelner Auszubildender vornehmen, vor­

teilhafter aber ist eine Teambearbeitung der 

Projekte durch eine Gruppe von Auszubil­

denden. 

Das vierbändige Ausbildungsmittel Arbeits­

schutz - Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 

der Arbeit - ist kein selbst instruierendes 

Medium. Sein Einsatz in der Ausbildungs­

praxis erfordert geradezu das pädagogische 

Engagement von Ausbildern und Ausbilde­

nnnen. 

In einem Begleitheft für Ausbilder sind 

deshalb die pädagogischen Absichten ange-
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sprochen, fachliche und methodische Hinweise 

zu den Themenbereichen und Lösungen zu den 

Aufgabenblättern gegeben. So finden sich 

beispielsweise in diesem Band Aussagen zur 

Gesetzeslage in Deutschland und in der EU, 

Anregungen zu weiteren Themen, wie Erste 

Hilfe, Brandverhütung und Brandbekämpfung 

oder die Gestaltung eines Hautschutzplanes. 

Darüber hinaus ist darin ein methodischer 

Vorschlag zum Arbeiten mit der Pin-Wand 

beim Thema Arbeitsschutz und eine Litera­

turliste gegeben, die eine Erweiterung und 

Vertiefung der Auseinandersetzung mit der 

Problematik ermöglicht. 

Die Arbeitstransparente enthalten zentrale 

Abbildungen des Ausbildungsmittels Ar­

beitsschutz als Overheadfolien, wie die Dar­

stellung der 24 Arbeitsplatzsituationen und 

Vorlagen mit Themen zur Einführung in die 

Arbeitsschutzproblematik Diese Folien kön­

nen Basis für Gruppendiskussionen der 

Auszubildenden mit und ohne Ausbilder sein. 

Sie beziehen sich unmittelbar auf Arbeitsblätter 

des entsprechenden Arbeitsheftes für Auszu­

bildende. 

Die Konfektionierung der einzelnen Hefte 

erleichtert das Zusammenstellen einer indi­

viduellen und persönlichen Ausbildungsun­

terlage. Sie ist gekennzeichnet durch 

• die Schnellheftung und Loseblattsammlung 

sowie die generelle Vierfachlochung 

• die farbliehe Unterscheidung der Hefte 

und 

• eine seitenweise abgeschlossene Darstel­

lung der einzelnen Themen. 

Damit kann die im Ausbildungsmittel vor­

gegebene Reihenfolge umgestellt und auf die 

betrieblichen Belange bei der Vermittlung 

angepaßt werden. 

Einsatz 

Der Arbeitsschutz ist im Gegensatz zum 

Umweltschutz schon lange Bestandteil der 

Berufsausbildung. Der klassische Arbeits­

schutz, der häufig auch mit abschreckenden 

Beispielen arbeitssicheres Verhalten hervor­

rufen wollte, hat sich inzwischen jedoch zum 

integrierten Arbeits- und Gesundheitsschutz 

weiterentwickelt. Die Konzeption des neuen 

Ausbildungsmittels versucht, diesem Ansatz 

gerecht zu werden und ein Sicherheits- und 

Gesundheitsschutzbewußtsein im Rahmen des 

Aufbaus von beruflicher Fachkompetenz zu 

entwickeln. Dieser Internalisierungsprozeß 

soll im Interesse eines problembewußten 

Verhaltens während der gesamten Ausbil­

dungszeit und während der alltäglichen Aus­

bildungs- und Arbeitssituationen vollzogen 

werden. 

In diesem Sinne ist die Kombination von 

Information, Anleitung, Problem-,Arbeits- und 

Prüfaufgabenstellung zu sehen, wie sie in dem 

beschriebenen Medium gegeben ist. 

EinAusbildungsmittel in gedruckter Form lebt 

natürlich mit und von dem Ausbildungsper­

sonal, das es einsetzt. Die fachlich-inhaltlich 

und fachdidaktische Adaption an die konkrete 

Ausbildungs- und Arbeitssituation sowie die 

inhaltliche Erweiterung und Aktualisierung 

dieses speziellen Ausbildungsgegenstandes 

muß von den Ausbildern und Ausbilderinnen 

geleistet werden. Das Ausbildungsmittel ent­

faltet aber seine Wirkung in der Hand der 

Auszubildenden. Die Auszubildenden werden 

in die Lage versetzt, sich selbst mit ihren 

Arbeitsbedingungen im Hinblick auf den 

Arbeits- und Gesundheitsschutz auseinan­

derzusetzen und konstruktiv an einer Ver­

besserung mitzuwirken. Auch der Arbeits­

schutz ist - übrigens noch stärker als der 

Umweltschutz - keine direkte Fertigkeit, 

sondern eine ständige Herausforderung in den 

sich verändernden Rahmenbedingungen der 

jeweiligen Arbeitsplätze. Sensibilität für die 

dabei in unterschiedlicher Variation auftre­

tenden Probleme, das erforderliche Know-how 

als Basis für selbständiges Weiterlernen und für 

Transferleistungen auf diesem Gebiet sollen 

durch dieses Medienset begründet werden. 
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Aus der Arbeit des 
Ausschusses für Fragen 
Behinderter 

Helena Podeszfa 

Der Ausschuß für Fragen Behinderter 

(AFB) tagte am 14.12. 94 im Berufs­

förderungswerk Frankfurt/ M. und 

informierte sich u. a. über die Zwi­

schenergebnisse des dort laufenden 

Modellversuchs über die berufliche 

Förderung psychisch Behinderter. 

Psychisch Behinderte waren in der Vergan­

genheit eine in der beruflichen Rehabilitation 

benachteiligte Rehabilitandengruppe. In der 

rehabilitationspolitischen Diskussion ist je­

doch in den vergangeneo Jahren ein Wandel in 

der Beurteilung der bemflichen Rehabilita­

tionsmöglichkeiten von psychisch Behin­

derten eingetreten. So stellte die Bundesar­

beitsgemeinschaft für Rehabilitation fest: 

"Hinsichtlich der Rehabilitationsmöglich­

keiten und der Rehabilitationsfähigkeit bei 

chronisch verlaufenden psychischen Er­

krankungen und Behinderungen ist heute der 

rehabilitative Pessimismus der Vergangenheit 

widerlegt, der sich insbesondere auf die 

Möglichkeiten der beruflichen Rehabilitation 

bezog." 1 

In den Berichten der Bundesregierung über 

die Entwicklung und Lage der Rehabilitation 

von 1989 und 1994 wurde der beruflichen 

Rehabilitation psychisch Behinderter ein 

hoher Stellenwert eingeräumt; die Rehabi­

litationseinrichtungen werden aufgefordert, 

sich für diesen Personenkreis weiter zu 

öffnen, die Kostenträger sollen für die er­

forderlichen Rahmenbedingungen sorgen. 2 

In der Vergangenheit scheiterte die syste­

matische Aufnahme einer größeren Anzahl 

von psychisch Behinderten in den Berufs­

förderungswerken oder vergleichbaren Ein­

richtungen der Erwachsenenbildung sowie 

der erfolgreiche Verlauf der beruflichen 



Förderung häufig daran, daß es keine er­

probten Konzepte für die Durchführung von 

abschlußbezogenen Umschulungen für psy­

chisch Behinderte gab. Herkömmliche 

Konzepte für die Durchführung von Um­

schulungen (einschließlich der Vorberei­

tungsmaßnahmen) tragen zwei wesentlichen 

Problemen der angesprochenen Zielgruppe 

nicht ausreichend Rechnung: 

• Die bestimmten psychischen Behinde­

rungen zugrunde liegenden Erkrankungen 

verlaufen phasenhaft. Phasen einer normalen 

Leistungsfähigkeit und Belastbarkeit wech­

seln mit Phasen verminderter Belastbarkeit 

und ggf. der Wiedererkrankung ab. 

• Die Ausübung sozialer Funktionen und 

Rollen ist erschwert. 

Der Modellversuch 
Förderung psychisch Behinderter" 

Das Berufsförderungswerk Frankfurt/M. 

führt deshalb seit 1992 einen vom Bundes­

ministerium für Bildung und Wissenschaft 

(jetzt BMBF) geförderten und vom Bun­

desinstitut für Berufsbildung fachlich be­

treuten Modellversuch durch. Ziel ist es, ein 

Konzept für Berufsförderungswerke oder 

vergleichbare Einrichtungen der beruflichen 

Erwachsenenbildung zu erproben, das 

quantitativ und qualitativ die beruflichen 

Bildungschancen für psychisch Behinderte 

verbessert. 

Dem Modellversuch liegt ein integratives 

Lernkonzept zugrunde: psychisch behinderte 

Rehabilitanden und Rehabilitandinnen wer­

den grundsätzlich in die regulären Maß­

nahmen und Lerngruppen aufgenommen und 

lernen unter den im Berufsförderungswerk 

üblichen Arbeits- und Lebensbedingungen. 

Soweit es die spezifischen Behinderungs­

auswirkungen - phasenweise - erfordern, 

wird der Ablauf der beruflichen Qualifizie­

rung modifiziert, und die Hilfen der beglei­

tenden Dienste werden intensiviert. Vor allem 

das Trainingszentrum - ein Kernstück des 

Modellversuchs - bietet spezielle Hilfestel­

lungen für psychisch Behinderte an. Ent­

sprechend der aktuellen Befindlichkeit und 

Belastbarkeit des Rehabilitanden werden hier 

weitgehend individualisierte Maßnahmen 
• der Berufstindung und Arbeitserprobung 

• der Rehabilitationsvorbereitung 

• der fachlichen Qualifizierung in Zeiten 

drohender oder eingetretener Krisen 

• des Wiedereinstiegs nach längeren Un­

terbrechungen, z. B. nach Aufenthalten in 
psychiatrischen Kliniken sowie 

• der Prüfungsvorbereitung 

durchgeführt. 

Erste Erfahrungen 
aus dem Modellversuch 

Für rund drei Viertel der psychisch behin­

derten Rehabilitanden, die die verschiedenen 

Hilfestellungen des Trainingszentrums in 

Anspruch nahmen, waren diese erfolgreich, 

d. h., ein Abbruch der beruflichen Qualifi­

zierung konnte verhindert oder ein günstiger 

Einstieg in die berufliche Qualifizierung 

geschaffen werden. 

Inzwischen steht dieses Trainigszentrum ei­

nem erweiterten Personenkreis zur Verfü­

gung. Auch Rehabilitanden und Rehabili­

tandinnen mit besonderen psychischen, fa­

miliären und sozialen Belastungen haben 

Zugang. Diese Öffnung ist das Resultat von 

Erfahrungen im Rahmen des Modellversuchs, 

die gezeigt haben, daß es sinnvoll ist, die 

Lösungsansätze für die besonderen Schwie­

rigkeiten der psychisch behinderten Men­

schen auch den anderen Rehabilitanden des 

Berufsförderungswerkes zugute kommen zu 

lassen. Die Auswirkungen des Modellver­

suchs betreffen aber nicht nur das Trai­

ningszentrum. Das integrative Lernkonzept 

und die Individualisierung der oben ge­

nannten Maßnahmen und Hilfen erfordert 

eine intensive Kooperation zwischen den 

Mitarbeitern unterschiedlicher Berufsgrup­

pen. Die einzelfallbezogene, intensive Ko­

operation bei der Förderung psychisch Be-

hinderter regte eine Teamarbeit in neuer 

Qualität an, die über das Modellversuchsteam 

hinaus alle für die berufliche Förderung und 

Unterstützung zuständigen Mitarbeiter und 

Mitarbeiterinnen berufsgruppenübergreifend 

einbezieht, so daß sich Arbeitsabläufe und 

Strukturen im Berufsförderungswerk insge­

samt verändern. 

Ergebnisse der wissenschaftlichen 
Begleitforschung 

Die Ergebnisse der Praxisforschung und 

wissenschaftlichen Begleitung zeigen, daß 

sich das integrative Lernkonzept und die 

besonderen Hilfsangebote bewährt haben: 71 

Prozent der psychisch behinderten Rehabi­

litanden (gegenüber 76 Prozent der Reha­

bilitanden des Berufsförderungswerkes ins­

gesamt) haben die Abschlußprüfung be­

standen. Eine Teilgruppe der psychisch Be­

hinderten, ca. 15 Prozent der Rehabilitanden, 

brauchte für den erfolgreichen Abschluß eine 

über die reguläre, zweijährige Umschu­

lungsdauer hinausgehende Verlängerung der 

Umschulung. 

Für die Beurteilung des Erfolgs der beruf­

lichen Rehabilitation ist letztendlich die 

Wiedereingliederung in Arbeit ausschlagge­

bend: Wie die anderen Absolventen wurden 

auch die psychisch behinderten Absolventen 

des Vorjahres schriftlich über ihre berufliche 

Eingliederung befragt. Danach haben 56 

Prozent der psychisch behinderten Absol­

venten und Absolventinnen Arbeit gefunden 

(gegenüber 69 Prozent der Absolventen des 

Berufsförderungswerkes insgesamt). 

Die Optimierung des Konzepts für die Vor­

bereitung und Unterstützung der psychisch 

behinderten Rehabilitanden beim Übergang 

in das Berufsleben ist einer der Schwerpunkte 

für die weiteren Modellversuchsaktivitäten. 

Entsprechend dem Ansatz des Modellver­

suchs, für die psychisch Behinderten keine 

Sondermaßnahmen schaffen zu wollen, sind 

diese Bemühungen eingebettet in die aktuell 
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auch für die übrigen Rehabilitanden sich 

entwickelnden Hilfen beim Übergang in das 

Berufsleben, die in Kooperation zwischen 

dem Berufsförderungswerk und den 

Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit 

etabliert werden. Soweit es die Behinde­

rungsauswirkungen erfordern, werden für die 

psychisch Behinderten einzelfallbezogen 

besondere Hilfen, in Kooperation mit Mit­

arbeitern der sozialen Netzwerke am Wohnort 

oder soweit diese nicht vorhanden sind, mit 

anderen Ansprechpartnern, zu realisieren 

versucht. 

Die gegenüber den Rehabilitanden insgesamt 

ungünstigere Wiedereingliederungsquote 

unterstreicht die Notwendigkeit, die Hilfen 

beim Übergang in das Berufsleben für psy­

chisch Behinderte weiterzuentwickeln. 

Der Ausschuß für Fragen Behinderter wird 

sich mit diesem wichtigen Thema noch einmal 

gesondert befassen. 

Anmerkungen: 

1 BAR Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation: 

Arbeitshilfe für die Rehabilitation psychisch Kranker 

und Behinderter. Schriftenreihe, Heft 9, 1992, 2 Vg l. 

Zweiter Bericht der Bundesregierung über die Lage 

der Behinderten und die Entwicklung der Rehabili­

tation. Bundesministerium für Arbeit und Sozialord­

nung. Bonn 1989 und vgl. Dritter Bericht der Bun­

desregierung: Die Lage der Behinderten und die 

Entwicklung der Rehabilitation. Bundesministerium 

für Arbeit und Sozialordnung. Bann 1994 

Handbuch für Ausbilder 

Rolf Arnold 

Ausbilder-Handbuch. Aufgaben, Strategien 

und Zuständigkeiten für Verantwortliche in 

der Aus- und Weiterbildung 

Günter Cramer, Hermann Schmidt, Wolfgang 

Wirtwer (Hrsg.) 

Loseblattsammlung mit ca. 6 Ergänzungen 

jährlich, Grundwerk ca. 800 Seiten in einem 

Ordner, Köln: Verlagsgruppe Deutscher 

Wirtschaftsdienst 1994, ISBN 3-87156-165-7, 

Preis 148,00 DM 

Die Herausgeber des neuen Ausbilder­

Handbuches bürgen für Qualität und Pra­

xisbezug. Da ist zunächst Günter Cramer als 

führender Vertreter der betrieblichen Aus­

bildungspraxis zu erwähnen, Hermann 

Schrnidt vom Bundesinstitut für Berufsbil­

dung und schließlich Wolfgang Wittwer, der 

als Hochschullehrer bereits an der Universität 

der Bundeswehr in München reichhaltige 

Erfahrungen mit der Entwicklung von Aus­

bildungsprogrammen für Ausbilder sammeln 

konnte. Entsprechend zielgruppengemäß, 

verständlich und gut didaktisiert liest sich das 

nunmehr von diesem Dreier-Team heraus­

gegebene Handbuch, das in seiner Gewäh­

rungsstruktur eng an die Prüfungs gebiete, wie 

sie von den Ausbildereignungsverordnungen 

gefordert werden, angelehnt ist. Neben den 

,,Rahmenbedingungen der Berufsausbil-
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dung", der "Durchführung der betrieblichen 

Berufsausbildung" sowie grundlegenden 

Fragen der "didaktisch-methodischen Ge­

staltung des Ausbildungsprozesses" und der 

ausführlichen Beschäftigung mit der Ziel­

gruppe "Auszubildende" werden in diesem 

Handbuch jedoch auch Gebiete behandelt, die 

üblicherweise nicht in den Ausbildereig­

nungsverordnungen als eigenständige The­

mengebiete gefordert sind: Es handelt sich um 

die Themenbereiche ,,Personal in der beruf­

lichen Bildung", "Kosten, Nutzen und Fi­

nanzierung der Berufsbildung", "Staatlich 

anerkannte Ausbildungsberufe" und "Be­

rufsbildungsforschung". Mit dieser Aufnah­

me weiterer bzw. mit der deutlichen Ak­

zentuierung dieser oft nur am Rande be­

handelten Aspekte tragen die Herausgeber der 

Tatsache Rechnung, daß das Ausbildungs­

personal heute über seinen engeren Tellerrand 

hinausschauen muß. Betriebliche Ausbilde­

rinnen und Ausbilder müssen heute zum einen 

in umfassender Weise ihr persönliches 

Selbstverständnis entwickeln, zum anderen 

müssen sie aber auch über den For­

schungshintergrund ihrer Tätigkeit und vieler 

anderer Aspekte informiert sein. Diese 

Aspekte werden in dem nunmehr vorlie­

genden Handbuch in einer dichten, an­

schaulichen und verständlichen Weise dar­

gestellt. 

Bei der Lektüre in diesem bereits in der 

Grundversion umfangreichen Werk sieht sich 

der Leser jedoch nicht alleingelassen. Ihm 

helfen das erste Kapitel, welches in seiner 

ausführlichen Gliederung, mit einem Auto­

ren- sowie einem Stichwortverzeichnis einen 

leichten Zugang zu den einzelnen Kapiteln 

und Unterkapiteln der folgenden Kapitel 

ermöglicht. Außerdem ist als zweites Kapitel 

ein - bislang allerdings noch nicht vorlie­

gender - Glossar angekündigt, der weitere 

Hilfen bereitstellen wird. 

Am umfangreichsten ist in der derzeitigen 

Version das dritte Kapitel zu den "Rah­

menbedingungen der Berufsausbildung". In 



diesem Kapitel werden in einer gründlichen 

und nicht überlasteten Form zunächst das 

Bildungssystem der Bundesrepublik Deutsch­

land in seinen historischen und gesellschaft­

lichen Bezügen dargestellt, wobei auch das 

duale System und das System der berufs­

bildenden Schulen sowie der beruflichen 

Weiterbildung verortet werden. Darüber hin­

aus beschreibt dieses Kapitel das System der 

an der Berufsausbildung beteiligten Lernorte, 

wobei neben den betrieblichen Lernorten auch 

die überbetrieblichen und außerbetrieblichen 

Bildungsstätten sowie die Berufsschulen, 

der Lernortverbund u. a. Lernorte in den Blick 

genommen werden. Interessant und zu be­

grüßen ist die Tatsache, daß bereits in diesem 

Kapitel, in dem es um die Rahmenbedin­

gungen der Berufsausbildung geht, der Blick 

auf die "Europäische Union" gerichtet wird, 

indem man sich mit den Bildungssystemen 

anderer Staaten beschäftigt. 

Weitere Punkte sind die politischen Rah­

menbedingungen, wobei es in erster Linie um 

die Darstellung der unterschiedlichen Zu­

ständigkeiten von Bund und Ländern geht. Es 

folgen eine ausführliche Schilderung der 

rechtlichen Rahmenbedingungen und eine 

Darstellung der Problembereiche der Bil­

dungsplanung, der gesellschaftlichen Wert­

und Normorientierung sowie der Berufs­

bildung und Statistik und der organisato­

rischen Einbindung der betrieblichen Bil­

dung. 

Das vierte Kapitel, welches sich mit dem 

Personal in der beruflichen Bildung befaßt, 

beschreibt in einer ausführlichen Weise die an 

der Berufsbildung beteiligten Personen­

gruppen mit ihren Funktionen. Besonders 

erwähnenswert ist, daß dabei auch die 

Funktionen in den Blick genommen werden, 

die gerne übersehen werden, wie z. B. das 

Personal in der Weiterbildung. Auch die 

Beschreibung des Ausbilders weist über die 

sonst üblichen Sichtweisen hinaus. Zwar 

werden zunächst die üblichen Vorausset­

zungen ("Wer darf ausbilden?") untersucht 

und auch das Ausbildungspersonal in Be-

trieben sowie über- und außerbetrieblichen 

Bildungsstätten hinsichtlich seiner Zustän­

digkeiten und Aufgaben genauer beschrieben, 

doch folgt sodann unter der Überschrift "Der 

Ausbilder als Weiterbildender" ein kurzes 

Kapitel, in dem deutlich herausgearbeitet 

wird, daß sich das Aufgabengebiet des 

klassischen Ausbilders in Zukunft erweitern 

wird. Überzeugend wird argumentiert, daß im 

Kontext von Lean Production und Grup­

penarbeit auch der Ausbilder seine Funktion 

in Richtung auf "Begleitung von Verände­

rungsprozessen" wird wandeln müssen. In 

einer lernenden Organisation - so Bernd 

Köpke, der Leiter des Bildungszentrums der 

AEG in Essen- wird der Ausbilder die Rolle 

des Beraters, Coachs und Moderators seiner 

Mitarbeiter und der Auszubildenden zu 

übernehmen haben. 

Das fünfte Kapitel, welches sich mit der 

"Durchführung der betrieblichen Ausbil­

dung" beschäftigt, urnfaßt alle zu diesem 

Thema zu behandelnden Aspekte, wie z. B. 

Führen und Führungsstile, Ausbildungslei­

tung, Ausbildungsplanung, Prüfungen und 

Lernerfolgskontrolle, Ausbildungsberatung 

sowie Förderung vonAuszubildenden, um nur 

einige Aspekte zu nennen. Von grundlegender 

Bedeutung ist in diesem Zusammenhang, daß 

auch die Aspekte "berufliche Förderung von 

Schlüsselqualifikationen", wie Kreativität, 

Selbständigkeit, Systemdenken, Teamfahig­

keit und ,,Europaqualifikation" ausführlich 

behandelt werden (sollen). Ähnliches gilt für 

die Aspekte der Lernort-Kooperation sowie 

für Spezialthemen in der Berufsausbildung, 

wie z. B. Umweltschutz, Umweltmanage­

ment, Arbeitssicherheit und vieles andere 

mehr. 

Das sechste Kapitel schließlich ist das le­

senswerteste Kapitel, da in ihm die didak­

tisch-methodische Gestaltung des Ausbil­

dungsprozesses behandelt wird. Wenig Wert 

wird dabei auf die üblichen Ausbildungs­

methoden, wie z. B. die Vierstufen-Methode, 

gelegt; vielmehr liegt der Hauptakzent auf der 

Darstellung neuerer Methoden, wie mentales 

Training, Mind Mapping, Projektmethode in 

der Ausbildung, Leittext in der Berufsaus­

bildung, Gruppenlernen und Erkundungen. 

Ähnlich innovativ ist der Diskurs zu den 

Medien in der beruflichen Bildung, wobei 

nicht nur von Druck- und AV-Medien die Rede 

ist, sondern auch von Lernhardware, Lern­

mitteln, Arbeitsmitteln, Experimentier- und 

Übungseinrichtungen sowie interaktiv, mul­

timediale Lernsysteme. Daran anschließend 

behandelt das siebente Kapitel die ,,Rolle des 

Auszubildenden", wobei deutlich über eine 

nur formale Behandlung seines Status hin­

ausgegangen wird. Neben psychologischen 

Aspekten werden auch soziologische Aspekte 

sowie medizinische Aspekte der Ausbildung 

dargestellt. 

Das achte Kapitel behandelt das Thema 

"Kosten, Nutzen und Finanzierung der Be­

rufsbildung". Neben einigen grundsätzlichen 

Informationen zu den Aufwendungen für die 

berufliche Aus- und Weiterbildung werden 

einzelne Finanzierungsmodelle dargestellt 

und die Frage nach den Kosten undNutzen der 

Berufsausbildung untersucht. Angekündigt ist 

darüber hinaus eine Beschäftigung mit dem 

Aspekt Kosten-Controlling sowie Wirt­

schaftsförderungs-Angebote; ein großer Teil 

der in diesem Kapitel vorgesehenen Beiträge 

ist in der bislang vorliegenden Version noch 

nicht enthalten. 

Prägnant und informativ ist die Information 

über die staatlich anerkannten Ausbil­

dungsberufe, die von Tibor Adler vom Bun­

desinstitut für Berufsbildung verfaßt worden 

ist. Neben einer Darstellung der Bedeutung 

und Funktion der Ausbildungsberufe finden 

sich einige Hinweise auf die Ordnung der 

staatlich anerkannten Ausbildungs berufe, auf 

die Funktion und Bedeutung von Ausbil­

dungsordnungen, die Verfahren zur Erstellung 

von Ausbildungsordnungen sowie die Eva­

luierung von Ausbildungsordnungen. Ab­

schließend enthält das Kapitel ein Verzeichnis 

der anerkannten Ausbildungsberufe. 
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Das vorliegende Ausbilder-Handbuch von 

Cramer, Schmidt und Wittwer schließt eine 

Lücke in der VorliegendenAusbilder-Literatur 

und ist insbesondere geeignet, für die 

Durchführung von Ausbilderqualifizierungs­

maßnahmen sowie für das Selbststudium von 

Ausbildern. Gerade sein Charakter als Lo­

seblattsarnmlung ermöglicht es Ausbildern, 

ständig auf dem laufenden zu bleiben. Es wäre 

zu hoffen, daß dieses Ausbilder-Handbuch 

eine große Verbreitung findet und sich in dem 

Regal jedes Aus- und Weiterbildners in den 

Betrieben, aber auch in den Berufsschulen 

und anderen an der Berufsausbildung be­

teiligtenlnstitutionen findet. 
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bene Kenntnisse und Fertigkeiten veralten 
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werden können. Das zeigen die Ergebnisse 

des BIBB-Forschungsprojekts "Ausbildung 

und berufliche Eingliederung " . 
Der vorliegende Sammelband enthält 
weitere Erkenntnisse aus dieser repräsen­
tativen Längsschnittstudie zum beruflichen 

Werdegang von Absolventinnen und 
Absolventen aus Metall-, Elektro- und 

kaufmännisch-verwaltenden Berufen. 
Ein Überblick zu den Veröffentlichungen 

und Arbeitspapieren des Forschungspro­
jekts ergänzt die Aussagen . 
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... Inhaltlich sind.tefie Ausbildungsberufe durch 
nungen gereg!lt. Bei ihrer Entwicklung und ABstimmung mit 
den Rahmenlehrplänen der Kultusministerkonferenz wirkt 
eine große Zahl von Sachverständigen der Ausbildungspraxis 
aus Betrieben, Verbänden, Gewerkschaften, zuständigen 
Stellen, Berufsschulen und Behörden mit. Die vorliegende 
Broschüre wendet sich in erster Linie an diese Sachverständi­
gen und informiert sie über die Bedingungen, Zusammen­
hänge und Verfahren der Entwicklung und Abstimmung von 
Ausbildungsorkjnungen sowie die Anerkennmfg,yon Aus­
bildungsberufen. 
Das Gesamtthema ist in elf Teilgebiete gegliedert, die jeweils 
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